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1 Einleitung 
Das Thema des Vierten Gleichstellungsberichts, „Gleichstellung in der sozial-ökologischen Transforma-
tion“, wird angesichts der immer deutlicher spürbaren Folgen des Klimawandels und der entlang der 
verschiedenen Diversitätsmerkmale anhaltend großen Unterschiede in den sozioökonomischen Rahmen-
bedingungen immer relevanter. In der sozial-ökologischen Transformation spielen neben dem Geschlecht 
auch Alter, soziale und kulturelle Herkunft, Hautfarbe, Behinderung, Religion/Weltanschauung sowie 
Krankheit/Behinderung eine Rolle. Die Expertise konzentriert sich auf Geschlechtergleichstellung – einer-
seits wegen ihres begrenzten Umfangs, andererseits aufgrund der beträchtlichen Datenlücken in der 
empirischen Evidenz und weil die aktuelle Datenlage kaum Differenzierung jenseits von Frauen und Män-
nern zulässt, also nicht-binäre Menschen kaum sichtbar macht. Ausdrücklich wird betont, dass Analysen 
aus der Genderperspektive durch die Berücksichtigung weiterer diskriminierungsrelevanter Kategorien 
differenziert werden müssen. Eine systematische Berücksichtigung von Intersektionalität und neben gen-
derbezogenen auch Untersuchungen zu den übrigen diskriminierungsrelevanten Kategorien ist unerläss-
lich. 

Formal geschlechterneutral gestaltete fiskalpolitische Maßnahmen betreffen Frauen und 
Männer unterschiedlich. Dies ist auf Genderdifferenzen bezüglich bezahlter formeller und informeller 
Beschäftigung und Entlohnung, unbezahlter Sorgearbeit bzw. Beteiligung an der sozialen Reproduktion, 
Vermögensbesitz und Konsumverhalten zurückzuführen (Barnett und Grown, 2004) und gilt auch für die 
Umwelt- und Klimaproblematik: Männer und Frauen tragen durch die ungleiche Aufteilung bezahlter Er-
werbs- und unbezahlter Sorgearbeit, die berufliche Segregation sowie daraus resultierenden Unter-
schiede in Einkommen, Vermögen, Konsum und individuellem CO2-Fußabdruck unterschiedlich zu klima-
schädlichem Verhalten bei. Sie sind auch unterschiedlich von den Folgen des Klimawandels und von 
Maßnahmen zur Unterstützung der sozial-ökologischen Transformation betroffen. Ein zentraler Hebel der 
Transformation ist die ökologische Ausrichtung der öffentlichen Finanzen. Dies betrifft auch die 
Ausgestaltung der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben einschließlich der Reform klima- und umwelt-
schädlicher Subventionen (FÖS, 2020a, 2021b). 

Eine einheitliche Definition umweltschädlicher Subventionen existiert nicht (FÖS, 2023a; 
Kletzan-Slamanig et al., 2022; Bär et al., 2024; Plötz et al., 2024). Im Allgemeinen versteht man darunter 
staatliche Leistungen, die bestimmten Zielgruppen zugutekommen und unbeabsichtigte negative Um-
welt- oder Klimawirkungen haben, also die sozial-ökologische Transformation behindern. Sie können in 
Form von staatlichen Ausgaben oder von Steuererleichterungen (Steuersubventionen) gewährt werden. 
Eine erweiterte Definition umfasst auch nicht-finanzielle, implizierte Unterstützungsleistungen wie staat-
liche Garantien oder die Bereitstellung von Leistungen unter dem Marktpreis (UBA, 2021). Die Expertise 
konzentriert sich auf umweltschädliche Steuersubventionen, die in Deutschland innerhalb der um-
weltschädlichen Subventionen einen erheblichen Anteil ausmachen (siehe Abbildung 2). Sie folgt der 
umfassenderen Definition des Umweltbundesamtes (UBA) und schließt Steuervergünstigungen ein, die 
die Bundesregierung in ihrem zweijährlichen Subventionsbericht aufgrund einer ungewöhnlich engen Be-
griffsdefinition nicht als Steuervergünstigungen einstuft. 1  Eine genderbewusste Analyse umwelt-

 
1 Die vor allem aus finanzwissenschaftlicher und steuersystematischer Sicht ungenügende Darstellung von Steuerver-
günstigungen im Subventionsbericht ergibt sich aus seiner Genese und gesetzlichen Grundlage und wird in dem Bericht 
auch anerkannt. Für eine genauere Darstellung siehe auch FÖS 2023b. 
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schädlicher ausgabenseitiger Subventionen, die andere Analyseansätze erfordert, bleibt angesichts des 
begrenzten Rahmens dieser Expertise zukünftigen Arbeiten vorbehalten. 

Wie in vielen anderen Ländern erreichen auch in Deutschland umweltschädliche Subventionen einen 
beträchtlichen Umfang (vgl. Tabelle 1). Für 2018 werden sie auf mindestens 65 Milliarden Euro 
(knapp 2 % des BIP) beziffert. Davon sind 

• knapp 5 Milliarden Euro ausgabeseitige direkte Subventionen und 
• knapp 60 Milliarden Euro einnahmeseitige indirekte Subventionen, zum Großteil Steuerver-

günstigungen. 

 
Abbildung 1: Volumen und Typen umweltschädlicher Subventionen nach Sektoren, 2018 
* Die Subvention von Biokraftstoffen im Umfang von 960 Millionen Euro fällt auch in den Verkehrsbereich, fließt hier 
aber nicht mit in die Darstellung ein. Grund dafür ist die zugrundeliegende Kraftstoffquote, die weder als einnahmeseitig 
noch als ausgabeseitig zu klassifizieren ist. 
** Diese sind: „Steuerentlastung für bestimmte energieintensive Prozesse und Verfahren“ und „Energiesteuervergünsti-
gung für die Stromerzeugung“ (Sektor 1), „Pauschale Besteuerung privat genutzter Dienstwagen“ (Sektor 2) und „Mehr-
wertsteuerermäßigung für tierische Produkte (Sektor 4). 
 
Anmerkung: Die hier abgebildeten Subventionsvolumina sind konservativ gerechnet. Über alle Sektoren hinweg gibt das 
UBA für insgesamt sechs Subventionstatbestände nur Mindestwerte an, die auch höher liegen können, weitere sieben 
Subventionstatbestände sind nicht quantifizierbar und können daher nicht mit abgebildet werden. 
 
Quelle: eigene Darstellung auf Basis von UBA (2021), Tabelle 2. 
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Tabelle 1: Umweltschädliche Subventionen in Deutschland, 2018 

Umweltschädliche Subventionen nach Sektor und Typ 
Volumen in  
Millionen Euro 

1 Energiebereitstellung und -nutzung min. 25.374 

Einnahmeseitig min. 23.891 
Strom- und Energiesteuer-Ermäßigungen für das Produzierende Gewerbe und die Land- und 
Forstwirtschaft 

1.144 

Spitzenausgleich bei der Ökosteuer für das Produzierende Gewerbe 1.720 
Steuerentlastung für bestimmte energieintensive Prozesse und Verfahren 1.290 
Energiesteuervergünstigung für die Stromerzeugung 2.003 
Begünstigungen für die Braunkohlewirtschaft min. 287 
Energiesteuervergünstigungen für Kohle 85 
Herstellerprivileg für die Produzenten von Energieerzeugnissen 342 
Energiesteuerbefreiung für die nicht-energetische Verwendung fossiler Energieträger min. 1.299 
Kostenfreie Zuteilung der CO2-Emissionsberechtigungen 2.134 
Besondere Ausgleichsregelung des EEG für stromintensive Unternehmen und Schienenbahnen 5.400 
Eigenstromprivileg des EEG (Industrie) 3.660 
Begünstigungen der energieintensiven Industrie bei den Stromnetzentgelten 611 
Privilegierung von Sondervertragskunden bei der Konzessionsabgabe für Strom 3.600 
Ermäßigte Sätze für Gewerbe und energieintensive Industrie bei der KWK-Umlage 316 
Ausgabeseitig 1.483 
Steinkohlesubventionen 1.263 
Zuschüsse an stromintensive Unternehmen zum Ausgleich emissionshandelsbedingter Strom-
preiserhöhungen 

219 

Exportkreditgarantien (Hermesdeckungen) für Kohle- und Atomkraftwerke 1 
Subventionierung der Kernenergie n. q. 

2 Verkehr min. 30.822 

Einnahmeseitig min. 29.822 
Energiesteuervergünstigung für Dieselkraftstoff 8.202 
Entfernungspauschale 6.000 
Pauschale Besteuerung privat genutzter Dienstwagen min. 3.100 
Energiesteuerbefreiung der Binnenschifffahrt min. 141 
Energiesteuerbegünstigung von Arbeitsmaschinen und Fahrzeugen, die ausschließlich dem Gü-
terumschlag in Seehäfen dienen 

25 

Energiesteuerbefreiung des Kerosins 8.357 
Mehrwertsteuerbefreiung für internationale Flüge 3.997 
Ausgabeseitig min. 40 
Finanzierung von Kreuzfahrtschiffen über KfW-Ipex-Kredite n. q. 
Reduktion der Flugsicherheitsgebühren durch staatliche Zuschüsse n. q. 
Förderung von Regionalflughäfen min. 40 
Andere 960 
Biokraftstoffe 960 
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3 Bau- und Wohnungswesen 3.050 

Einnahmeseitig  -  
Ausgabeseitig 3.050 
Wohnungsbauprämie 81 
Eigenheimrente 46 
Soziale Wohnraumförderung 1191 
Baukindergeld 6 
KfW-Wohneigentumsprogramm 1.726 
Arbeitnehmer-Sparzulage n. q. 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ n. q. 

4 Land- und Forstwirtschaft, Fischerei min. 6.179 

Einnahmeseitig min. 6.179 
Steuervergütung für Agrardiesel 467 
Befreiung landwirtschaftlicher Fahrzeuge von der Kraftfahrzeugsteuer 470 
Mehrwertsteuerermäßigung für tierische Produkte min. 5.242 
Ausgabeseitig n. q. 
Agrarförderung der Europäischen Union n. q. 
Fischereiförderung der Europäischen Union n. q. 

Alle Sektoren gesamt min. 65.425 

Einnahmeseitig  min. 59.892 
Ausgabeseitig  min. 4.573 
Andere  960 

Erläuterung: min. = mindestens; n. q. = nicht quantifizierbar 
Quelle: eigene Darstellung auf Basis von UBA (2021), Tabelle 2. 

Das Volumen umweltschädlicher Subventionen (in der Definition des Umweltbundesamts) stieg seit 2006 
stetig an. Der aktuelle Bericht mit Daten aus dem Jahr 2018 zeigt, dass 47 % des Volumens auf den 
Verkehrssektor, 39 % auf Energiebereitstellung und -nutzung, 5 % auf Bau- und Wohnungswesen und 
9 % auf die Landwirtschaft entfallen.  

 
Abbildung 2: Entwicklung umweltschädlicher Subventionen in Deutschland 2006–2018, in Milliarden 
Euro 
Quelle: FÖS-Abbildung auf Basis der Berichte des Umweltbundesamts 
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Umweltschädliche Subventionen werden mit spezifischen Zielen vergeben: Sie sollen insbesondere die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen stärken, das Steuersystem vereinfachen oder 
steuersystematische oder soziale Aspekte berücksichtigen. Bemühungen, solche Subventionen zu refor-
mieren, stehen in einem größeren Kontext von Ansätzen, direkte und indirekte Subventionen möglichst 
effizient und transparent zu gestalten, wie sie etwa vom Internationalen Währungsfonds vorangetrieben 
werden (Beer et al., 2022). Genderaspekte spielen dabei bisher kaum eine Rolle. 

Die Beziehungen zwischen Umwelt- und Gleichstellungspolitik sowie die Genderaspekte der sozialökolo-
gischen Transformation sind vielfältig (siehe etwa Marter-Kenyon et al., 2022; OECD, 2021). Sie sind 
ebenso wie die Wechselwirkungen zwischen Gleichstellung und Steuerpolitik (Coelho et al., 2024, für 
einen Überblick) seit den 1990er Jahren Gegenstand der Forschung. Deutlich weniger Aufmerksam-
keit finden Genderaspekte von Steuersubventionen in der internationalen Literatur. Die wenigen beste-
henden Analysen zu den geschlechterspezifischen Wirkungen von Steuersubventionen konzentrieren sich 
auf Steuerausnahmen in etablierten Steuerarten wie der Einkommensteuer, Verbrauchssteuern und der 
Körperschaftsteuer oder auf Steuersubventionen, die „traditionelle“ Gender Gaps wie Einkommensunter-
schiede oder Arbeitsmarktpartizipation beeinflussen (etwa Bastian et al., 2022, für G20-Länder; Lahey, 
2015; oder Macdonald, 2019, für Kanada).2 Kaum vorhanden ist theoretische und empirische Literatur zu 
Genderaspekten von Umwelt- oder CO2-Steuern im Allgemeinen3 sowie zu umwelt- und klimarelevanten 
Steuersubventionen im Besonderen (Coelho et al., 2024). Die wenigen Arbeiten dazu fokussieren ebenso 
wie ein Großteil der Forschung zu den Zusammenhängen zwischen Umwelt und Gender4 auf Entwick-
lungsländer (siehe etwa Kitson et al., 2016). Daher lassen sich sowohl Analyseansätze als auch Ergeb-
nisse nur sehr bedingt auf ein Industrieland wie Deutschland übertragen. Im „Globalen Norden“ klaffen 
in der Forschung zu Umwelt- und Klimapolitik bislang große Lücken zu Genderperspektiven (Eggebø et 
al., 2023). 

Angesichts der bestehenden Unterschiede zwischen den Geschlechtern in sozioökonomischen und -de-
mografischen Rahmenbedingungen, wie Einkommen, Vermögen, Wohnort, Stellung auf dem Arbeits-
markt und Verteilung der Sorgearbeit, ist davon auszugehen, dass Umweltsteuern und umweltrelevante 
Steuersubventionen sowie deren Reform geschlechterspezifische Anreiz- und Verteilungswirkungen ha-
ben. Auch für das Konsumverhalten ist das plausibel, wenn die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und 
unterschiedliche Bedarfe an Konsumgütern bzw. Konsumpräferenzen zu Unterschieden in den individu-
ellen CO2-Fußabdrücken führen – Stichworte Statuskonsum, Mobilitätsverhalten (siehe Destatis, 2022) 
oder Ernährungsstile. 

In Deutschland und anderen Industrieländern sind geschlechtsspezifische Effekte umweltschädlicher 
Steuersubventionen das Ergebnis unterschiedlicher sozioökonomischer Bedingungen, Präferenzen und 
Verhaltensweisen von Frauen und Männern. Keine einzige umweltschädliche Steuersubvention wird ex-
plizit nur für ein Geschlecht gewährt. Ebenso wie die Steuer- und Abgabensysteme der Industrieländer 

 
2 Dieser Fokus auf lange etablierte Steuerarten findet sich in den Analysen von Steuersubventionen im Allgemeinen, 
nicht nur hinsichtlich der Genderaspekte (so etwa bei Beer et al., 2022; oder Redonda et al., 2023). 
3 Die Arbeit von Chalifour (2010) gehört zu den wenigen Ausnahmen. 
4 Siehe dazu etwa den Literaturüberblick von Marter-Keynon et al. (2022). 
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im Allgemeinen haben auch umweltschädliche Steuersubventionen keinen expliziten, sondern einen im-
pliziten Gender Bias.5 

Vor diesem Hintergrund liefert diese Expertise einen konzeptionellen Beitrag zur Analyse der geschlech-
terrelevanten Verteilungs- und Anreizwirkungen umweltschädlicher Steuersubventionen und möglicher 
Reformen. Der Analyserahmen und die konzeptionellen Überlegungen, die in Kapitel 2 erarbeitet wer-
den, werden in Kapitel 3 mit vier Beispielen aus der deutschen Subventionslandschaft illustriert:  
• die Steuerentlastung für bestimmte energieintensive Prozesse und Verfahren 
• die Energiesteuervergünstigung für die Stromerzeugung 
• die pauschale Besteuerung privat genutzter Dienstwagen 
• die Mehrwertsteuerermäßigung für tierische Produkte.  

Zudem wird in Kapitel 4 exemplarisch anhand dieser vier Beispiele aufgezeigt, wie Reformen umwelt-
kontraproduktiver Subventionen gendersensibel analysiert werden könnten und welche Voraussetzun-
gen solche Analysen erfordern. Aufgrund des Mangels an geschlechterdifferenzierten Daten basieren 
die beispielhaften Analysen bestehender umweltschädlicher Steuerausnahmen und möglicher Refor-
men, die die ökologische Verträglichkeit der betreffenden Steuersubventionen stärken, vor allem auf 
vorhandener Literatur. Dabei sind die Untersuchungen in Kapitel 3 und Kapitel 4 nicht als rigorose, auf 
einer stringenten und systematischen Herangehensweise basierende Analyse zu verstehen. Angesichts 
des begrenzten Rahmens dieser Expertise können hier nur erste explorative Untersuchungen und 
Überlegungen angestellt werden, die als Ausgangspunkt für vertiefende Analysen dienen können. 
Es zeigt sich jedenfalls, dass bestimmte Steuersubventionen nicht nur aus ökologischer, sondern auch 
aus Gleichstellungsperspektive problematisch sein können. Auch können Reformen umweltschädlicher 
Steuersubventionen mit geschlechtsspezifischen Wirkungen einhergehen. Die Abschaffung oder Umge-
staltung bestehender umweltschädlicher Steuersubventionen sollte nicht nur auf eine bessere Verträg-
lichkeit mit Umwelt-, sondern auch mit Gleichstellungszielen achten. 

Kapitel 5 legt dar, inwieweit das Thema Gender bisher in der Subventionsberichterstattung und in 
Budgeting-Analysen berücksichtigt wird, und zeigt Ansatzpunkte für eine verstärkte Integration von 
Genderaspekten auf. Kapitel 6 leitet Schlussfolgerungen und Handlungsbedarf ab.

 
5 Vgl. zur Unterscheidung von explizitem und implizitem gender bias Barnett und Grown (2004). 
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2 Analyserahmen 
Zunächst wird ein Analyserahmen entwickelt. Dieser Analyserahmen soll als Ausgangspunkt für die Iden-
tifikation von Gendereffekten bestehender oder geplanter umweltschädlicher Steuersubventionen bzw. 
von deren Reformen dienen. Hierzu werden zunächst Rahmenbedingungen und umweltrelevante Ge-
schlechterunterschiede präsentiert, die die Wirkungen umweltschädlicher Subventionen bzw. von deren 
Reformen beeinflussen. Anschließend werden Arten und Typen umweltschädlicher Steuersubventionen 
klassifiziert. Schließlich werden grundsätzliche Überlegungen zu Reformen umweltschädlicher Steuersub-
ventionen angestellt. 

2.1 Rahmenbedingungen und umweltrelevante Geschlechterdifferenzen 
Umweltschädliche Subventionen verringern die individuellen Kosten der begünstigten Aktivitäten und ha-
ben daher Anreiz- und Verteilungseffekte, die sich aufgrund von Genderdifferenzen geschlechtsspezifisch 
unterscheiden können. Grundsätzlich sind (intendierte und nicht-intendierte) Anreizwirkungen 
bezüglich ökonomischer Entscheidungen in verschiedenen umweltrelevanten Lebensbereichen einerseits 
sowie Verteilungswirkungen andererseits zu betrachten, wobei wiederum kurz-, mittel- und langfris-
tige Wirkungen zu unterscheiden sind. Es geht also erstens darum, ob und welche Verhaltensänderungen 
umweltschädliche Steuerausnahmen bzw. deren Reformen bei Frauen und Männern auslösen und ob sie 
sich zwischen den Geschlechtern unterscheiden. Die zweite Frage ist, ob die mit umweltschädlichen Steu-
ervergünstigungen verbundenen Vorteile bzw. deren Veränderungen durch Reformen Frauen und Männer 
unterschiedlich betreffen. Diese geschlechtsspezifischen Effekte werden unter anderem durch ge-
schlechtsspezifische Rahmenbedingungen und Unterschiede bestimmt. 
 
2.1.1 Geschlechtsspezifische Rahmenbedingungen und Unterschiede 
Grundsätzlich ist bei der Analyse von Genderwirkungen umweltschädlicher Steuersubventionen von einer 
Reihe von Genderdifferenzen auszugehen, die eine Rolle in der Entstehung geschlechtsspezifischer Wir-
kungen spielen. Dabei handelt es sich um allgemeine sozioökonomische sowie um umweltrelevante Rah-
menbedingungen und Geschlechterdifferenzen. Empirische Evidenz zu den umweltrelevanten Genderdif-
ferenzen nimmt jüngst zu, ist aber nach wie vor nur begrenzt verfügbar. 
Geschlechterunterschiede, die bei einer Analyse spezifischer umweltschädlicher Steuerausnahmen und 
ihrer Reformen relevant sein können, bestehen vor allem in den folgenden Bereichen: 
 
Finanzielle Situation 
• Einkommen und Vermögen sind zuungunsten von Frauen verteilt, die Armutsgefährdung im Allge-

meinen ist höher bei Frauen. 
• Frauen sind stärker von Energiearmut betroffen als Männer. 

Konsummuster 
• Männer essen tendenziell mehr Fleisch als Frauen (Bonewit und Shreeves, 2015). In Deutschland 

ernährt sich jede siebte Frau vegetarisch, aber nur jeder vierzehnte Mann (UBA, 2023). 
• Frauen legen mehr Wert auf den Einkauf umweltfreundlicher Produkte (Statistik Austria, 2020, für 

Österreich; und Isenhour und Ardenfors, 2009, für Schweden) und generell auf nachhaltigeren 
Konsum, beispielsweise durch die Reduktion von Reisen oder Recycling (Isenhour und Ardenfors, 
2009, für Schweden).  
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• Die Emissionen einer durchschnittlichen Single-Frau im Bereich Kleidung sind höher im Vergleich 
zu einem durchschnittlichen Single-Mann (Carlsson Kanyama et al., 2021, für Schweden). 

• Freizeitaktivitäten von Männern können im Vergleich zu Frauen emissions- bzw. energieintensiver 
sein (Druckman et al., 2012, für Großbritannien; Räty und Carlsson-Kanyama, 2010, für vier EU-
Länder; Carlsson Kanyama et al., 2021, für Urlaubsaktivitäten in Schweden). 

Zeitverwendung, insbesondere Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit 
• Frauen übernehmen aufgrund der nach wie vor bestehenden traditionellen Rollenverteilung den 

Großteil der unbezahlten Sorgearbeit, die, wie Studien für Österreich (Smetschka et al., 2019) und 
Frankreich (De Lauretis et al., 2017) zeigen, mit relativ geringen Emissionen verbunden ist, aller-
dings auch die Anzahl und Komplexität der zurückzulegenden Wege erhöht. 

• Frauen erledigen den Großteil der unbezahlten Hausarbeit, die mit Energiekonsum verbunden ist, 
sofern Haushaltsgeräte zum Einsatz kommen. 

Stellung am Arbeitsmarkt 
• geschlechtsspezifischer Einkommensunterschied 
• horizontale und vertikale Segregation auf dem Arbeitsmarkt 

Mobilität (Mobilitätsverhalten, Zugang zu Mobilitätsoptionen) 
• Frauen nutzen eher öffentliche Verkehrsmittel, gehen zu Fuß oder fahren mit dem Fahrrad, wäh-

rend Männer eher das Auto nutzen (Eggebø et al., 2023; Statistik Austria, 2020).  
• Frauen legen tendenziell kürzere Wege zurück als Männer (Bonewit und Shreeves, 2015) bzw. sie 

legen aufgrund der verwendeten Verkehrsmittel mehr und komplexere Wege mit niedrigerer Medi-
angeschwindigkeit zurück (SORA, 2017). 

Wohnsituation 
Auch die Wohnsituation von alleinstehenden bzw. alleinerziehenden Frauen und Männern könnte sich 
unterscheiden in Bezug auf 
• Miete versus Wohneigentum 
• Wohnfläche pro Kopf 
• Ausstattung insbesondere hinsichtlich emissionsrelevanter Merkmale (z. B. Energieeffizienz, 

Heizsysteme, etc.) 

Allerdings ist die Datenlage zur geschlechterspezifischen Wohnsituation für Deutschland lückenhaft. Die 
stilisierten Fakten zu umweltrelevanten Geschlechterdifferenzen, die sich der (internationalen) Forschung 
entnehmen lassen, können zwischen einzelnen Ländern unterschiedlich stark ausgeprägt sein. Sie hän-
gen von folgenden Faktoren ab: 
• institutionelle und infrastrukturelle Rahmenbedingungen (beispielsweise Verfügbarkeit von institu-

tioneller Kinderbetreuung oder öffentlichem Verkehr) 
• gesellschaftliche Werte und Normen (beispielsweise hinsichtlich der Aufteilung der Kinderbetreu-

ungsarbeit und der gesellschaftlichen Akzeptanz der Erwerbstätigkeit von Müttern oder der Dring-
lichkeit der Bekämpfung des Klimawandels auch gegenüber anderen wirtschafts- bzw. gesell-
schaftspolitischen Zielen) 

• individuelle Präferenzen 
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Zudem können sich umweltrelevante Geschlechterdifferenzen zwischen einzelnen Gruppen von Frauen 
oder Männern unterscheiden: So nutzen etwa Frauen mit Kindern häufiger ein Auto als kinderlose Frauen 
(Konrad et al., 2016), und die Intensität der Pkw-Nutzung hängt generell vom Einkommen ab. Außerdem 
sind sowohl sozioökonomische Rahmenbedingungen als auch umweltrelevante Geschlechterdifferenzen 
über längere Zeiträume veränderbar: Beispielsweise gleicht sich die Pkw-Nutzung von Frauen und Män-
nern langfristig an (ebd., für Deutschland). 

Für die Analyse einzelner umweltschädlicher Steuersubventionen und ihrer Reformen für Deutschland 
erfordert dies 
• die Identifikation der geschlechtsspezifischen Rahmenbedingungen und Unterschiede, die für die 

betrachtete umweltschädliche Steuersubvention relevant sind 
• die Auswertung aktueller internationaler Studien sowie aktueller Studien für Deutschland 
• die Auswertung detaillierter Daten für Deutschland 
• die Berücksichtigung unterschiedlicher Gruppen von Frauen und Männern 

Exkurs: Determinanten geschlechterspezifischer Unterschiede am Beispiel  
Pkw-Nutzung 

Geschlechtsspezifische Rahmenbedingungen und Unterschiede sind jeweils spezifisch für 
die zu analysierende umweltschädliche Steuersubvention bzw. deren Reform zu identifizie-
ren. Wie vielfältig die Determinanten geschlechtsspezifischer Unterschiede sein können, 
zeigen Konrad et al. (2016) anhand des geschlechtsspezifischen Pkw-Nutzungsverhaltens, 
das von folgenden Faktoren beeinflusst wird:  
• Geschlechtsspezifische Präferenzen, Normen und Einstellungen 
• Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung hinsichtlich Erwerbsarbeit und unbezahlter Sorge-

arbeit und daraus folgender Mobilitätsbedarf 
• Geschlechtsspezifische Restriktionen, beispielsweise die geringere Pkw-Verfügbarkeit 

für Frauen 
• Rational-ökonomische Aspekte bei knapper Verfügbarkeit der Ressource Pkw: Wenn ein 

Haushaltsmitglied (meist der Mann) mehr verdient als ein anderes Haushaltsmitglied 
(meist die Frau), ist es ökonomisch rational, dass das Haushaltsmitglied mit dem höhe-
ren Einkommen Vorrang bei der Nutzung des „Familienautos“ genießt. 

2.1.2 Geschlechtsspezifische Verhaltenseffekte 
Bisher liegt der Schwerpunkt von konzeptionellen Überlegungen sowie konkreten Analysen der Anreizef-
fekte von Steuern auf der Einkommensteuer und fokussiert auf „konventionelle“ ökonomische Entschei-
dungen. Im Mittelpunkt stehen dabei das Arbeitsangebot, die unbezahlte Sorgearbeit, Ersparnisbildung 
und Unternehmertum (OECD, 2022). Anreize bezüglich umweltrelevanten Verhaltens spielen bislang 
kaum eine Rolle, weder in Analysen der Einkommensteuer noch von Verbrauchssteuern oder sonstigen 
Steuern und Abgaben. 

Umweltschädliche Steuersubventionen können den Umstieg auf umweltfreundlichere Alternativen behin-
dern. Sie verringern beispielsweise den Anreiz zum Wechsel von fossilen auf erneuerbare Energien oder 
vom motorisierten Individualverkehr auf öffentliche Verkehrsmittel. Auch können sie die Verbrauchsre-
duktion verzögern, die ohne Subvention durch Einschränkungen umweltschädlicher Aktivitäten oder Ein-
führung von Energieeffizienzmaßnahmen erreicht werden könnten. 
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Im Detail beziehen sich Anreizeffekte auf eine Reihe von umweltrelevanten ökonomischen Entscheidun-
gen, die vor dem Hintergrund der genannten Genderdifferenzen bei Frauen und Männern durch Steu-
ersubventionen bzw. deren Reformen unterschiedlich beeinflusst werden können.  

Hier geht es insbesondere um Entscheidungen über 
• Konsumgüter (Güter des täglichen Bedarfs, Freizeitkonsum, langlebige Konsumgüter etc.) 
• Wohn- und Arbeitsort 
• Mobilität (Verkehrsmittelwahl, Länge von Wegen, die im Rahmen von Erwerbstätigkeit, Freizeitak-

tivitäten und Sorgearbeit zurückzulegen sind) 
• Wohnen (Quellen von Elektrizität, Warmwasserbereitung und Raumwärme, Lage und Größe der 

Wohnung, Wärmedämmung6 etc.).   

Geschlechtsspezifisches umweltrelevantes Verhalten ist neben sozio-ökonomischen Rahmenbe-
dingungen sowie Geschlechterdifferenzen (siehe dazu Abschnitt 2.1.1) durch Geschlechternormen und 
Präferenzen bzw. Einstellungen geprägt (Dukelow et al., 2024; SORA, 2017). Sie beeinflussen beispiels-
weise die Wahl des Verkehrsmittels (Kaijser und Kronsell, 2014), das Freizeitverhalten oder Ernährungs-
stile (Timeo und Suitner, 2018; Modlinska et al., 2020; Rosenfeld und Tomiyama, 2021). Zudem deuten 
Umfragen für Europa darauf hin, dass die Umwelt Frauen ein größeres Anliegen ist als Männern (Arntsen 
et al., 2019). Rice et al. (2020) finden beispielsweise eine höhere Zahlungsbereitschaft von Frauen für 
Flugtickets im Vergleich zu Männern, wenn dafür im Gegenzug die Emissionen des Fliegens reduziert 
werden. Empirische Studien legen auch nahe, dass umweltfreundliches Verhalten und Einstellungen eher 
als unmännlich gelten (Brough et al., 2016), insbesondere die Umstellung von einer fleisch- auf eine 
pflanzenbasierte Diät (Modlinska et al., 2020). Generell scheinen Geschlechternormen (etwa die Vorstel-
lung, dass sich Männlichkeit in einer fleischlastigen Ernährung und der Nutzung großer leistungsstarker 
Pkw ausdrückt) für Männer ein größeres Hindernis für den Umstieg auf umweltfreundlicheres Verhalten 
darzustellen als für Frauen (Adamczyk et al., 2023).7 

Ob umweltschädliche Steuersubventionen nach Geschlechtern differierende Anreizwirkungen auslö-
sen, hängt entscheiden davon ab, ob sich die Steuerreagibilität der begünstigten Aktivität zwischen Män-
ner und Frauen unterscheidet. Die Preiselastizität der Nachfrage8 nach (subventionierten) umwelt-
schädlichen Gütern und Dienstleistungen spielt in diesem Zusammenhang eine zentrale Rolle. Sie wird 
durch sozio-ökonomische Rahmenbedingungen und Geschlechter sowie Geschlechternormen, Präferen-
zen und Einstellungen beeinflusst. 

Die empirische Evidenz zu genderspezifischen Anreizwirkungen von preisbasierten Instrumenten wächst 
zwar, bleibt aber weiterhin begrenzt. Die wenigen vorliegenden einschlägigen Studien weisen auf die 
Existenz geschlechterspezifischer Anreizeffekte hin. So legt etwa eine empirische Studie von Fantechi et 
al. (2024) für Italien nahe, dass die Nachfrage von Frauen nach Fleisch stärker auf preisliche Anreize 

 
6 Wobei hier zwischen Wohneigentümer*innen und Mieter*innen zu differenzieren ist, da letztere keinen Einfluss auf 
Warmwasserbereitung, Raumwärme und Wärmedämmung haben. 
7 Auf die Bedeutung von Intersektionalität in diesem Zusammenhang weisen Bloodhart und Swim (2020) hin. 
8 Die Preiselastizität der Nachfrage misst die Reaktion der Nachfrage auf Preisänderungen, indem die prozentuale Verän-
derung des Preises eines Gutes ins Verhältnis gesetzt wird zu der dadurch ausgelösten prozentualen Veränderung der 
nachgefragten Menge nach diesem Gut. Eine hohe Preiselastizität bedeutet, dass die Nachfrage stark auf Preisänderun-
gen reagiert. Eine geringe Elastizität dagegen zeigt, dass die Nachfrage relativ stabil bleibt, selbst wenn sich der Preis 
ändert. 
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reagiert als von Männern. Dies könnte auf unterschiedlichen sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen 
oder Geschlechterdifferenzen zurückzuführen sein, etwa geschlechtsspezifische Einkommensunter-
schiede: Generell sinkt nämlich die Nachfrageelastizität nach Fleisch mit steigendem Einkommen (Feme-
nia, 2019), was angesichts der geschlechtsspezifischen Einkommensunterschiede für eine stärkere Re-
aktion der Fleischnachfrage von Frauen auf steuerliche Instrumente spricht. Außerdem kann die ge-
schlechtsspezifische Arbeitsteilung zu geschlechtsspezifischen Unterschieden der Preiselastizität der 
Nachfrage führen: So finden Tjørring et al. (2018), dass Frauen aufgrund ihrer primären Zuständigkeit 
für Hausarbeit stärker auf finanzielle Anreize reagieren, die den Preis von Haushaltsenergie beeinflussen. 
Auch Präferenzunterschiede zwischen den Geschlechtern scheinen relevant: Dass Männer sich stärker in 
ihrer Geschlechteridentität über den Konsum von Fleisch oder die Nutzung von großen leistungsstarken 
Pkw bestätigen und umweltpolitische Erwägungen bei Männern eine geringere Rolle spielen als bei 
Frauen, dürfte sich in einer entsprechend geringeren Preiselastizität der Nachfrage nach umwelt- und 
klimaschädlichen Konsumgütern niederschlagen. 

Analysen von Verhaltenseffekten von umweltschädlichen Steuersubventionen sowie deren Reformen soll-
ten folgende Aspekte berücksichtigen: 
• sozio-ökonomische Rahmenbedingungen und Geschlechterunterschiede (durch die betroffenen In-

dividuen nicht direkt selbst beeinflussbar) 
• Geschlechternormen, Präferenzen und Einstellungen (durch die betroffenen Individuen selbst be-

einflussbar) 

Analysen können sich auf existierende empirische Literatur stützen oder erfordern andernfalls eigene 
• statistisch-deskriptive Studien 
• Ex-ante Mikrosimulationsstudien 
• Ex-post ökonometrische Impact-Analysen 
• Gendersensible Umfragen 

2.1.3 Geschlechtsspezifische Verteilungseffekte 
Umweltschädliche Steuersubventionen für Individuen sind mit direkten Verteilungseffekten verbunden, 
die sich allgemein auf das Ausmaß der individuellen Entlastung beziehen. Grundsätzlich geht es um die 
Frage, ob umweltschädliche Steuervergünstigungen Männer und Frauen unterschiedlich entlasten. Ge-
schlechtsspezifische Verteilungseffekte können sich aufgrund von geschlechtsspezifischen sozio-ökono-
mischen Rahmenbedingungen sowie Geschlechternormen, Präferenzen und Einstellungen zwischen 
Frauen und Männern unterscheiden. 

Die geschlechtsspezifischen Verteilungseffekte hängen darüber hinaus von folgenden Faktoren ab (vgl. 
dazu auch Abschnitt 2.2): 
• Definition der Zielgruppe 
• entlastete Aktivität bzw. Bemessungsgrundlage 
• Ausgestaltung der Subvention 
• Steuerart 
• Steuertechnische Ausgestaltung (Freibetrag versus Absetzbetrag) 

Geschlechterdifferenzen können identifiziert werden, indem Folgendes ermittelt wird: 
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• Repräsentanz von Frauen und Männern in der Zielgruppe bzw. der Gruppe der tatsächlich Begüns-
tigten9 durch eine Steuersubvention von ihrer Repräsentanz in der Gesamtbevölkerung 

• Anteile von Frauen und Männern am prognostizierten bzw. tatsächlichen Entlastungsvolumen einer 
Steuersubvention 

• absolute monetäre Entlastung von Frauen und Männern durch eine Steuersubvention 
• relative Entlastung von Frauen und Männern, in der Regel bezogen auf das verfügbare Einkom-

men, durch eine Steuersubvention 

Geschlechtsspezifische Verteilungseffekte der Reform von umweltschädlichen Subventionen können iden-
tifiziert werden, indem Folgendes untersucht wird: 
• Repräsentanz von Frauen und Männern in der Zielgruppe der zu reformierenden Steuersubventio-

nen im Vergleich zur Gesamtbevölkerung 
• Anteile von Frauen und Männern am gesamten prognostizierten bzw. tatsächlichen Belastungsvo-

lumen der zu reformierenden Steuersubvention 
• absolute monetäre Belastung von Frauen und Männern durch die Reform 
• Geschlechtsspezifische relative Belastung (bezogen auf das Einkommen) durch die Reform 

Umwelt- bzw. CO2-Steuern sind in vielen Industrieländern tendenziell regressiv (Ohlendorf et al., 2021). 
So zeigen beispielsweise Klenert et al. (2023) in einer ländervergleichenden Analyse für 24 EU-Länder 
und Großbritannien, dass Steuern auf Fleisch eine – allerdings nur leicht – regressive Wirkung haben. 
Die relative Entlastung durch Verbrauchssteuervergünstigungen auf Fleisch, z. B. durch den reduzierten 
Mehrwertsteuersatz auf Fleisch sowie andere emissionsintensive tierische Produkte, dürfte daher mit dem 
Einkommen sinken. In Hinblick auf fossile Energie ist dieser generelle Befund einer regressiven Wirkung 
von Verbrauchssteuern zu differenzieren: Die empirische Evidenz legt nahe, dass Steuern auf Treibstoffe 
eher progressiv wirken, sodass entsprechende Steuerentlastungen zu mit dem Einkommen steigenden 
Entlastungen führen. Dagegen gehen Ausgaben für fossile Heizstoffe und Elektrizität mit dem Einkommen 
eher zurück (Köppl und Schratzenstaller, 2023). Steuersubventionen im Rahmen der Besteuerung von 
fossilen Heizstoffen und Elektrizität – wie etwa die temporären Senkungen von Energieabgaben zur Ab-
federung der Energiepreiskrise – würden daher Haushalte bzw. Personen mit geringen Einkommen stär-
ker entlasten. 

Soweit die durch Verbrauchssteuersubventionen begünstigten umweltschädlichen Güter, Dienstleistun-
gen und Aktivitäten nicht individuell zurechenbar sind, sondern im Haushaltskontext erfolgen (beispiels-
weise die Anschaffung und Nutzung eines von allen Haushaltsmitgliedern genutzten Autos oder der Ver-
brauch von Elektrizität und fossilen Brennstoffen in einer gemeinsam genutzten Wohnung), ist eine gen-
derspezifische Verteilungsanalyse nur für Einpersonen- bzw. Alleinerziehendenhaushalte möglich. 

Analysen von Verteilungswirkungen von umweltschädlichen Steuersubventionen sowie deren Reformen 
können sich auf existierende empirische Literatur stützen. Andernfalls erfordern sie eigene 
• statistisch-deskriptive Studien 
• Ex-ante Mikrosimulationsstudien 
• Ex-post ökonometrische Impact-Analysen 

 
9 Dies zeigt sich etwa für Dienstwägen in Deutschland: Männer haben etwa viermal so häufig darauf Anspruch wie 
Frauen (Agora Verkehrswende und Öko-Institut, 2021). 



 

  17 
 

Exkurs: Anreiz und Verteilungswirkungen bei Paar- und Mehrpersonenhaushalten 

Die Analyse von individuellen Anreiz- und Verteilungswirkungen von fiskalpolitischen Maß-
nahmen allgemein und entsprechend von umweltschädlichen Steuersubventionen im Be-
sonderen stößt bei Paar- bzw. Mehrpersonenhaushalten an gewisse Grenzen: 
• In Paar- bzw. Mehrpersonenhaushalten werden viele umwelt- und klimarelevante Ent-

scheidungen (beispielsweise hinsichtlich der Anschaffung eines Autos, der Wahl des 
Wohnortes, der Wahl von Urlaubsdestinationen und Freizeitaktivitäten sowie damit ver-
bundener Mobilitätsentscheidungen oder der Zusammensetzung von Speiseplänen) im 
Haushaltskontext auf der Basis haushaltsinterner Verhandlungen getroffen, was die 
Identifikation individueller und ggf. geschlechterspezifischer Anreizeffekte erschwert. 

• Viele (langlebige) Konsumgüter werden von allen Haushaltsmitgliedern genutzt (z. B. 
ein Familienauto), so dass geschlechterspezifische Vorteile bzw. Verteilungswirkungen 
einer Begünstigung durch eine umweltschädliche Steuersubvention (beispielsweise das 
Dieselprivileg) in Paar- bzw. Mehrpersonenhaushalten nur schwer zu identifizieren sind 
und auch aufgrund der Ausgestaltung der jeweiligen Subvention sowie relevanter Rah-
menbedingungen sehr unterschiedlich ausfallen können.10 Relevant ist in diesem Zu-
sammenhang auch eine nach Geschlecht unterschiedliche Nutzungsintensität. So haben 
Männer oft Priorität, wenn der PKW in einem Haushalt eine knappe Ressource ist – 
siehe Konrad et al. (2016). Auch kommt der Nutzen bestimmter Fahrten, etwa Trans-
port der Kinder zu Freizeitaktivitäten, nicht dem oder der Fahrer*in zugute, sondern 
den transportierten Personen. 

• Selbst wenn die Vorteile aus einer umweltkontraproduktiven Steuersubvention wie der 
Entfernungspauschale oder dem Dienstwagenprivileg eindeutig einem Haushaltsmit-
glied zuzurechnen sind, kann in Paar- bzw. Mehrpersonenhaushalten eine haushaltsin-
terne Umverteilung der finanziellen Vorteile dazu führen, dass die effektiven von den 
formalen Verteilungseffekten abweichen. 

Die Identifikation geschlechtsspezifischer Unterschiede kann erfolgen durch 
• Geschlechtersensible Haushaltsbefragungen zu Nutzungsverhalten bzw. umweltrele-

vante Aktivitäten, die auch geschlechtsspezifische Unterschiede in Mehrpersonenhaus-
halten erfassen können 

• Die Verwendung von Daten und Studien für Einpersonen-Haushalte. Die stößt allerdings 
bei Aktivitäten an Grenzen, die für andere Haushaltsmitglieder unternommen werden, 
wie beispielsweise Fahrdienste oder Hausarbeit. 

  

 
10 Beispielsweise kann die Zurverfügungstellung eines Dienstwagens in Abhängigkeit davon, ob dessen Nutzung auch für 
andere Familienmitglieder zulässig ist, und von der Qualität des öffentlichen Verkehrs dazu führen, dass die Anzahl der 
Pkw im Haushalt erhöht oder reduziert und dadurch der Zugang zu Mobilitätsoptionen verändert wird. 



 

  18 
 

2.2 Arten und Typen umweltschädlicher Subventionen 
Umweltschädliche Steuersubventionen können anhand von mehreren Kriterien kategorisiert werden 
(siehe etwa Kletzan-Slamanig et al., 2022). Aus Geschlechterperspektive sind für eine Kategorisierung 
von umweltschädlichen Steuersubventionen insbesondere folgende Kriterien von Bedeutung:  
• Zielgruppen 
• betroffene Steuerkategorien bzw. Steuerarten 
• geförderte Bereiche bzw. Sektoren.  

Für individuelle Steuersubventionen sind jeweils alle drei Kriterien relevant und eng miteinander ver-
schränkt. Sie sind daher sämtlich bei der Analyse bestehender umweltschädlicher Steuerausnahmen und 
ihrer Reformen zu berücksichtigen.  

2.2.1 Zielgruppen 
Nach den Zielgruppen, die sie entlasten sollen, können umweltschädliche Steuersubventionen für pri-
vate Empfänger*innen (Individuen bzw. private Haushalte) einerseits und für Unternehmen ande-
rerseits unterschieden werden. 

Private Empfänger*innen 
Umweltschädliche Steuersubventionen für private Empfänger*innen können sich an Individuen oder pri-
vate Haushalte richten. Sie reduzieren die individuellen Kosten der betreffenden Aktivitäten, Güter oder 
Dienstleistungen, beispielsweise von fossilen Treibstoffen, von emissionsintensiven Lebensmitteln oder 
des zurückgelegten Arbeitswegs. Damit haben sie direkte (intendierte oder nicht-intendierte) Anreiz- und 
Verteilungseffekte, die sich aufgrund von Geschlechterdifferenzen (siehe dazu Abschnitt 2.1) zwischen 
Frauen und Männern unterscheiden können. Aus Geschlechterperspektive von besonderem Interesse 
sind Steuersubventionen, die für Individuen und nicht für Haushalte gewährt werden (z. B. das Dienst-
wagenprivileg). Von ihnen gehen direkte individuelle, gleichstellungsrelevante Anreiz- bzw. Verteilungs-
effekte auf die Empfänger*innen aus. 

Konkret stellen sich folgende Fragen: 
• Wirken sich umweltschädliche Steuerausnahmen bzw. deren Reformen unterschiedlich auf das 

umweltrelevante Verhalten von Frauen und Männern aus (Anreizeffekte)? 
• Kommen umweltschädliche Steuerausnahmen Frauen und Männern unterschiedlich zugute bzw. 

belasten Reformen Frauen und Männer unterschiedlich (Verteilungseffekte)? 

Unternehmen 
Umweltschädliche Subventionen für Unternehmen verringern die Kosten umweltrelevanter Inputs und 
entlasten direkt die anspruchsberechtigten Unternehmen. Sie sind potenziell mit indirekten gleichstel-
lungsrelevanten Effekten verbunden, die Frauen und Männer unterschiedlich betreffen können. Neben 
allgemeinen sowie umweltrelevanten Geschlechterdifferenzen (siehe Abschnitt 2.1) hängen die indirekten 
geschlechterspezifischen Effekte umweltschädlicher Steuersubventionen von mehreren Faktoren ab: 
• Entlasteter Sektor (Energiebereitstellung und -nutzung, Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Land- 

und Forstwirtschaft, Fischerei) 
• Entlastete Branche (z. B. Energieerzeugung, Nahrungsmittelproduktion) 
• Größe der entlasteten Unternehmen 
• Art der entlasteten Aktivität (z. B. Verbrauch fossiler Energie) 
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Indirekte geschlechterspezifische Effekte von umweltschädlichen Steuersubventionen hängen davon ab, 
welcher Gruppe die bewirkten Entlastungen zugutekommen. Entlastungen von Unternehmen durch um-
weltschädliche Steuerausnahmen können über unterschiedliche Kanäle wirken und somit unterschiedliche 
Gruppen begünstigen: 
• Die Entlastungen können die Wettbewerbsfähigkeit der entlasteten Unternehmen erhöhen und Ar-

beitsplätze sichern. Geschlechtsspezifische Effekte können durch vertikale oder horizontale Segre-
gation in der Beschäftigungsstruktur oder geschlechtsspezifische Einkommensunterschiede entste-
hen. 

• Die Entlastungen können in zusätzliche Investitionen der entlasteten Unternehmen fließen und 
dort die Beschäftigung erhöhen. Geschlechtsspezifische Effekte können durch vertikale oder hori-
zontale Segregation in der Beschäftigungsstruktur (unterschiedliche Frauen- und Männeranteile bei 
Beschäftigten, Tätigkeiten, Management- und Führungspositionen) oder geschlechtsspezifische 
Einkommensunterschiede entstehen. 

• Die Entlastungen können die Gewinne der entlasteten Unternehmen erhöhen, die an die Eigentü-
mer*innen ausgeschüttet werden können. Geschlechtsspezifische Unterschiede können durch Ge-
schlechterdifferenzen in der Eigentümer*innenstruktur (unterschiedliche Frauen- und Männeran-
teile, Geschlechterdifferenzen in der Verteilung der Unternehmensanteile) entstehen. 

• Die Entlastungen können durch höhere Löhne und Gehälter an die Beschäftigten weitergegeben 
werden. Geschlechtsspezifische Effekte können durch vertikale oder horizontale Segregation in der 
Gruppe der Beschäftigten (unterschiedliche Frauen- und Männeranteile bei Beschäftigten, Tätigkei-
ten, Management- und Führungspositionen) oder geschlechtsspezifische Einkommensunterschiede 
entstehen. 

• Die Entlastungen können über sinkende Preise an die Konsument*innen weitergegeben werden. 
Geschlechtsspezifische Effekte können durch Geschlechterdifferenzen in der Gruppe der Konsu-
ment*innen (unterschiedliche Frauen- und Männeranteile, geschlechtsspezifische Präferenzen, ge-
schlechtsspezifische Einkommensunterschiede) entstehen. 

Somit stellen sich folgende Fragen, die mit einer Reihe von Indikatoren untersucht werden können, die 
den Status Quo abbilden: 
• Welche geschlechtsspezifischen Effekte sind mit einer Sicherung bzw. Erhöhung von Beschäftigung 

und Einkommen in den entlasteten Unternehmen/Branchen verbunden? 
Indikatoren: 
− Frauen- und Männeranteile bei den Beschäftigten 
− Frauen- und Männeranteile bei Führungs- und Entscheidungspositionen 
− Branchenspezifische Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern 

• Welche geschlechtsspezifischen Effekte sind mit zusätzlich an die Eigentümer*innen ausgeschütte-
ten Gewinnen verbunden? 
Indikatoren: 
− Unternehmens- bzw. branchenspezifische Frauen- und Männeranteile an Aktionär*innen bzw. 

Eigentümer*innen 
− Unternehmens- bzw. branchenspezifische durchschnittliche Höhe der Aktieninvestments von 

Frauen und Männern 
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• Welche geschlechtsspezifischen Effekte sind mit einer Senkung der Preise für die Güter und 
Dienstleistungen der entlasteten Unternehmen/Branchen für die Konsument*innen verbunden? 
Indikatoren: 
− Frauen- und Männeranteile an den Konsument*innen entlasteter Güter und Dienstleistungen 

(beispielsweise emissionsintensive Nahrungsmittel) 

Die Beantwortung dieser Fragen kann in einem ersten Schritt mit Hilfe statistisch-deskriptiver Statistiken 
erfolgen, auf der Grundlage von Daten, die den Status Quo abbilden. Dabei ist eine erste Herausforderung 
die Verfügbarkeit der benötigten Daten. So sind beispielsweise unternehmens- bzw. branchenspezifische 
Informationen zu Frauen- und Männeranteilen an Aktionär*innen sowie zur Höhe der Aktieninvestments 
nicht vorhanden. 

Allerdings kann eine Betrachtung dieser Daten keine Aussage über einen ursächlichen Zusammenhang 
zwischen einer umweltschädlichen Steuersubvention und möglichen Effekten auf der Unternehmens-
ebene liefern. So können etwa Veränderungen in der Beschäftigung und den Einkommen in einer Branche 
auf eine Reihe von Einflussfaktoren zurückgehen, die nicht mit der untersuchten umweltschädlichen Sub-
vention zusammenhängen. Gleiches gilt für die Entwicklung der Gewinnsituation der entlasteten Unter-
nehmen sowie die Preisgestaltung. 

2.2.2 Steuerkategorien bzw. Steuerarten 
Umweltschädliche Steuersubventionen lassen sich in unterschiedliche Steuerkategorien unterteilen, 
die sich wiederum in einzelne Steuerarten aufgliedern lassen: 
• Steuern auf Einkommen 

− Einkommensteuer 
− Körperschaftsteuer 

• Steuern auf Konsum 
− Mehrwertsteuer 
− Spezifische Verbrauchssteuern (z. B. Energiesteuer) 

• Steuern auf Vermögen 
− Grundsteuer 
− Erbschafts- und Schenkungssteuer 

Diese Steuerkategorien bzw. Einzelsteuerarten und mit ihnen verbundene Steuerausnahmen sind mit 
einer Reihe von direkten und indirekten Anreiz- und Verteilungswirkungen verbunden, die sich aufgrund 
der zwischen den Geschlechtern differierenden sozioökonomischen Situation für Frauen und Männer un-
terscheiden können (Coelho et al., 2024; Lahey, 2018).  

Für die Analyse der geschlechtsspezifischen Anreizeffekte von umweltkontraproduktiven Steuersubven-
tionen und deren Reformen in Hinblick auf umweltrelevante Entscheidungen ist die Unterscheidung von 
Steuern in verschiedene Steuerkategorien nicht unmittelbar relevant. Vielmehr geht es darum zu prüfen, 
wie sich die durch umweltschädliche Subventionen verringerten individuellen Kosten umweltschädlichen 
Verhaltens auf umweltrelevante Entscheidungen von Frauen und Männern auswirken. Solche Kostenre-
duktionen können durch innerhalb unterschiedlicher Steuerkategorien implementierte umweltschädliche 
Steuersubventionen erzielt werden, wobei insbesondere die Einkommensteuer sowie Verbrauchssteuern 
relevant sind. Wie in Abschnitt 2.1 erläutert, werden die Anreizwirkungen durch die Preiselastizität der 
Nachfrage determiniert, die sich zwischen Frauen und Männern unterscheiden kann.  
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Die direkten geschlechtsspezifischen Verteilungseffekte umweltschädlicher Steuersubventionen 
hängen dagegen davon ab, im Rahmen welcher spezifischer Steuerart sie gewährt werden. 

Mit Bezug auf die Einkommensteuer können geschlechtsspezifische Verteilungseffekte entstehen durch 
• Unterschiede in der Einkommenshöhe von Frauen und Männern 

− Umweltschädliche Steuerausnahmen in Form von Freibeträgen, die die steuerliche Bemes-
sungsgrundlage (d. h. das zu versteuernde Einkommen) reduzieren, bewirken bei Anwendung 
eines direkt progressiven Einkommensteuertarifs, dass die absolute und relative Entlastung 
mit zunehmendem Einkommen steigt (sogenannte Degressivwirkung). Da Frauen im Durch-
schnitt weniger verdienen als Männer, werden sie daher absolut sowie bezogen auf ihr Ein-
kommen weniger von als Freibetrag ausgestalteten umweltkontraproduktiven Steuersubven-
tionen (z. B. Entfernungspauschale) entlastet als Männer.  

− Umweltschädliche Steuersubventionen in Form von Absetzbeträgen, die die Steuerschuld 
verringern, kommen eher Frauen als Männern zugute: Die absolute Entlastung ist unabhängig 
vom Einkommen konstant, die relative Entlastung sinkt jedoch mit dem Einkommen. 

− Da Frauen in der Gruppe der Einkommensbezieher*innen überrepräsentiert sind, deren zu 
versteuerndes Einkommen unter den einkommensteuerlichen Grundfreibetrag fällt und die 
daher weder ein zu versteuerndes Einkommen noch eine Einkommensteuerschuld aufweisen, 
kommt eine Entlastung durch Einkommensteuerbefreiungen, die nicht mit einem „Negativs-
teuerelement“ gekoppelt sind, bei ihnen im Vergleich zu Männern häufiger nicht an. 

• Unterschiede in der Repräsentanz von Frauen und Männern in der Gruppe der Begünstigten (z. B. 
Pendler*innen, Nutzer*innen von Dienstfahrzeugen) 

Verteilungswirkungen von umweltschädlichen Subventionen, die innerhalb von Verbrauchssteuern ge-
währt werden, hängen ab 
• vom Einkommen und der einkommensabhängigen Konsumneigung: Für viele umweltschädliche 

Güter und Dienstleistungen nehmen die Ausgaben bezogen auf das verfügbare Einkommen ten-
denziell ab (z. B. Ausgaben für fossile Heizstoffe und Elektrizität, Nahrungsmittel tierischen Ur-
sprungs), für andere (z. B. Treibstoffe, hochwertiges Fleisch) wird dagegen ein steigender Anteil 
des verfügbaren Einkommens ausgegeben, wenn dieses zunimmt. Frauen, die im Durchschnitt ein 
geringeres verfügbares Einkommen als Männer haben, werden daher durch Steuervergünstigun-
gen im ersteren Fall relativ stärker, im letzteren Fall geringer entlastet als Männer.  

• von den Frauen- und Männeranteilen in der Gruppe der Begünstigten, die aufgrund von unter-
schiedlichen sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen sowie umweltrelevanter Genderdifferenzen 
von den Frauen- und Männeranteilen in der Gesamtbevölkerung abweichen können (siehe dazu 
Abschnitt 2.1.1).  

Umweltkontraproduktive Steuerausnahmen im Rahmen der Unternehmensbesteuerung sowie vermö-
gensbezogener Steuern existieren in Deutschland kaum und wenn, entfalten sie – anders als Subventio-
nen im Rahmen von Einkommens- und Verbrauchssteuern – geringe Wirkung. Für diese Analyse spielen 
sie deshalb keine nennenswerte Rolle. 
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2.2.3 Sektoren 
Umweltschädliche Steuersubventionen können schließlich unterschiedlichen Bereichen/Sektoren bzw. 
ökonomischen Aktivitäten zugutekommen. Von besonderer empirischer Relevanz sind die folgenden Be-
reiche (Kletzan-Slamanig et al., 2022): 
• Verkehr 
• Energieerzeugung und -verbrauch 
• Bau- und Wohnungswesen 
• Landwirtschaft.  

Die Subventionen in diesen Bereichen bevorteilen unterschiedliche Zielgruppen, mit direkten bzw. indi-
rekten gleichstellungsrelevanten Anreiz- und Verteilungswirkungen (vgl. Abschnitt 2.2.1). Andererseits 
geht es um eine Reihe von Steuerkategorien bzw. Steuerarten (vgl. Abschnitt 2.2.2), die in den einzelnen 
Bereichen unterschiedlich relevant sind. Insofern liegt dieses Kriterium quer zu den in den vorhergehen-
den Abschnitten 2.2.1 und 2.2.2 erläuterten Kategorisierungen. 

2.3 Grundsätzliche Überlegungen zu Reformen umweltschädlicher Steu-
ersubventionen 

2.3.1 Zielsetzungen genderbewusster Reformen umweltschädlicher Steuersubventionen 
Reformen umweltschädlicher Steuersubventionen können ökologische und genderbezogene Zielsetzun-
gen verfolgen. Je nach konkreter Steuersubvention können ökologische und genderbezogene Zielsetzun-
gen harmonieren oder in Konflikt zueinanderstehen. Werden bei bestimmten umweltschädlichen Subven-
tionen unerwünschte geschlechtsspezifische Effekte identifiziert (beispielsweise eine Bevorzugung von 
Männern gegenüber Frauen, wie beim Dienstwagenprivileg), sollte die Konsequenz nicht eine gender-
sensible Ausgestaltung der betreffenden Steuersubvention sein. Vielmehr sollte sie je nach verfolgter 
Zielsetzung und generellem wirtschafts- und umweltpolitischem Kontext entweder abgeschafft oder unter 
Beachtung von Umwelt- und Gleichstellungsaspekten reformiert werden. 

Reformen umweltschädlicher Steuersubventionen, die deren umweltkontraproduktiven Effekte reduzie-
ren oder abschaffen, können folgende ökologische Zielsetzungen umfassen: 
• Stärkung der Konsistenz der Fiskalpolitik im Sinne des Art. 2.1 c des Pariser Klimaschutzabkom-

mens (Bär et al., 2021) 
• Stärkung der Politikkohärenz, da Effekte von klimapolitischen Maßnahmen nicht mehr durch die 

umweltschädlichen Subventionen konterkariert werden 
• Schaffung budgetärer Spielräume, um andere Steuern zu senken, die die sozialökologische Trans-

formation behindern und aus Gleichstellungsperspektive problematisch sind, wie hohe Abgaben 
auf Arbeitseinkommen, oder um alternativ Investitionen in die sozialökologische Transformation zu 
ermöglichen 

Reformen umweltschädlicher Steuersubventionen können folgende genderbezogene Zielsetzungen 
umfassen: 
• Verringerung/Beseitigung negativer Genderwirkungen der umweltkontraproduktiven Subvention in 

ihrer bestehenden Ausgestaltung 
• Vermeidung negativer Gendereffekte durch die Reform (evtl. durch Kompensationsmaßnahmen) 
• Ggf. positiver Beitrag der Subvention zur Korrektur bestehender Geschlechterungleichheit in einem 

Politikfeld  
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3.2.3 Erfolgsfaktoren genderbewusster Reformen umweltschädlicher Steuersubventionen 
• Reformen sollten Verteilungseffekten und besonders vulnerablen Gruppen bzw. deren Identifika-

tion besonderes Augenmerk schenken, um soziale Härten zu vermeiden und die soziale Akzeptanz 
von Reformen sicherzustellen. Dabei sollte besonders auf Einpersonenhaushalte bzw. Alleinerzie-
her*innenhaushalte mit geringen Einkommen, ältere Personen mit fixem Einkommen (Rentner*in-
nen) sowie Menschen mit Migrationshintergrund und POC geachtet werden. 

• Die Energiepreiskrise und die Inflation infolge des Ukraine-Kriegs haben die öffentliche Aufmerk-
samkeit für Strompreissteigerungen weiter verstärkt. Reformen, die zu Preissteigerungen beitra-
gen würden, müssten daher kommunikativ gut begleitet werden. 

• Reformen sollten von gezielten sozialpolitischen Maßnahmen bzw. Kompensationsmechanismen 
zur Abfederung von unerwünschten (geschlechterspezifischen) Verteilungswirkungen der Reform 
begleitet werden (Kitson et al., 2016). 

• Reformen sollten zunächst mit solchen beginnen, die relativ geringe geschlechterspezifische Ver-
teilungswirkungen haben (Kitson et al., 2016), da weniger Widerstand zu erwarten ist. 

• Werden Reformen nicht an isolierten Einzelmaßnahmen durchgeführt, sondern in übergreifenden 
Konzepten geplant, können sie politisch besser durchsetzbar sein und größere öffentliche Akzep-
tanz erfahren. Unerwünschte gruppenspezifische Verteilungseffekte einzelner Maßnahmen können 
sich (teilweise) untereinander ausgleichen. 

• Um genderbewusste Reformen in übergreifende Konzepte zu integrieren, könnte z. B. an die Dis-
kussionen zum Thema Wirkungsorientierung öffentlicher Finanzen angeknüpft und Gleichstellung 
als Teil der Wirkungsorientierung betrachtet werden. Die (8. und 11.) Spending Reviews der Bun-
desregierung (siehe Abschnitt 5.2) diskutieren dies und weisen auf die Notwendigkeit hin, Ziele 
und Indikatoren zu entwickeln und stärker zu nutzen und eine transparente Evaluationskultur zu 
entwickeln. 

• Die Politik sollte sich der Existenz geschlechtsspezifischer Effekte bewusst sein und sich zu ihrer 
Berücksichtigung verpflichten (Kitson et al., 2016). 

• Analysen – qualitativ und/oder quantitativ – von geschlechtsspezifischen Auswirkungen von Refor-
men (Kitson et al., 2016) sollten idealerweise ex-ante oder begleitend durchgeführt werden. Sollte 
dies nicht umgesetzt werden können, kann aber auch die ex-post Beurteilung wichtige Erkennt-
nisse liefern (Kuhl, 2011). 
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3 Verteilungs- und Anreizwirkungen ausgewählter  
Subventionen: Steckbriefe 

Kapitel 3 nimmt eine erste, explorative und illustrative Einschätzung möglicher geschlechtsspezifischer 
Anreiz- und Verteilungseffekte ausgewählter umweltschädlicher Steuersubventionen vor. Tabelle 2 gibt 
eine Übersicht über die ausgewählten Steuersubventionen, die sämtliche in Kapitel 2 angesprochenen 
Kategorien von umweltschädlichen Steuerbegünstigungen hinsichtlich der Zielgruppen, der betroffenen 
Steuerarten und der betroffenen Sektoren abdecken. Der begrenzte Rahmen der vorliegenden Expertise 
erlaubt keine tiefergehenden, modellgestützten oder auf quantitativen empirischen Methoden basieren-
den Analysen. Vielmehr soll exemplarisch aufgezeigt werden, welche Untersuchungsfragen und -aspekte 
überhaupt relevant sein können und welche Voraussetzungen für solche Analysen gegeben sein müssen.  

Tabelle 2: Ausgewählte umweltschädliche Steuersubventionen 

 Zielgruppe Steuerkategorie 
Entlasteter/betroffener 
Sektor 

Dienstwagenprivileg Private 
Empfänger*innen 

Einkommensteuer Verkehr 

Befreiung energieintensiver 
Prozesse in der Industrie 

Unternehmen Verbrauchssteuer Industrie 

Energiesteuerbegünstigung 
für die Stromerzeugung 

Unternehmen Verbrauchssteuer Energieerzeugung 

Reduzierter Mehrwertsteuer-
satz auf tierische Produkte 

Private 
Empfänger*innen 

Verbrauchssteuer Landwirtschaft 

Quelle: Eigene Darstellung 

3.1 Pauschale Dienstwagenbesteuerung 
Dienstwagen sind gewerblich zugelassene Fahrzeuge, die von Arbeitnehmer*innen sowohl dienstlich als 
auch privat genutzt werden dürfen.11 Da die private Nutzung einen geldwerten Vorteil darstellt, den Ar-
beitnehmer*innen zusätzlich zu ihrem Gehalt erhalten, muss sie als Einkommen versteuert werden.12 
Dafür gibt es gesetzlich zwei Möglichkeiten: Die Besteuerung des tatsächlichen privaten Anteils der Nut-
zung über ein Fahrtenbuch oder eine pauschale Besteuerung. Bei der pauschalen Methode werden mo-
natlich 1 % des Bruttolistenpreises des Fahrzeugs sowie zusätzlich 0,0 3 % für jeden Kilometer des ein-
fachen Arbeitsweges versteuert. Für einen durchschnittlichen Dienstwagen mit einem Wert von 40.000 
Euro und bei einem Arbeitsweg von 20 km beispielsweise beträgt der zu versteuernde geldwerte Vorteil 
jährlich 7.680 Euro (vgl. FÖS, 2023a). Die pauschale Methode wird von 84 % der betroffenen Arbeitneh-
mer*innen deutlich häufiger genutzt als das Fahrtenbuch (Agora Verkehrswende, 2022b). 

 
11 Die Statistik des Kraftfahrt-Bundesamtes unterscheidet zwischen gewerblich und privat zugelassenen Fahrzeugen, 
aber nicht zwischen gewerblichen Fahrzeugen („Firmenwagen“) mit rein dienstbezogener vs. teilweise privater Nutzung. 
12 Die private Nutzung eines Firmenwagens durch Selbstständige oder Gewerbetreibende wird steuerrechtlich als Ent-
nahme aus dem Betriebsvermögen bewertet. Dieser Anwendungsfall wird hier nicht betrachtet. 
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Abbildung 3 klassifiziert verschiedene Arten von Unternehmensfahrzeugen 
Quelle: FÖS Darstellung 

3.1.1 Volumen 
Einen Dienstwagen privat zu nutzen, bedeutet grundsätzlich erst einmal nicht, auch eine Subvention zu 
erhalten, denn der Vorteil wird versteuert. Es stellt sich aber die Frage, ob die 1 %-Regelung den geld-
werten Vorteil angemessen besteuert oder nicht. Die pauschale Steuerhöhe von 1 % basiert auf der 
Annahme, dass etwa 20–25 % der gefahrenen Kilometer privat zurückgelegt werden (FÖS und Prognos 
AG, 2023). Ist dieser Anteil deutlich höher, wird das private Fahren steuerlich subventioniert: Die Sub-
vention besteht dann in der Differenz zwischen diesem angenommenen und besteuerten Anteil privater 
Nutzung und dem tatsächlichen Anteil. Neuere Schätzungen gehen davon aus, dass diese Annahme den 
tatsächlichen privaten Nutzungsanteil von Dienstwagen erheblich unterschätzt (vgl. Agora Verkehrs-
wende, 2022a; FÖS und Prognos AG, 2023). Durchschnittlich wird nur etwa 40 % des tatsächlichen 
geldwerten Vorteils durch die pauschale Besteuerung erfasst (Harding, 2014). Damit verletzt die pau-
schale Besteuerung von 1 % den Grundsatz der Steuerneutralität, da die private Anschaffung eines ent-
sprechenden Fahrzeugs den Nutzer*innen deutlich höhere Kosten verursachen würde. Dem Staat entge-
hen im Vergleich zu einem realistischen Lohnäquivalent Sozialversicherungsbeiträge und Lohnsteuerzah-
lungen.  

Nach den hier zugrunde liegenden Schätzungen beträgt der Gesamtumfang dieser umweltschädlichen 
Subvention 3,5 – 5,5 Milliarden Euro pro Jahr, im Durchschnitt 4,39 Milliarden Euro (FÖS, 2021b; 
UBA, 2021). Die Schätzung berechnet den Steuervorteil eines Durchschnittsfalls und multipliziert diesen 
mit der geschätzten Anzahl an Dienstwagen (Diekmann et al., 2011).13 Ähnliche Studien kommen mit 
3,95 bis 6,26 Milliarden Euro im Jahr 2012 zu vergleichbaren Ergebnissen (Harding, 2014). 

 
13 Die Anzahl privat genutzter Dienstwagen wird statistisch nicht erfasst. Schätzungen gehen von 1,7 bis 3 Millionen Pkw 
aus. (Diekmann et al., 2011; Agora Verkehrswende und Öko-Institut, 2021) 

Gewerblich 
zugelassene 
Fahrzeuge

Geschäfts-/ 
Firmenwagen

Geschäfts-/ 
Firmenwagen 
mit privater 

Nutzung

Dienstwagen 
als Benefit

Gewerblich zugelassene Fahrzeuge sind 
Fahrzeuge, die auf ein Unternehmen (und nicht auf 
eine Privatperson) zugelassen sind und für 
betriebliche Zwecke genutzt werden. Dies umfasst 
sowohl Pkw (z.B. Mietwagen) als auch Lkw (z.B. 
Lieferfahrzeuge) und andere (z.B. Einsatzfahrzeuge). 

Geschäfts-/Firmenwagen sind gewerblich 
zugelassene Fahrzeuge (i.d.R. Pkw), die den 
Angestellten einen Unternehmens vor allem für 
geschäftliche Fahrten (z.B. Kundenbesuche oder 
Geschäftsreisen) zur Verfügung stehen.

Geschäfts-/Firmenwagen mit privater Nutzung 
sind Firmenfahrzeuge, die einzelnen Angestellten 
zugeordnet sind und diese vertraglich geregelt 
berechtige, das Fahrzeug neben den o.g. 
geschäftlichen Zwecken auch für private Fahrten zu 
nutzen. Hier wird oft von "Dienstwagen" gesprochen.

Dienstwagen als Benefit bezeichnet solche privat 
genutzten Firmen-/Geschäftswagen, die Angestellten 
primär oder ausschließlich als Teil des gesamten 
Vergütungspakets (oft aus finanziellen Gründen oder 
als Statussymbol) zur Verfügung gestellt werden statt 
aus geschäftlicher Notwendigkeit.
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Die Bundesregierung betrachtet die 1 %-Regelung als angemessene Besteuerung und führt die pauschale 
Dienstwagenbesteuerung nicht als Subvention. Sie nennt in ihrem Subventionsbericht lediglich die Be-
günstigung von batterieelektrischen Autos (BEV) und Plug-in-Hybriden (PHEV) bei der Dienstwagenbe-
steuerung mit 755 Millionen Euro für 2022. Auch hier wird zwar die 1 %-Regelung bei der Besteuerung 
angewandt, jedoch wird für BEV bis 70.000 Euro nur ein Viertel des Bruttolistenpreises angesetzt, bei 
teureren BEV und PHEV die Hälfte. Die Schätzungen für 2023 und 2024 für diese Begünstigung belaufen 
sich bereits auf 1,1 bzw. 1,5 Milliarden Euro14 (BMF, 2023). Langfristig wird mit einem deutlichen Anstieg 
elektrisch betriebener Dienstwagen gerechnet; bei einer Zunahme auf ein bis zwei Millionen Fahrzeuge 
könnten sich die jährlichen Steuermindereinnahmen auf 1,5 bis 3 Milliarden Euro belaufen15 (ebd.).  

3.1.2 Zielgruppe und Zielsetzung 
Die pauschale Besteuerung privat genutzter Dienstwagen wird in § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 bis 4 EstG und 
§ 8 Abs. 2 Satz 1 bis 5 EstG geregelt. Der Gesetzestext selbst nennt keine Zielsetzung, begründet wird 
die 1 %-Regel als Ergänzung zur Fahrtenbuchmethode aber in der Regel mit Vereinfachungen für 
Steuerpflichtige und Finanzämter (vgl. DIP, 2021), da das Führen und Prüfen von Fahrtenbüchern 
entfallen. Die explizite Zielgruppe der steuerlich begünstigten privaten Nutzung von Dienstwagen sind 
abhängig Beschäftigte.  

Jüngere Äußerungen des Verkehrsministers deuten darüber hinaus darauf hin, dass die Subvention auch 
den Absatz von deutschen Fahrzeugbauern im Heimatmarkt stärken soll.16 Eine weitere implizite Ziel-
gruppe des Dienstwagenprivilegs ist damit die Branche der Automobil- und Zuliefererunternehmen. 

3.1.3 Ökologische Wirkung 
Die pauschale Besteuerung von Dienstwagen und die daraus resultierende Unterbewertung des tatsäch-
lichen geldwerten Vorteils hat ökologisch gesehen mehrere Probleme: 
• Sie liefert Anreize zur Verlagerung des Mobilitätsverhaltens auf die Straße und beeinflusst damit 

die Entscheidung, welches Verkehrsmittel genutzt wird.  
• Da auch Gebrauchtwagen gemäß ihrem Neupreis statt dem tatsächlichen Wert besteuert werden, 

werden Dienstwagen schneller ausgetauscht und häufiger neu gekauft. Die Bedeutung dieses An-
reizes ist nicht zu vernachlässigen angesichts des hohen Anteils an Firmenwagen an der gesamt-
deutschen Pkw-Flotte: Im ersten Halbjahr 2024 lag der Anteil gewerblicher Neuzulassungen mit 
rund 68 % der 1,5 Millionen. auf einem neuen Hochstand (Kraftfahrt-Bundesamt, 2024a, 2024b). 

• Der Großteil der Dienstwagen hat nach wie vor Verbrenner-Motoren und der Anteil der Dieselkraft-
wagen liegt mit 64 % doppelt so hoch wie bei Privatwagen (Agora Verkehrswende, 2022b). In 
Kombination mit der Steuerbegünstigung von Dieselkraftstoffen in der Mineralölsteuer („Dieselpri-
vileg“) entsteht hier oft eine Doppelsubvention.  

 
14 Das Volumen der entgangenen Steuereinnahmen steigt bereits seit Jahren: Von 240 Millionen Euro im Jahr 2019 auf 
407 Millionen Euro im Jahr 2021. Das BMF begründet dies mit der erhöhten Inanspruchnahme der Förderung. 
15 Der Entwurf des Haushaltsgesetzes 2025 (Stand Juli 2024) sieht eine Anhebung des steuerlich begünstigten Bruttolis-
tenpreises von BEV und PHEV auf 95.000 Euro statt bisher 70.000 Euro vor. Sollte das Parlament das Vorhaben beschlie-
ßen, ist mit einem höheren Volumen zu rechnen. 
16 Verkehrsminister Volker Wissing auf dem Tagesspiegel Future Mobility Summit 2022 (https://www.y-
outube.com/watch?v=55MgTKX7bBE). 

https://www.youtube.com/watch?v=55MgTKX7bBE
https://www.youtube.com/watch?v=55MgTKX7bBE
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• Darüber hinaus sind Dienstwagen überdurchschnittlich teure Pkw und sie werden überdurch-
schnittlich viel gefahren (Flatrate) – vor allem, wenn auch die Tankkosten und Kosten für Instand-
haltung vom Arbeitgeber übernommen werden (FÖS und Prognos AG, 2023; Agora Verkehrs-
wende und Öko-Institut, 2021).  

• Zahlt der Arbeitgeber den Kraftstoff, muss der oder die Fahrer*in auch nicht auf eine besonders 
effiziente und spritsparende Fahrweise achten. Dienstwagen weisen daher besonders hohe CO2-
Emissionen auf. 

• Zusätzlich gibt es Hinweise, dass der Erhalt eines Dienstwagens die Anzahl an Pkws in einem 
Haushalt leicht erhöht, d. h. zu Zweitwagenhaushalten beiträgt (Metzler et al., 2019). 

• Die gewährten Steuervorteile für E-Autos wirken sich im Vergleich dazu nur unzureichend auf die 
Zusammensetzung der Dienstwagenflotte aus: Mit 14 % bei den gewerblichen Neuzulassungen 
liegen sie hinter den 25 % privaten Neuzulassungen zurück. 

3.1.4 Geschlechterspezifische Wirkung 
Geschlechtsspezifische Rahmenbedingungen und Unterschiede 
Zwar richtet sich das Dienstwagenprivileg an alle abhängig Beschäftigten als Zielgruppe. Grundsätzlich 
steht allerdings nur wenigen Menschen in Deutschland ein Firmenwagen mit privater Nutzung zur Verfü-
gung: 
• Laut Erhebungen des sozio-ökonomischen Panels (SOEP-Core v37) liegt der Anteil seit Jahren rela-

tiv stabil zwischen 3,2 % der befragten Personen bzw. 4,2 % der befragten Haushalte.17 
• Im Status quo profitieren überwiegend Menschen aus der oberen Einkommenshälfte, insbe-

sondere der einkommensstärksten 10 %. Auch innerhalb der Gruppe der Dienstwagenfahrer*innen 
zeichnet sich dieses Bild fort: Es profitieren vor allem Menschen mit hohem Einkommen, teuren 
Wägen und hoher privater Fahrleistung (Diekmann et al., 2011; FÖS und Prognos AG, 2023). 

• Die Dienstwagenverbreitung ist stark branchenabhängig – die teuersten Dienstwägen werden 
im Bankenwesen und in der Automobilindustrie gefahren, in sozialen Einrichtungen sind sowohl 
Wert als auch Verbreitung (4,5 %) der Dienstwägen deutlich niedriger (FÖS, 2023a). 

• Führungs- und Fachkräfte fahren deutlich häufiger einen Dienstwagen als andere Angestellte 
(Agora Verkehrswende und Öko-Institut, 2021). 

 

 
17 Der Firmenwagenmonitor 2019 von Compensation Partner kommt bei einer Befragung von knapp 182.000 abhängig 
Beschäftigten auf 12 %, die einen Dienstwagen besitzen. Unklar bleibt in der empirischen Erhebung, ob die Begriffe 
Dienst- und Firmenwagen synonym verwendet werden. 
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Abbildung 4: Verteilung von Dienstwagen in der Bevölkerung nach Einkommensperzentilen, in Prozent 
Quelle: FÖS-Berechnungen auf Basis SOEP-Core v37, FÖS und Prognos AG (2023) 

Verteilungswirkungen 
Ein umfassender Ansatz, um die Verteilungswirkungen des Dienstwagenprivilegs zu analysieren, sollte 
sowohl die abhängig Beschäftigten als direkte Zielgruppe als auch die Automobil- und Zulieferbranche 
als indirekte Zielgruppe der Steuersubvention einbeziehen. In dieser Expertise wird jedoch schwerpunkt-
mäßig die Wirkung auf die direkte Zielgruppe analysiert. Im Rahmen einer umfassenderen Untersuchung 
der Automobil- und Zulieferbranche könnten jedoch verschiedene Aspekte einfließen, die geschlechts-
spezifische Effekte betreffen und in Abschnitt 2.2.1.2 erläutert werden, darunter: 
• Geschlechtsspezifische Effekte in Bezug auf die Sicherung oder Erhöhung von Beschäftigung und 

Einkommen in den entlasteten Unternehmen, 
• sowie geschlechtsspezifische Effekte durch zusätzliche Gewinne, die an Eigentümer*innen ausge-

schüttet werden. 

Zielgruppe unabhängig Beschäftigte 
Vor dem Hintergrund der bestehenden geschlechtsspezifischen Rahmenbedingungen und Unterschiede 
ergeben sich eine Reihe von geschlechtsspezifischen Verteilungswirkungen: 
• Mindestens 60 % der Dienstwagenfahrer*innen sind männlich18, Männer sind also in der Gruppe 

der Dienstwagennutzer*innen überrepräsentiert im Vergleich zu ihrem Anteil an allen unselb-
ständig Beschäftigen in Deutschland (52 % 202319). 

• 3,5 % der weiblichen Fachkräfte bekommen einen Dienstwagen gestellt, bei den männlichen Fach-
kräften sind es dagegen 11,9 %. 

• 28,0 % der weiblichen Führungskräfte, aber 48,7 % der männlichen Führungskräfte können einen 
Dienstwagen nutzen. 

 
18 60 % stammen aus Compensation-Online (2019). Agora Verkehrswende und Ökoinstitut (2021) nennen bis zu 80 % 
(ohne Branchenbereinigung), laut SOEP sind 78 % der Dienstwagennutzer männlich. 
19 https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-Arbeit/Dimension-1/teilhabe-frauen-erwerbsle-
ben.html. 
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• Laut Firmenwagenmonitor 2019 sind von Männern genutzte Dienstwägen deutlich teurer als von 
Frauen genutzte (Compensation-Online, 2019). Dies kann auf die bereits erwähnte genannte Kon-
zentration der Dienstwägen auf Branchen mit eher männerdominierten Beschäftigungsverhältnis-
sen zurückzuführen sein. Auch werden teurere Dienstwägen eher in Führungspositionen zur Verfü-
gung gestellt, in denen Männer überproportional vertreten sind. 

• Das Dienstwagenprivileg verringert die steuerliche Bemessungsgrundlage für die begünstigten Ar-
beitnehmer*innen. Durch die progressive Ausgestaltung des deutschen Einkommensteuertarifs 
steigt der Steuervorteil mit dem Einkommen. Generell ist seine Verteilungswirkung also regressiv. 
Vor dem Hintergrund der bestehenden geschlechtsspezifischen Einkommensunterschiede sowie 
der horizontalen und vertikalen Segregation am Arbeitsmarkt werden daher Männer im Durch-
schnitt stärker entlastet als Frauen. 

Während Männer deutlich häufiger von der Vergünstigung direkt profitieren, lässt sich nicht abschätzen, 
ob durch eine private Mitnutzung des Dienstwagens von Haushaltsangehörigen haushaltsinterne Vertei-
lungseffekte entstehen, die Frauen zugutekommen. Zum Umfang der privaten Mitnutzung von Dienstwä-
gen liegen dieser Expertise weder generell noch geschlechterspezifisch Daten vor. 

Verhaltensaspekte 
Für die Gewährung des Dienstwagenprivilegs sowie die Nutzung steuerlich subventionierter Dienstwagen 
erscheinen auch Verhaltensaspekte relevant, die mit geschlechtsspezifischen Normen, Einstellungen und 
Präferenzen verbunden sind: Studien geben Hinweise darauf, dass mit Autos Gefühle von männlicher 
Leistungsfähigkeit und Potenz assoziiert werden (Groneweg und Habersbrunner, 2024; Plananska et al., 
2023) und dass Pkw aus dem Luxussegment mit männlichem Wettbewerbsverhalten assoziiert sind (Hen-
nighausen et al., 2016)20. Eine weitere Interpretation der deutlich teureren Dienstwagen von Männern 
könnte deshalb sein, dass Preis und Ausstattung von Personenkraftwagen gesellschaftlich als Zeichen 
erfolgreicher Maskulinität gewertet werden und deswegen bei der Wahl des Dienstwagens und für die 
Akzeptanz als Ersatz für Gehaltsanteile für Männer eine größere Rolle spielen als für Frauen. Allerdings 
wurde diese Frage im deutschsprachigen Raum bisher nicht ausreichend empirisch analysiert, ebenso 
wie die Frage, welche Auswirkung derartige gesellschaftliche Zuschreibungen auf die Erfolgsaussichten 
einer möglichen Reform der Steuervergünstigung haben (Spitzner et al., 2020). 

Da es keine nach Geschlecht aufgeschlüsselten Daten zu Häufigkeit, Strecken und Zweck von privaten 
Fahrten mit dem Dienstwagen (z. B. Versorgungsfahrten, Freizeitfahrten) gibt, kann auch keine verläss-
liche Aussage dazu getroffen werden, ob die allgemeinen Anreizeffekte eines Dienstwagens das private 
(vom männlichen abweichende) Mobilitätsverhalten21 von Frauen deutlich verändern bzw. ob die Effekte 
auf Frauen weniger stark wirken. 

 

 
20 Die zitierte Studie untersuchte mit 450 deutschen Männern allerdings nur eine recht kleine Stichprobe. 
21 Siehe hierzu Abschnitt 2.1.1. 
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3.1.5 Steckbrief: Dienstwagenprivileg auf einen Blick 
 

Titel Pauschale Dienstwagenbesteuerung 

Zielgruppe Angestellte mit privat genutzten Dienstwagen 

Steuerart Einkommensteuer 

Geförderter  
Bereich/Sektor Indirekt Industrie (Automobilbranche) 

Rechtliche  
Grundlage § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 und 3 EstG; § 8 Abs. 2 Satz 2 bis 5 EstG 

Status 

Subventionstyp: Steuervergünstigung 
Subventionsbericht der Bundesregierung (BMF, 2023) für BEV und PHEV, lfd. 
Nr. 65 
Subventionsbericht des Umweltbundesamt (UBA, 2021): Kapitel 2.2.3 

Ausgestaltung 

Dienstwagen sind gewerblich zugelassene Fahrzeuge, die auch privat genutzt wer-
den. Die Privatnutzung muss versteuert werden, wofür meist eine pauschale Me-
thode von 1 % des Bruttolistenpreises pro Monat angewendet wird. Diese pau-
schale Regelung vergünstigt Dienstwagen gegenüber privat angeschafften Fahr-
zeugen oder vergleichbaren direkten Gehaltsauszahlungen, indem es Sozialversi-
cherungsbeiträge und Lohnsteuer senkt. 

Volumen  3,5 – 5,5 Milliarden jährlich 

Ökologische  
Wirkung 

Die Steuervergünstigung bevorzugt Automobilverkehr vor anderen Verkehrsmitteln 
und regt zu häufigeren Privatfahrten an. Zusätzlich setzt sie im Vergleich zum Pri-
vaterwerb eher Anreize zum Kauf von schwereren und leistungsstärkeren Pkws mit 
hohem CO₂-Ausstoß und häufigerer Neuanschaffung. 

Geschlechterspe-
zifische Wirkung 

Frauen stehen deutlich seltener Dienstwagen und die damit verbundenen Steuer-
vorteile zur Verfügung. Zusätzlich fahren Männer häufiger hochpreisigere Dienst-
wagen als Frauen. 
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3.2 Befreiung energieintensiver Prozesse und Verfahren in der Industrie 
von Strom- und Energiesteuer 

Der Sektor Industrie wird nicht nur durch eine, sondern durch verschiedene Regelungen von der Energie- 
und Stromsteuer entlastet. Geregelt werden sie alle im Energiesteuergesetz (EnergieStG) und Stromsteu-
ergesetz (StromStG). Unter anderem können Unternehmen des produzierenden Gewerbes nach § 51 
EnergieStG und § 9 a StromStG vollständig für Strom- und Energieerzeugnisse entlastet werden, die für 
bestimmte, festgelegte energieintensive Prozesse entnommen wurden (siehe 3.2.2). Die Unternehmen 
müssen die Entlastung selbst beantragen und berechnen auch den Entlastungsbetrag selbst.  

3.2.1 Volumen 
2023 wurden über den § 51 EnergieStG allein 55,4 TWh Erdgas22 von der Energiesteuer befreit, was 
ungefähr 11,6 % des Verbrauchs in der Industrie entsprach (Bundesnetzagentur, 2024; Destatis, 2024a). 
Über § 9 a StromStG wurden ca. 30,3 TWh Strom vollständig entlastet, was in etwa 15 % des Net-
tostromverbrauchs der Industrie23 entspricht (BDEW, 2024; Destatis, 2024b). 

Das Bundesfinanzministerium weist für 2023 Mindereinnahmen von insgesamt 1,2 Milliarden Euro aus. 
Mit 750 Millionen Euro entfällt der größere Teil auf die Entlastung von der Stromsteuer, 450 Millionen 
Euro gehen auf die Energiesteuer zurück. (BMF, 2023) 

Ein Grund für das niedrigere Entlastungsvolumen fossiler Energieträger im Vergleich zu Strom liegt vor 
allem im niedrigeren regulären Steuersatz auf Erdgas.24 Mit der Senkung der Stromsteuer für das produ-
zierende Gewerbe auf den von der EU festgelegten Mindestwert von 0,05 ct/kWh, welche die Bundesre-
gierung in ihrem „Strompreispaket“ im Dezember 2023 beschloss, wird mindestens für die Jahre 2024 
und 2025 auch im Bereich der Stromsteuer das Entlastungsvolumen vermutlich deutlich geringer ausfal-
len als in den Jahren zuvor. Die steuerlichen Mindereinnahmen verschieben sich an andere Stelle. 

3.2.2 Zielgruppe und Zielsetzung 
Die von der EU festgelegten Prozesse und Verfahren betreffen verschiedene energieintensive In-
dustriezweige: die Herstellung von Glas und Keramik, Zement, Kalk, verschiedene Metallerzeugungs-
verfahren sowie chemische Reduktionsverfahren. § 9 a StromStG entlastet zudem die Elektrolyse, die vor 
allem in der Herstellung von Aluminium eingesetzt wird. 

Die Elektrolyse macht fast die Hälfte der Entlastungen von der Stromsteuer aus, der zweitgrößte Posten 
entfällt auf die Metallerzeugung (Destatis, 2024a). Die Energiesteuerentlastungen betreffen vor allem 
den Einsatz von Erdgas, und dies insbesondere bei den mineralogischen und metallurgischen Prozessen 
(Destatis, 2024b). 

Die Branchen in der Zielgruppe umfassen z. B.: Gewinnung wie Verarbeitung von Steinen und Erden, 
Bergbau, Nahrungsmittel, Papiergewerbe, Grundstoffindustrie und chemische Industrie, Gummi- und 

 
22 Hinzu kommen Entlastungen von verschiedenen Ölen, Benzinen, Kohle und feste Energieerzeugnisse (Destatis, 
2024a). 
23 Die Angaben für den Nettostromverbrauch der Industrie im Jahresbericht des BDEW sind noch vorläufig. 
24 Da die Steuerlast bereits auf einem niedrigen Ausgangsniveau liegt, fällt auch die Entlastung im Vergleich zur Strom-
steuer geringer aus. 



 

  32 
 

Kunststoffproduktion, Glas und Keramik, Metallerzeugung, -bearbeitung und Gießerei, Maschinenbau, 
Fahrzeugbau, weiteres produzierendes Gewerbe wie z. B. Textilien und Druckerzeugnisse. Der 29. Sub-
ventionsbericht der Bunderegierung weist 2.514 Unternehmen aus, die von der Energiesteuer befreit 
wurden, 1.784 von der Stromsteuer. (BMF, 2023)25 Grenzwerte für Unternehmensgröße, eingesetzte 
Energiemengen oder zusätzliche Qualifikatoren wie z. B. Handelsintensität gibt es nicht. 

Tabelle 3: Entlastete Prozesse und Verfahren (§ 51 EnergieStG und § 9 a StromStG) 

Prozesse und Verfahren 
Stromsteu-
ergesetz 

Energiesteu-
ergesetz 

• Elektrolyse    
• Herstellung von bestimmten Erzeugnissen:   

− Glas und Glaswaren,     
− Herstellung von keramischen Erzeugnissen, keramischen 

Wand- und Bodenfliesen und -platten, Ziegeln und sonstiger 
Baukeramik,  

    

− Zement, Kalk und gebranntem Gips, Erzeugnissen aus Beton, 
Zement und Gips,  

    

− keramisch gebundenen Schleifkörpern, mineralischen Isolier-
materialien und Erzeugnissen daraus,  

    

− Katalysatorenträgern aus mineralischen Stoffen     
− Waren aus Asphalt und bituminösen Erzeugnissen     
− Waren aus Graphit oder anderen Kohlenstoffen     
− Erzeugnissen aus Porenbetonerzeugnissen zum Trocknen, 

Kalzinieren, Brennen, Schmelzen, Erwärmen, Warmhalten, 
Entspannen, Tempern oder Sintern der vorgenannten Er-
zeugnisse oder der zu ihrer Herstellung verwendeten Vorpro-
dukte 

    

− Metallerzeugung und -bearbeitung sowie im Rahmen der 
Herstellung von Metallerzeugnissen für die Herstellung von 
Schmiede-, Press-, Zieh- und Stanzteilen, gewalzten Ringen 
und pulvermetallurgischen Erzeugnissen und zur Oberflä-
chenveredlung und Wärmebehandlung 

 *    

• chemische Reduktionsverfahren     
• gleichzeitig zu Heizzwecken und zu anderen Zwecken als Heiz- 

oder Kraftstoff („dual use“) 
   

• thermische Abfall- oder Abluftbehandlung    ** 
Quelle: Eigene Darstellung 

*jeweils zum Schmelzen, Erwärmen, Warmhalten, Entspannen oder sonstigen Wärmebehandlung 

**nicht beschränkt auf Unternehmen des Produzierenden Gewerbes  

  

 
25 Die Aufzählung orientiert sich an der gebräuchlichen Einteilung des Statistischen Bundesamtes der Wirtschaftszweige 
(vgl. Destatis, 2008). 
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Die Bundesregierung begründet die Subventionen mit dem Ziel, die Belastung besonders energieintensi-
ver Produktionsprozesse durch die Strom- und Energiesteuer aufzuheben. Sie soll die Wettbewerbsfä-
higkeit bestimmter Industrien in Deutschland erhalten (FÖS, 2023c). Mit diesem Ziel wird (politisch) in 
der Regel auch der Erhalt des Produktionsstandortes Deutschland und damit von Arbeitsplätzen in spe-
zifischen Branchen verknüpft. 

Es gibt generell nur begrenzte wissenschaftliche Belege dafür, dass Subventionen tatsächlich zum Erhalt 
von Arbeitsplätzen beitragen, was auf weiteren Forschungsbedarf hinweist (FÖS, 2021b). Auch die ne-
gative Auswirkung von hohen Energiepreisen und die positive Auswirkung von Vergünstigungen bei der 
Strom- und Energiesteuer auf die langfristige Wettbewerbsfähigkeit der Industrie ist empirisch nicht ein-
deutig bewiesen (FiFo Köln et al., 2019; FÖS, 2023b). Für die energieintensiv produzierenden Industrie 
und Gewerbe kann sie aber auch nicht ausgeschlossen werden, denn insbesondere für Glasgewerbe, 
Keramik und die Metallerzeugung ist Anteil der Energiekosten am Bruttoproduktionswert relevant.26 Um 
zu beurteilen, ob die hier diskutierte Subvention zum Ziel der Wettbewerbsfähigkeit beiträgt, ist eine 
branchengenaue Analyse der Auswirkungen erforderlich. Die Subvention betrifft relativ unterschiedliche 
Branchen: Beispielsweise können Glaswaren oder Maschinenbauteile vermutlich leichter international ge-
handelt werden als Zement, diese Unternehmen sind daher einem höheren Wettbewerbsdruck sowie 
einer höheren Abwanderungsgefahr ausgesetzt (FiFo Köln, 2019). 

3.2.3 Ökologische Wirkung 
Industrielle Prozesswärme verbraucht zwei Drittel der Endenergie in der Industrie und macht 22 % des 
gesamten Endenergieverbrauchs in Deutschland aus (Fraunhofer ISI, 2022). Die meisten Anlagen nutzen 
Erdgas oder Kohle. Die Umstellung auf alternative Energieträger ist notwendig, um die CO₂-Emissionen 
der deutschen Industrie zu senken. Die Befreiung energieintensiver Prozesse in der Industrie von Energie- 
und Stromsteuer in ihrer aktuellen Ausgestaltung wirkt dieser Umstellung entgegen. 

Im Vergleich zu allgemeinen Energie- und Stromsteuerentlastungen wirken § 51 EnergieStG und § 9 a 
StromStG gezielter, sowohl bei den Empfängern als auch bei den entlasteten Verbräuchen. Allerdings 
profitieren energieintensive Prozesse ohne Einschränkungen. Das bedeutet, dass die Entlastung unab-
hängig davon gewährt wird, ob das betreffende Unternehmen oder die Branche tatsächlich unter erhöh-
tem Wettbewerbsdruck durch die Energiesteuersätze leidet. 

Außerdem spielt es keine Rolle, ob Strom und Energieträger fossilen Ursprungs sind oder aus erneuer-
baren Quellen stammen. Da die laufenden Energiekosten die Wirtschaftlichkeit einer Anlage stark beein-
flussen, hemmt eine Steuervergünstigung auf fossile Energieträger und Strom die Verbesserung der 
Energieeffizienz und -einsparung in den betroffenen Prozessen. Ebenso entfällt der ökonomische Anreiz, 
auf alternative, CO₂-neutrale Technologien mit strombasierten Prozessen umzusteigen. Die subventio-
nierten Energieträger zementieren den Kostenvorteil von fossilen Technologien, den auch die gleichzei-
tige Subvention von Strompreisen nicht ausgleichen kann. Da die Entlastung nicht an Gegenleistungen 

 
26 FiFo et al. (2019) ermittelten außerdem, dass auch der Anteil der Energie- und Stromsteuer am Endkundenpreis für 
produzierende Industrie und Gewerbe in Deutschland relevant ist. Die Datengrundlage waren Strom- und Gaspreise für 
Nicht-Haushalte aus 2018. 
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wie den Einsatz erneuerbarer Energien oder anderer Klimaschutzmaßnahmen gebunden ist, entsteht 
auch auf diesem Weg keine umweltpositive Lenkungswirkung.27  

3.2.4 Geschlechterspezifische Wirkung 
Da die Subvention Unternehmen bevorteilt, beeinflusst sie nicht direkt die Individualebene. Daher treten 
keine direkten Verteilungswirkungen der Steuersubvention auf, sondern diese wirkt indirekt in Form 
von geschlechtsspezifischen Beschäftigungs- und Einkommenseffekten, höheren Gewinnen für Aktio-
när*innen bzw. Eigentümer*innen oder durch geschlechtsspezifische Preiseffekte für Konsument*innen. 
Ebenso sind keine direkten Anreizwirkungen durch die Steuervergünstigung auf individuelles, um-
weltschädliches oder -positives Verhalten zu erwarten. Im vorliegenden Fall der Strom- und Energiesteu-
erbefreiung im Bereich der Industrie dürften auch indirekte Anreizeffekte auf Individuen bzw. Haushalte 
irrelevant sein. 

Geschlechtsspezifische Rahmenbedingungen und Unterschiede 
Für die Betrachtung indirekter geschlechtsspezifischer Effekte der Strom- und Energiesteuerbefreiung 
energieintensiver Prozesse in der Industrie sind folgende geschlechtsspezifische Rahmenbedingungen 
und Unterschiede relevant: 
• Männer sind überproportional im verarbeitenden Gewerbe und in industriellen Bereichen tätig 

(vgl. Abbildung 5), also in dem Sektor, der von der Befreiung energieintensiver Prozesse profitiert: 
25,6 % der Männer waren 2019 im verarbeitenden Gewerbe beschäftigt und machten damit 79 % 
der Beschäftigten in diesem Sektor aus. Frauen erlernen hingegen häufiger einen Beruf im Dienst-
leistungssektor, sind insbesondere im Gesundheitssektor beschäftigt (21,9 % aller Frauen 2019), 
und ergreifen seltener technische Berufe28 (Albrecht und Rude, 2022; Bundesagentur für Arbeit, 
2023; Pfahl et al., 2023). 

• Signifikant mehr Frauen arbeiten in allen produzierenden Branchen nicht nur in Teilzeit (19 bis 36 
Prozentpunkte Abstand in den für diese Subvention bedeutsamen Einzelbranchen), sondern auch 
häufiger geringfügig beschäftigt, wobei hier die Abstände nicht ganz so ausgeprägt sind (2 
bis 11 Prozentpunkte). Bei Befristungen hingegen zeigen sich kaum signifikante geschlechterspezi-
fische Unterschiede (Pfahl et al., 2023). 

• Beim Anteil der Frauen in Führungspositionen im „formalen“ Sinne29 schneiden Industrie und 
produzierendes Gewerbe in Unternehmensbefragungen mit 14,2 % bis 17,6 % schlechter ab als 
im arbeitsmarktweiten Durchschnitt und im Vergleich mit der Dienstleistungsbranche (Garnitz und 
von Maltzan, 2023; IHK Analyse, 2023). 

• Im Vergleich zu den direkten männlichen Kollegen verdienen Frauen in allen Einzelbranchen des 
produzierenden Gewerbes mit Bruttostundenverdiensten zwischen 15 und 32 Euro schlechter, die 
Lohnlücke fällt überall zuungunsten der Frauen aus.30 Dabei gibt es durchaus Unterschiede 
zwischen den Einzelbranchen des produzierenden Gewerbes, die von der Steuersubventionierung 

 
27 Andere industriepolitische Subventionen haben diesen Mechanismus integriert, etwa die Kompensationszahlungen, die 
im Rahmen der BEHG Carbon Leakage Verordnung (BECV) für bestimmte energieintensive Industrien unter hohem Wett-
bewerbsdruck zum Ausgleich der nationalen CO₂-Bepreisung gewährt werden. 
28 Während Frauen in den letzten Jahren bei der Beteiligung am Arbeitsmarkt und in abhängigen Beschäftigungen aufge-
holt haben, bleibt die horizontale Segregation davon weitgehend unberührt. 
29 Das heißt v. a. Geschäftsführer*innen, Prokurist*innen in gesamtunternehmersicher Verantwortung vs. „zweite“ Lei-
tungsebene im Betrieb. 
30 Ist aber homogener als in der Dienstleistungsbranche, wo die Spreizung der Bruttostundenverdienste zwischen den 
Einzelbranchen größer ausfällt. 
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profitieren: In der Metallverarbeitung und -erzeugung sowie bei chemischen Erzeugnissen, Glas-
waren und Keramik liegt der Gender Pay Gap bei elf bis 13 Prozentpunkten und damit unter der 
deutschlandweiten Lücke von 18 Prozentpunkten. In den Branchen Kunststoff- und Gummierzeu-
gung, Textil, Nahrungsmittel und Druckerzeugnisse ist die Lohnlücke mit 20 bis 25 Prozentpunkten 
hingegen außergewöhnlich hoch (Pfahl et al., 2023). 

 
Abbildung 4: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Branchen, Geschlecht und Arbeitszeit Juni 
2023, 15 bis 65 Jahre, Anteile in Prozent 
Quelle: FÖS-Darstellung nach einer Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2023) 

Verteilungswirkungen 
Würde – was empirisch eine offene Frage ist – die Energie- und Stromsteuerbefreiung zur Beschäfti-
gungssicherung im produzierenden Gewerbe beitragen, so würde dies in absoluten Zahlen mehr Männern 
zugutekommen, da ihr Anteil an den Arbeitsplätzen im verarbeitenden Gewerbe und in industriellen Be-
reichen überdurchschnittlich hoch ist.31 Die Steuersubventionen stützt zudem eine Branche, in der die 
Qualität der Arbeitsplätze (etwa gemessen am Beschäftigungsausmaß, den Einkommen, dem Anteil an 
Führungspositionen) für Männer höher ist als für Frauen. Zu der Frage, ob die Steuererleichterung auch 
relativ mehr „männliche“ Arbeitsplätze als „weibliche“ Arbeitsplätze erhält, hat die vorliegende Expertise 
keine ausreichend belastbaren Daten vorliegen. 

Obwohl die Einzelbranchen durchaus Unterschiede aufweisen, kann abschließend festgestellt werden, 
dass die Steuerentlastungen bei den energieintensiven Prozessen in einen Sektor fließen, in dem über-
wiegend Männer in den sogenannten „Normalarbeitsverhältnissen“ beschäftigt sind. Gleichzei-
tig haben Frauen (v. a. in Vollzeitbeschäftigung), die im produzierenden Gewerbe und der 

 
31 Wie zuletzt im Rahmen der durch den Ukrainekrieg ausgelösten Schwierigkeiten in den industriellen Bereichen, vgl. 
Bundesagentur für Arbeit, 2023. 
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energieintensiven Industrie arbeiten, hinsichtlich einiger Indikatoren32 mit weniger ausgeprägter Un-
gleichbehandlung zu rechnen als im Dienstleistungssektor. 

3.2.5 Steckbrief: Befreiung energieintensiver Prozesse auf einen Blick 
 

Titel Befreiung energieintensiver Prozesse und Verfahren in der Industrie 

Zielgruppe Privatwirtschaft/Unternehmen 

Steuerart Verbrauchssteuer, Mengensteuer 

Geförderter  
Bereich/Sektor Produzierendes Gewerbe, energieintensive Industrie 

Rechtliche 
Grundlage 

§ 51 EnergieStG und § 9 a StromStG 
basierend auf Art. 2 Abs 4 b der Energiesteuerrichtlinie der EU 

Status 
Subventionstyp: Steuervergünstigung 
Subventionsbericht der Bundesregierung, lfd. Nr. 53 (BMF, 2023) 
Subventionsbericht des Umweltbundesamt (UBA, 2021), Kapitel 2.1.3 

Ausgestaltung  
Unternehmen des produzierenden Gewerbes können Strom bzw. Energieerzeugnisse, 
die für bestimmte energieintensive Prozesse eingesetzt werden, auf Antrag von Ener-
gie- und Stromsteuer entlasten, u. U. bis zur vollständigen Befreiung. 

Volumen  ca. 1,2 Milliarden Euro jährlich 

Ökologische 
Wirkung 

Die steuerlichen Entlastungen tragen zu den Kostenvorteilen fossiler Energieträger 
und Technologien bei. Bei den begünstigten Industrieprozessen entfallen Anreize zur 
Energieeffizienz oder Umstellung auf CO₂-neutrale Verfahren. 

Geschlechter-
spezifische  
Wirkung 

Obwohl es Unterschiede zwischen den Einzelbranchen gibt, zeigen sich im produzie-
renden Gewerbe und der Industrie, dass Steuerentlastungen bei energieintensiven 
Prozessen überwiegend Männer in „Normalarbeitsverhältnissen“ zugutekommen. 
Zwar sind Frauen in diesen Industrien (vor allem in Vollzeitbeschäftigung) tendenziell 
besser bezahlt als in vielen Dienstleistungsberufen, dennoch bestehen innerhalb der 
Branchen teils erhebliche geschlechtsspezifische Ungleichheiten – etwa beim Einkom-
men, bei Führungspositionen und bei der Teilzeitquote. 

 
32 Das sind: Bruttoarbeitslohn und für einzelne Branchen beim Gender Pay Gap, Vollzeitbeschäftigte Frauen und Männer 
nach Leistungsgruppen (vertikale Segregation) in ausgewählten Branchen, Wochenarbeitsstundenanzahl 
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3.3 Energiesteuerbegünstigung für die Stromerzeugung 
Werden Kohle, Öl und Gas in stationären Anlagen für die Stromerzeugung verwendet, können sie auf 
Antrag von der Energiesteuer entlastet werden. Geregelt wird dies in § 53 EnergieStG. Bei Kohle ist laut 
§ 37 EnergieStG eine vollständige Steuerbefreiung möglich. Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung können 
unter der Voraussetzung entlastet werden, dass ihr monatlicher wie jährlicher Nutzungsgrad mindestens 
70 % erreicht.33 

3.3.1 Volumen 
Der Subventionsbericht der Bundesregierung schätzt für die Jahre 2021–2024 zwischen 1,75 und 1,78 
Milliarden Euro Steuermindereinnahmen (BMF, 2023). Damit setzt sich ein leicht rückläufiger Trend 
fort – 2018 lag das Volumen noch bei ca. 2 Milliarden Euro jährlich (FÖS, 2020b; UBA, 2021). 

3.3.2 Zielgruppe und Zielsetzung 
Die Zielgruppe der Steuersubvention sind Unternehmen im Bereich der Stromerzeugung. Der Subventi-
onsbericht der Bundesregierung nennt als Ziel der Maßnahme die Vermeidung einer Doppelbesteue-
rung – bei der Stromerzeugung über die Energiesteuer und nachfolgend beim Stromverbrauch über die 
Stromsteuer. Zusätzlich listet der Bericht die Subvention als Produktivitäts-/Wachstumshilfe, die 
den Strukturwandel unterstützen soll (BMF, 2023). Aus umweltpolitischen Gründen wäre eine Besteue-
rung der für die Stromerzeugung eingesetzten fossilen Energieträgern gemäß der EU-Richtlinie zulässig, 
die der deutschen Regelung zugrunde liegt (Europäische Kommission, 2003). Auch im deutschen Finanz-
recht wäre eine Doppelbesteuerung möglich (FÖS und Klinski, 2018). Diese Möglichkeit wird aber von 
Deutschland nicht genutzt. Vor diesem Hintergrund ist die zusätzliche Begründung, mit der Begünstigung 
den Strukturwandel zu unterstützen, bei einer Gesamtbewertung der Rechtfertigung der Subvention re-
levant. 

3.3.3 Ökologische Wirkung 
Subventionen im Energiebereich sind dann umweltschädlich, wenn sie den Wettbewerb zwischen den 
Energieträgern zugunsten der umweltschädlicheren Energieträger verzerren. Der Energiemix wird so we-
niger nachhaltig. Erneuerbare Energien stehen im Wettbewerb zur fossilen Energieerzeugung, die seit 
Jahrzehnten subventioniert wird und zudem durch die unzureichende Internalisierung externer Umwelt-
kosten Vorteile genießt. Auch die Energiesteuerbegünstigung nach § 53 EnergieStG senkt die Kosten der 
Stromerzeugung aus fossilen Energien und fördert damit den Ausstoß von Treibhausgasen und anderen 
Luftschadstoffen. (FÖS, 2020a; UBA, 2021) Allerdings trägt die Maßnahme innerhalb der fossilen Ener-
gieträger zu einer größeren Kostengleichheit bei – denn Kohle unterliegt mit 0,12 ct/kWh einem deutlich 
geringeren Energiesteuersatz als Erdgas mit 55 ct/kWh. Braun und Steinkohle weisen aber einen deutlich 
schlechteren Emissionsfaktor auf als Erdgas, was bei einer Bevorteilung der Kohle zu einem insgesamt 
schlechteren Emissionsfaktor des deutschen Strommixes führen würde. (UBA et al., 2023) 

 
33 Zusätzlich gibt es nach § 3 EnergieStG eine Steuererleichterung für Energieprodukte, die zum Antrieb von Gasturbinen 
und Verbrennungsmotoren in begünstigten Anlagen verwendet werden. Das trifft beispielsweise für KWK-Anlagen zu, bei 
Stromerzeugung sowie Gastransport und -speicherung. Das Subventionsvolumen dieser Begünstigung ist größtenteils in 
den Steuerbegünstigungen nach § 53 EnergieStG enthalten, weshalb es hier nicht gesondert aufgeführt wird. (FiFo Köln, 
2019) 
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3.3.4 Geschlechterspezifische Wirkung 
Da die Subvention Unternehmen bevorteilt, beeinflusst sie nicht direkt die Individualebene. Es treten 
daher keine direkten Anreizwirkungen durch die Steuervergünstigungen auf individuelles, umwelt-
schädliches oder -positives Verhalten auf. Allerdings können indirekte geschlechtsspezifische Anreizwir-
kungen entstehen. Ebenso treten keine direkten Verteilungswirkungen der Steuersubvention auf, 
sondern diese wirkt indirekt in Form von geschlechtsspezifischen Beschäftigungs- und Einkommenseffek-
ten, höheren Gewinnen für Aktionär*innen bzw. Eigentümer*innen oder geschlechtsspezifischen Preisef-
fekten für Konsument*innen. 

Rahmenbedingungen und geschlechtsspezifische Unterschiede 
Für die Betrachtung indirekter geschlechtsspezifischer Effekte der Energiesteuerbegünstigung für die 
Stromerzeugung sind folgende geschlechtsspezifische Rahmenbedingungen und Unterschiede relevant: 
• Haushalte der oberen Einkommensdezile verbrauchen zwar moderat mehr Strom als die in den un-

teren Dezilen und werden absolut stärker durch die Energiesteuerbegünstigung entlastet, jedoch 
müssen Haushalte mit geringerem Einkommen einen höheren Anteil ihres Einkommens für die 
Stromkosten aufbringen34 (Bach und Knautz, 2022; FÖS, 2021b; Frondel und Sommer, 2018; Kal-
kuhl et al., 2022). 

• Ältere, alleinstehende Frauen haben einen höheren Stromverbrauch als Männer, weil sie mehr Zeit 
zuhause verbringen und mehr Strom für die Nahrungszubereitung verbrauchen. 

• Eine Studie der ETH Zürich für Ein-Personen-Haushalte weist darauf hin, dass Frauen über alle 
Einkommensgruppen ca. ein Viertel weniger Strom verbrauchen als Männer. Die Autoren begrün-
den dies mit einem generell höheren Umweltbewusstsein bei Frauen (Bruderer Enzler und Diek-
mann, 2019), welches auch in Deutschland nachgewiesen wurde (UBA, 2023). 

• Die Beschäftigungssituation im Energiesektor ist überdurchschnittlich männlich geprägt:  
− Die Internationale Energieagentur gibt für Deutschland einen Beschäftigungslücke von -

74,6 % an, das heißt nur etwas über 20 % der Beschäftigten sind weiblich (IEA, 2024). Damit 
liegt der Frauenanteil im Energiesektor weit unter dem Durchschnitt von 46,9 % in der Ge-
samtwirtschaft (Destatis, 2024c).  

− International liegt der Frauenanteil in den Erneuerbaren Energien mit 32 % um zehn Prozent-
punkte höher als in der konventionellen Energieerzeugung. Für Deutschland liegen keine nach 
Erzeugungsart aufgeschlüsselten Daten vor, die Aussagen zum Anteil weiblicher Beschäftigter 
ermöglichen35 (vgl. IRENA, 2019). 

− Im Bereich der Energieerzeugung und -verteilung36, in dem die subventionierten Unterneh-
men tätig sind, sind bis zu 27 % der Beschäftigten weiblich (IEA, 2024; Pfahl et al., 2023). 

 
34 Das gilt für Energie allgemein, d. h. neben Strom auch Energie für Wärme und Mobilität. Die regressive Wirkung von 
Strom und Heizenergie ist allerdings besonders relevant, da sie zum Grundbedarf zählen. (Bach und Knautz, 2022) 
35 Aus amtlichen Statistiken lassen sich schon geschlechterunspezifische Beschäftigtenzahlen für den Bereich der Erneu-
erbaren Energien nicht entnehmen, da sie nicht als eigene Branche im Sinne der Klassifikation der Wirtschaftszweige des 
Statistischen Bundesamtes gelten. Das Umweltbundesamt (2024b) bietet jedoch eine Zeitreihe der Beschäftigtenzahlen 
in den Erneuerbaren Energien an, Schätzungen der Beschäftigungsentwicklung finden sich z. B. bei Brehm (2021) und in 
einem Bericht der FES (Hoch et al., 2020). 
36 Pfahl et al. (2023) fassen Energieerzeugung und -verteilung unter dem Begriff „Energieversorgung“ zusammen und 
folgen der Klassifizierung der Wirtschaftszweige des Statistischen Bundesamtes (Destatis, 2008). Er beinhaltet den Be-
reich der Stromerzeugung mit fossilen Energieträgern, der durch die hier diskutierte Energiesteuerentlastung bevorzugt 
wird, umfasst aber darüber hinaus Elektrizitätserzeugung allgemein, Gaserzeugung, sowie Strom- und Gasverteilung 
(z. B. Netze) und die Wärme- und Kälteerzeugung. Differenzierte Daten zu Beschäftigungslücke zwischen Männern und 
Frauen nur für den Bereich der fossilen Stromerzeugung liegen nicht vor. Auch die abrufbaren Daten der IEA (IEA, 2024) 
lassen nicht tiefer in die Einzelbranchen blicken. 
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− Ein vergleichbarer (Groß-)Teil der Beschäftigten, Männer wie Frauen, hat einen Berufsab-
schluss. Auch bei Befristung und geringfügiger Beschäftigung gibt es keine oder kaum ge-
schlechterspezifischen Unterschiede; Männer wie Frauen sind überwiegend unbefristet und 
selten in Minijobs angestellt (Pfahl et al., 2023). Im Vergleich zum Dienstleistungssektor und 
zur allgemeinen Arbeitsmarktsituation, wo Frauen häufiger befristet oder geringfügig beschäf-
tigt sind als Männer (Bundesagentur für Arbeit, 2023; Hermann et al., 2024; Lott et al., 
2022), schneidet der Bereich der Energieversorgung bei diesen beiden Indikatoren besser ab. 

− Frauen arbeiten mit 24 Prozentpunkten Abstand in der Energieversorgung – wie in anderen 
Branchen und Sektoren – deutlich häufiger in Teilzeit als Männer (Pfahl et al., 2023). 

− Die bereinigte Lohnlücke in der Energieerzeugung liegt zwischen 11,2 und 14 Prozentpunkten 
und damit höher als in der Energiewirtschaft gesamt, aber unterhalb des gesamtdeutschen 
Gender Pay Gap. Auffällig ist, dass Frauen mit hohem Qualifikationsniveau deutlich ungleicher 
entlohnt werden, hier beträgt die Lohnlücke fast 20 %. (IRENA, 2019; Pfahl et al., 2023) 

− Bezüglich der Repräsentanz von Frauen in den Führungspositionen der Energiewirtschaft 
nimmt der Anteil der Frauen in Spitzenpositionen kontinuierlich, aber langsam zu – von 10 % 
2014 auf 15,5 % 2021. Im Bereich der Erneuerbaren Energien betrug der Anteil 2021 
16,1 %. Auch in den Verwaltungs- und Aufsichtsräten ist eine ähnliche Entwicklung zu be-
obachten: Der Frauenanteil wuchs von 11 % im Jahr 2014 auf 19 % im Jahr 2021. In Ge-
schäftsführungen sind sie mit 6,7 % allerdings immer noch stark unterrepräsentiert, der An-
teil sank seit 2014 sogar wieder leicht (PWC, 2022). Für die Energieversorgung ermitteln 
Pfahl et al. (2023), dass 15 % aller in der Branche in Vollzeit beschäftigten Frauen leitende 
Positionen einnehmen, wohingegen 19 % der beschäftigten Männer in leitenden Positionen 
arbeiten.37 

Verteilungswirkungen 
Die Subvention senkt die Gestehungskosten von Stromerzeugung aus fossilen Energieträgern. Obwohl 
der Anteil dieser Energieträger im deutschen Strommix durch den Ausbau der Erneuerbaren Energien 
sinkt, liegt er aktuell noch bei 43 % des Bruttostromverbrauchs (UBA, 2024a). Dies kann die Preise an 
der Strombörse senken38, die als Beschaffungskosten in die Preise für Endverbraucher*innen einfließen. 
Die Steuerentlastung führt also auch für Haushalte zu niedrigeren Strompreisen. So wirkt die Subvention, 
die direkt energieerzeugenden Unternehmen zugutekommt, auch auf Haushalts- und Individualebene. 
Die Entlastungswirkung sollte allerdings nicht überschätzt werden (vgl. FÖS, 2021b), da sowohl die Be-
schaffungskosten an der Börse als auch die Endkundenpreise von weiteren Faktoren und Preisbestand-
teilen abhängen.39  

Da der Anteil der Ausgaben für Strom mit steigendem Einkommen abnimmt, dürften Frauen aufgrund 
von geschlechterspezifischen Einkommensunterschiede relativ stärker von den Effekten der 
 
37 Der Anteil weiblicher Führungskräfte im Teilbereich Energieversorgung lässt sich hier leider nicht errechnen, da die 
oben genannten 27 % Anteil weiblicher Beschäftigter in der Branche nicht zwischen Voll- und Teilzeitbeschäftigung un-
terscheiden, der von Pfahl ermittelte Anteil sich aber nur auf Vollzeitbeschäftigte bezieht. 
38 Die Großhandelspreise an den Strombörse werden durch das teuerste Kraftwerk bestimmt, das zur Deckung der Nach-
frage benötigt wird. Aktuell sind das häufig noch Gaskraftwerke. Dieses Kraftwerk setzt den Preis, den alle Stromanbieter 
erhalten, unabhängig von ihren eigenen Produktionskosten. 
39 Die Energiepreisschocks in Folge des Ukrainekrieges illustrieren dies – die Beschaffungskosten an der Börse waren 
wesentlicher Preistreiber für die gestiegenen Strompreise der Haushaltskunden. Verursacht wurde diese aber nicht in 
erster Linie durch staatliche Preisbestandteile Besteuerung, sondern durch das verknappte Gasangebot. (Kalkuhl et al., 
2022; Röger und Welfens, 2022)  
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Energiesteuervergünstigung bei der Stromproduktion profitieren, wenn diese tatsächlich zu Preissenkun-
gen für die Konsument*innen führt. Bach et al. (2019) untersuchen die Verteilungswirkung von Strom-
preisentlastungen und kommen zu dem Ergebnis, dass ältere, alleinstehende Frauen mit niedrigem Ein-
kommen von Strompreisentlastungen besonders profitieren.40 Dies führen sie zusätzlich zum Einkommen 
auf spezifische Verbrauchsmuster – viel Zeit zu Hause und häufiges Kochen – zurück.  

Die Subvention kann auch indirekte geschlechtsspezifische Effekte für die Beschäftigten entwickeln, die 
anhand von Indikatoren zu Einkommen, Arbeitszeit, Art der Beschäftigung und vertikale Segregation 
erfasst werden können. 

In der Gesamtschau kommt vor dem Hintergrund der branchenspezifischen Rahmenbedingungen und 
geschlechtsspezifischen Unterschiede bezüglich Beschäftigungsstruktur und Einkommen die Energiesteu-
erentlastung für die Stromerzeugung auch hier einer Branche bzw. einem Teilbereich zugute, der ausge-
prägte Gender Gaps zugunsten von Männern aufweist. Für die Frauen, die einer Beschäftigung in 
der Branche nachgehen, sind einige der Indikatoren der Normalbeschäftigung leicht weniger zu ihren 
Ungunsten ausgeprägt als z. B. in anderen Dienstleistungsbranchen. Insbesondere bei Gender Pay Gap 
und Repräsentation in Führungspositionen ist die geschlechterspezifische Ungleichheit noch stark ausge-
prägt. 

Verhaltensaspekte 
Sinkende Strompreise erhöhen allgemein die Stromnachfrage, auch in Haushalten (Bach et al., 2019; 
FÖS, 2019). Ob diese Anreizwirkung bei Frauen und Männern gleichermaßen auftritt, ist unklar, da ge-
schlechterspezifische Daten und Studien zur Preiselastizität bei Stromkonsum für Deutschland fehlen. 

 
40 Untersucht wurden hier nicht Auswirkung von Energiesteuervergünstigungen auf die Stromproduktion, sondern andere 
Maßnahmen: die Senkung der Stromsteuer und EEG-Umlage. Sie wirken an anderer Stelle auf den Strompreis, führen 
aber im Ergebnis wie die hier betrachtete Steuersubvention zu niedrigeren Strompreisen für Haushaltskund*innen. 
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3.3.5 Steckbrief: Energiesteuerbegünstigungen für die Stromerzeugung 
 

Subvention Energiesteuerbegünstigungen für die Stromerzeugung 

Zielgruppe Privatwirtschaft/Unternehmen 

Steuerart Verbrauchssteuer 

Geförderter  
Bereich/Sektor Energieerzeugung 

Rechtliche  
Grundlage 

§ 37 und § 53 EnergieStG 
Basierend auf der EU Energiesteuerrichtlinie Art 14  

Status 
Subventionstyp: Steuervergünstigung 
Subventionsbericht der Bundesregierung, Lfd. Nr. 54 (BMF, 2023) 
Subventionsbericht des Umweltbundesamt (UBA, 2021), Kapitel 2.1.4 

Ausgestaltung Fossile Energien, die in ortsfesten Anlagen zur Stromerzeugung (z. B. Kohlekraft-
werken) verwendet werden, können von der Energiesteuer befreit werden. 

Volumen  Zwischen 1,75 und 1,78 Mrd Euro in den Jahren 2021–2024, leicht sinkend im 
Zeitverlauf. 

Ökologische  
Wirkung  

Die Subvention begünstigt die Stromerzeugung aus fossilen Energien und beein-
flusst die Zusammensetzung des Strommixes zuungunsten CO₂-neutraler Erzeu-
gung. Dies führt zum Ausstoß von Treibhausgasemissionen und Luftschadstoffen. 

Geschlechterspe-
zifische Wirkung 

Die Energiesteuerentlastung führt über sinkende Gestehungskosten auch zu ge-
ringfügig geringeren Strompreisen bei Haushaltskund*innen, wovon Frauen auf-
grund ihres durchschnittlich geringeres Einkommen anteilig stärker profitieren. 
Gleichzeitig kommt die Subvention aber einer Branche zugute, in der die Beschäfti-
gungsstrukturen stark männlich und insgesamt zu Ungunsten der Frauen geprägt 
sind. Das ist insbesondere für Beschäftigungsanteil, Entlohnung und Repräsentanz 
in Entscheidungsstrukturen der Energieversorgung der Fall. 
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3.4 Reduzierte Mehrwertsteuer auf Fleisch und tierische Produkte 
Die Ausnahmen, für die ein zum Normalsatz von 19 % ermäßigter Mehrwertsteuersatz besteht, werden 
in § 12 Abs. 2 UstG in einer Positivliste geregelt, für die der ermäßigte 7%ige Mehrwertsteuersatz gilt. 
Dazu gehören viele Grundnahrungsmittel, die zum lebensnotwendigen Bedarf gezählt werden, so auch 
Fleisch, Fisch, Milch und Milcherzeugnisse, Eier, tierische Fette und Gelatine.41 Die in Deutschland gültige 
Mehrwertsteuerreduzierung setzt die jüngst überarbeitete Mehrwertsteuersystemrichtlinie der EU in na-
tionales Recht um.42  

3.4.1 Volumen 
Das Umweltbundesamt geht auf Grundlage der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des Statistischen 
Bundesamtes von jährlich 5,2 Milliarden Euro entgangenen Steuereinnahmen aus (UBA, 2021). Schät-
zungen, die verschiedene Szenarien zur Reaktion der Verbraucher*innen auf höhere Preise mit einbezie-
hen (hohe und niedrige Preiselastizität), ermitteln ein Subventionsvolumen von 4,3–5 Milliarden Euro bis 
hin zu 7 Milliarden Euro (Förster et al., 2018; Postpischil et al., 2021). 

3.4.2 Zielgruppe und Zielsetzung 
Formal sind Produzenten und Händler*innen von Fleisch und tierischen Produkten die Steuerschuldner 
der Mehrwertsteuer. Die Steuer soll aber an die Endkund*innen weitergegeben werden, die damit die 
intendierte Zielgruppe darstellen. In dem Ausmaß, in dem die Weitergabe der Mehrwertsteuer tatsächlich 
stattfindet, wirkt sie sich indirekt auf Individuen über eine Erhöhung der Preise aus. Je höher die Prei-
selastizität der Nachfrage, desto mehr verringert die Mehrwertsteuer die Nachfrage bzw. wird diese durch 
Veränderungen der Steuersätze beeinflusst (Postpischil et al., 2021). 

Die Zielsetzung des reduzierten Mehrwertsteuersatzes auf Güter des lebensnotwendigen Bedarfs ergab 
sich bei der Einführung 1968 aus sozialpolitischen Gründen. Seitdem ist der Anteil der Ausgaben für 
Nahrungsmittel (und Tabak) an den Konsumausgaben allerdings deutlich gesunken. In den frühen 1970er 
Jahren machte dieser bei Privathaushalten noch etwa 25 % aus, seit den 2000er Jahren bewegt er sich 
zwischen 14,1 % und 15,3 % (Statista und Ahrens, 2024). Der Katalog der Ausnahmen spiegelt außer-
dem bis heute die Ernährungslogik der damaligen Zeit wider, Aktualisierungen fanden kaum statt: Einige 
„neue“ Lebensmittel (insb. Hafermilch, Fleischersatzprodukte, aber auch Mineralwasser) werden mit dem 
regulären Satz besteuert, obwohl sie heute eher zu den Grundnahrungsmitteln statt zu Luxusgütern wie 
Hummer, Kaviar zählen, die mit dem vollen Mehrwertsteuersatz besteuert werden. 

3.4.3 Ökologische Wirkung 
Die Tierhaltung in Deutschland zeichnet für mehr als zwei Drittel der Treibhausgasemissionen in der 
Landwirtschaft bzw. 5,3 % der deutschen Gesamtemissionen verantwortlich (UBA, 2024c). Auch ein er-
heblicher Anteil der Landnutzung entfällt auf sie: Rund die Hälfte der Landfläche Deutschlands wird land-
wirtschaftlich genutzt, etwa 60 % davon für die Erzeugung von Futtermitteln (Bundesinformationszent-
rum Landwirtschaft, 2024). Weitere ökologische Effekte der Tierhaltung sind unter anderem Gewässer-
belastungen und Biodiversitätsschäden, die beispielsweise durch den intensiven Einsatz von 
 
41 Für eine detailliertere Aufzählung vgl. § 12 Abs. 1 UStG Abs 2, Anlage 2, Nr. 3-5, 26, 28, 35 und 47. 
42 Die im April 2022 beschlossene EU-MWStSystR erlaubt für Nahrungs- und Futtermittel als „Güter des Grundbedarfs“ 
sogar einen Nullsteuersatz. Ob Mitgliedstaaten diese Möglichkeit in der Ausgestaltung ihrer Gesetze wahrnehmen, bleibt 
ihnen überlassen. (Rat der Europäischen Union, 2022) 
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Düngemitteln und Pestiziden verursacht werden (Bär et al., 2024). Die Erzeugung tierischer Produkte ist 
damit insgesamt deutlich klimaschädlicher als jene pflanzlicher Produkte (UBA, 2021). Der Vergleich des 
ökologischen Fußabdrucks einiger tierischer Lebensmittel und ihrer pflanzlichen „Pendants“ in Abbildung 
6 unterstreicht, dass der Status quo der Mehrwertsteuer in einigen Bereichen besonders umweltschädli-
che Lebensmittel über den ermäßigten Satz günstiger macht und einige umweltfreundlichere Lebensmit-
tel über den regulären Satz teurer.  

 
Abbildung 5: Umweltwirkungen tierischer und pflanzlicher Milch im Vergleich 
Quelle: (Haake, 2019 auf Basis von Poore und Nemecek, 2018) 

• Die aktuelle Mehrwertsteuer-Systematik benachteiligt nachhaltigere Lebensmittel steuerlich und 
verstärkt so den Wettbewerbsnachteil pflanzlicher Lebensmittel gegenüber tierischen durch die 
Nicht-Internalisierung von negativen Umweltwirkungen von deren Produktion durch Treibhausgase 
oder Stickstoffüberschüsse. 

• Auch wird nicht zwischen konventionell erzeugten und Bio-Lebensmitteln differenziert. 
• In ihrer derzeitigen Ausgestaltung setzt sie keine Anreize, weniger tierische Produkte zu verzehren, 

und macht den Umstieg auf pflanzliche Ersatzprodukte finanziell unattraktiver. Letzteres dürfte vor 
allem Konsumenten mit niedrigem Nettoeinkommen treffen, denn die relative Belastung durch den 
Nahrungsmitteleinkauf ist hier deutlich höher (14 % für Haushalte mit niedrigem Nettoeinkommen 
vs. 8 % mit hohem Einkommen) (FÖS, 2021b). 

Die Auswirkung von Konsumentscheidungen im Bereich Ernährung sollte dabei nicht unterschätzt wer-
den, denn Ernährung macht mit durchschnittlichen 1,7 Tonnen Treibhausgasemissionen den größten 
Anteil des sog. „CO₂-Fußabdruckes“ von Bürger*innen in Deutschland aus (Grothmann et al., 2024). Mit 
einem reduzierten Fleischkonsum könnten laut verschiedenen Einschätzungen zwischen 1,8 und 6,3 Mil-
lionen Tonnen CO₂ jährlich eingespart werden. (Bär et al., 2024; Postpischil et al., 2021; UBA, 2021). 
Wichtig ist, dass die Mehrwertsteuer zwar den einheimischen Konsum beeinflusst, aber nur mittelbar die 
Produktion in Deutschland, die entscheidend ist für die Umweltwirkungen der Fleischproduktion in 
Deutschland. Seit 2000 fand eine Entkopplung von Konsum und Produktion in Deutschland statt. Der 
pro-Kopf-Konsum sinkt leicht, die Produktion stieg bis 2015. Seitdem wird die Lücke zwischen Konsum 
und Produktion in Deutschland wieder geringer (Destatis, 2023a, 2023b). 

Die möglichen Lenkungswirkungen der Mehrwertsteuer sind nicht ausreichend, um die Umweltschäden 
der Fleischproduktion zu internalisieren – um dieses Ziel zu erreichen, wären eine höhere und gezielte 
Fleischsteuer oder ähnliches nötig (siehe Abbildung 3.2 in Kap. 3 in Postpischil et al., 2021). 
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3.4.4 Geschlechterspezifische Wirkung 
Rahmenbedingungen und geschlechtsspezifische Unterschiede 
Die Anzahl der Menschen, die sich fleischfrei oder unter Verzicht auf Tierprodukte ernähren, ist in den 
letzten Jahren deutlich gestiegen. Je nach Erhebung liegt der Anteil an Vegetarier*innen bei 5–10 %, 
vegan ernähren sich 2 % (BMEL, 2022; Winter, 2023). Wissen um und Verwendung von pflanzlichen 
Ersatzprodukten steigen, mehr als die Hälfte der Menschen hat sie schon einmal gekauft, 10 % verwen-
den sie täglich (2020 noch 5 %) (BMEL, 2022). Trotz dieser Entwicklungen ist der Fleischkonsum in 
Deutschland immer noch sehr hoch und liegt über den Empfehlungen der Deutschen Gesellschaft für 
Ernährung.43 

Das Ernährungsverhalten von Frauen und Männern in Deutschland unterscheidet sich dabei deutlich. 

• 2023 gaben rund 28 % der befragten Männer an, täglich Fleisch und Wurst zu essen, aber nur 
11 % der Frauen. Der Rückgang im Vergleich zum Vorjahr ist bei den Frauen mit 8 Prozentpunk-
ten höher als bei den Männern (BMEL, 2022).  

• Ältere Untersuchungen zeigen, dass mit Blick auf die Zusammensetzung der Ernährungsprofile von 
Frauen und Männern hinsichtlich ihres Treibhausgasausstoßes bei beiden Geschlechtern der Ver-
zehr von Fleisch und tierischen Produkten der dominierende Faktor ist, allerdings mit signifikantem 
Abstand von 52 % zu 39 % (Meier und Christen, 2012).  

• Frauen konsumieren mit 78 % häufiger täglich Obst und Gemüse als Männer mit nur 63 % (BMEL, 
2022; forsa, 2023b), dessen Anbau weltweit für einen Großteil der mit der Nahrungsmittelproduk-
tion verbundenen Übernutzung von Süßwasser verantwortlich ist (Jungmichel et al., 2021).  

• Frauen ernähren sich auch doppelt so oft vegetarisch (12 % zu 6 %) und um die Hälfte häufiger 
vegan (forsa, 2023b). 

• Männer und Frauen weisen zudem ein unterschiedliches Kaufverhalten auf.  
− Frauen achten beim Einkauf stärker als Männer auf Gütesiegel: Bei regionaler Herkunft und 

Biosiegeln ist der geschlechterspezifische Abstand mit 12 Prozentpunkten jeweils sehr deut-
lich,44 wobei dies über beide Geschlechter bei jüngeren Bevölkerungsgruppen häufiger eine 
Rolle spielt (BMEL, 2022).  

− Lebensmittel mit Biosiegeln werden von 71 % der Frauen häufig oder sogar sehr häufig ge-
kauft, gegenüber 53 % der Männer.  

− 44 % der Frauen und 43 % der Männer würden mehr pflanzliche Lebensmittel kaufen, wenn 
sie günstiger angeboten werden würden (forsa, 2023b), was auf eine gewisse Preiselastizität 
der Nachfrage hinweist, die sich allerdings zwischen Frauen und Männern kaum unterschei-
det. 

 
43 Nach vorläufigen Angaben des Bundesinformationszentrums Landwirtschaft (BZL) liegt der Pro-Kopf-Verzehr von 
Fleisch im Jahr 2023 51,6 Kilogramm und damit fast einem Kilogramm pro Woche (BLE, 2024). Zwar ist der Fleischkon-
sum damit sinkend, liegt aber immer noch deutlich über der Empfehlung der DGE von 300 Gramm pro Woche pro Per-
son. 
44 Bei regionalen Gütesiegeln: Frauen 72 %, Männer 60 %; beim Biosiegel: Frauen 65 %, Männer 53 % (BMEL, 2022). 
Ähnliche Zahlen ermittelt Forsa für unterschiedliche Produktgruppen: 78 % der Frauen, aber nur 62 % der Männer legen 
Wert auf regionale Herkunft bei Milch(-erzeugnissen), 93 % der Frauen und 79 % der Männer bei Eiern und 91 % der 
Frauen versus 78 % der Männer bei frischem Obst und Gemüse (forsa, 2023a). 
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• Der gesellschaftlich-kulturelle Zusammenhang zwischen Fleischverzehr und Männlichkeits-
empfinden ist für westliche Kulturen gut erforscht (Fantechi et al., 2024; Rosenfeld und 
Tomiyama, 2021; Timeo und Suitner, 2018) und trifft auch auf die Wahrnehmung deutscher Kon-
sument*innen zu. Ob und inwiefern der Ernährungswandel der jüngsten Zeit auch die geschlech-
terspezifische Wahrnehmung und Zuschreibung von fleischlastiger Ernährung betrifft, ist hingegen 
noch nicht ausreichend untersucht (Rosenfeld und Tomiyama, 2021; Timeo und Suitner, 2018; 
Winter, 2023). Der starke Zusammenhang zwischen Bildern von Männlichkeit und Leistungsfähig-
keit könnte eine Erklärung anbieten, dass der Fleischwarenkonsum von Männern in den unteren 
Einkommensgruppen überproportional hoch ist, obwohl eine stärker pflanzenbasierte Ernährung 
Haushaltsbudgets entlasten könnte (FÖS, 2021b). 

Verteilungswirkungen 
Die geschlechtsspezifischen Konsummuster legen nahe, dass Männer vom reduzierten Mehrwertsteuer-
satz auf Fleisch und tierische Produkte stärker profitieren als Frauen. Umgekehrt wird die Gesamtheit 
der Frauen, die überdurchschnittlich häufig pflanzliche bzw. vegane Ersatzprodukte (beispielsweise Ha-
fer- oder Sojamilch, Fleischersatzprodukte) konsumieren, durch den regulären Mehrwertsteuersatz stär-
ker belastet als Männer. Hinzu kommt, dass die regulären Mehrwertsteuersätze Frauen aufgrund ihrer 
im Durchschnitt geringeren verfügbaren Einkommen relativ stärker belasten als Männer.  

Verhaltensaspekte 
Interessant wäre darüber hinaus die Frage nach geschlechtsspezifischen Anreizeffekten der aus ökologi-
scher Perspektive problematischen aktuellen Struktur der Mehrwertsteuersätze für tierische Produkte und 
vegane/vegetarische Ersatzprodukte. Sie kann allerdings auf der Grundlage des aktuellen Forschungs-
standes nicht beantwortet werden, da Daten zu geschlechtsspezifischen Preiselastizitäten für Deutsch-
land nicht vorliegen. 
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3.4.5 Steckbrief: Steuerbegünstigung auf tierische Produkte auf einen Blick 
 

Subvention Mehrwertsteuervergünstigung auf Fleisch und tierische Produkte 

Zielgruppe Individuen/Bürger*innen als Konsumenten 

Steuerart Verbrauchssteuer, Mehrwertsteuer 

Geförderter  
Bereich/Sektor Indirekt Landwirtschaft 

Rechtliche  
Grundlage 

§ 12 Abs. 2 UstG mit Anlage 2 
EU-MwStSystR (EU) 2022/542 mit Anhangs III Nr. 1 

Status Subventionstyp: Steuervergünstigung 
Subventionsbericht des Umweltbundesamt (UBA, 2021), Kapitel 2.4.5 

Ausgestaltung Für Fleisch- und Milchprodukte und andere tierische Lebensmittel gilt der ermä-
ßigte Mehrwertsteuersatz von 7 % statt 19 %. 

Volumen  4,3 bis 5,2 Millionen jährlich 

Ökologische  
Wirkung  

Die aktuelle Mehrwertsteuer-Systematik benachteiligt nachhaltigere Lebensmittel 
steuerlich und verstärkt so den Wettbewerbsnachteil pflanzlicher Lebensmittel ge-
genüber tierischen. Sie setzt keine Anreize, weniger tierische Produkte zu verzeh-
ren und macht den Umstieg auf pflanzliche Ersatzprodukte finanziell unattrakti-
ver. Die Tierhaltung in Deutschland zeichnet sich für ein Drittel der THG-Emissio-
nen sowie weitere negative Umwelteinflüsse verantwortlich. 

Geschlechterspezi-
fische Wirkung 

Aufgrund der geschlechtsspezifischen Konsummuster von Frauen, die deutlich 
weniger tierische Lebensmittel verzehren, werden Männer mehr von der Ausge-
staltung der Mehrwertsteuer entlastet. Im Gegensatz dazu sind Frauen, die über-
durchschnittlich häufig pflanzliche Ersatzprodukte konsumieren, durch den regu-
lären Mehrwertsteuersatz stärker belastet. Zudem führt der reguläre Mehrwert-
steuersatz aufgrund der im Durchschnitt geringeren verfügbaren Einkommen von 
Frauen zu einer relativ höheren Belastung für sie im Vergleich zu Männern. 



 

47 
 

4 Reformoptionen 

4.1 Ausgewählte Reformoptionen aus der Geschlechterperspektive 
Dieser Abschnitt skizziert realistische Reformoptionen für vier umweltschädliche Subventionen, deren 
geschlechterspezifische Verteilungs- und Anreizwirkungen in Kapitel 3 analysiert wurden. Diese Subven-
tionen gehören verschiedenen Kategorien an, die in Kapitel 2 beschrieben sind. Angesichts des begrenz-
ten Rahmens dieser Expertise können hier nur erste explorative Untersuchungen vorgenommen werden 
und auf bereits bestehende Reformvorschläge sowie deren mögliche geschlechtsspezifische Effekte ein-
gegangen werden. Die Überlegungen können als Ausgangspunkt für vertiefende Analysen dienen, die 
Reformoptionen mit zugleich ökologischer wie gleichstellungsorientierter Zielsetzung entwickeln. Eine 
Einschätzung der geschlechtsspezifischen Effekte von Reformen umweltschädlicher Steuersubventionen 
müsste – analog zum Vorgehen in Kapitel 3 – zunächst auf Rahmenbedingungen und geschlechtsspezi-
fische Unterschiede eingehen. Um Wiederholungen zu vermeiden, wird im Folgenden jedoch auf diese 
detaillierte Betrachtung verzichtet. 

4.1.1 Dienstwagenprivileg 
Beschreibung Reformoptionen 
Die Besteuerung sollte den tatsächlichen geldwerten Vorteil der privaten Nutzung eines Dienstwagens 
abdecken. Wird der Steuersatz so weit angehoben, dass Steuerneutralität zwischen Dienstwagen und 
privaten Pkw hergestellt wird, wäre die Subvention vollständig abgebaut. Verschiedene Optionen, wie 
etwa die Anhebung des Steuersatzes auf 2 %, werden diskutiert, die zumindest für einen Teil der Fahr-
zeuge die Vorteile gegenüber einer privaten Anschaffung abbauen sollten (FÖS, 2021a, 2023a). Zudem 
sollte ausgeschlossen werden, dass für die Nutzer*innen Grenzkosten gleich null möglich sind, d. h. auch 
die variable Nutzungskomponente45 wäre zu besteuern. Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen 
auch die Kosten für Wartung, Instandhaltung und Treibstoff vom Arbeitgeber übernommen werden. Da-
mit könnte der Anreiz für die verstärkte Pkw-Nutzung und somit die Verzerrung der Verkehrsmittelwahl 
reduziert werden. Die Einführung einer nutzungsabhängigen Komponente in Kombination mit einer An-
hebung der anschaffungspreisbezogenen Komponente erhöht einerseits die erzielbaren Steuereinnahmen 
und reduziert andererseits den Anreiz für die Wahl teurerer und emissionsintensiverer Fahrzeuge. 

Mögliche geschlechterdifferenzierte Effekte der Reform 
Geschlechterdifferenzierte Wirkungen der Reform sind schwer abschätzbar, da die Datenlage zu Möglich-
keit und Ausmaß der Privatnutzung von Dienstwagen (durch Begünstigte und Familienmitglieder) unzu-
reichend ist. 

Grundsätzlich wirkt Anhebung des Steuersatzes und/oder Einführung einer nutzungsabhängigen Kompo-
nente der Regressivität der bestehenden Regelung entgegen. Allerdings könnte dies Frauen in niedrige-
ren Einkommensstufen relativ stärker belasten, wenn sie über die Möglichkeit der Privatnutzung des 

 
45 Damit sind die Kosten gemeint, die direkt mit der Nutzung des Fahrzeugs zusammenhängen und bei jeder Fahrt zu-
sätzlich anfallen (wie zum Beispiel Ausgaben für Kraftstoff, Wartung oder Reparaturen). Im Kontrast dazu fallen Fixkos-
ten unabhängig von der tatsächlichen Fahrleistung an (z.B. Kfz-Steuer, Wertverlust, Versicherung). Kurz gesagt: Variable 
Kosten entstehen durchs Fahren – Fixkosten auch ohne Bewegung. 
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Dienstwagens verfügen. Laut Compensation Partner (Compensation Online, 2019) ist jedoch der Anteil 
an Dienstwagennutzer*innen in den Einkommensgruppen bis 40.000 Euro Jahresgehalt sehr gering und 
auch die Bruttolistenpreise der verwendeten Fahrzeuge sind vergleichsweise niedrig.  

Für Evidenz zu Anreiz- und Verteilungswirkungen sind bessere Daten nötig, z. B. geschlechterdifferen-
zierte Zugänge zu Dienstwagen und Mobilitätsverhalten. Dazu zählen disaggregierte Informationen über 
die Art der Privatnutzungsmöglichkeit (begrenzt/unbegrenzt, Nutzung für Familienmitglieder möglich, 
Umfang der Kostentragung durch Arbeitgeber), den Anteil der privat gefahrenen Kilometer sowie die 
Menge/Häufigkeit und Art der privaten Wege (Freizeitfahrten vs. tägliche Erledigungen oder Begleitung). 
In Zusammenhang damit besteht auch Forschungsbedarf in Hinblick auf geschlechterspezifische Anreiz-
wirkung aufgrund unterschiedlicher Mobilitätsmuster.  

4.1.2 Befreiung energieintensiver Prozesse in der Industrie 
Beschreibung der Reformoptionen 
Die Entlastung energieintensiver Prozesse in der Industrie ist gezielter als andere Energie- und 
Stromsteuervergünstigungen auf bestimmte Unternehmen zugeschnitten (siehe Kapitel 3.2.2) und trägt 
damit zur Entlastung der Produktionskosten und Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit bei.46 Um ein 
plötzliches Ansteigen der Steuerlast für Unternehmen im Zuge einer Einschränkung der Steuervergünsti-
gung zu verhindern, kann die Entlastung der Energiesteuer nach § 51 über mehrere Jahre in Schritten 
reduziert werden bis zu einer vollständigen Abschaffung. (FÖS und Prognos AG, 2023) 

Die Entlastungen bei der Stromsteuer nach § 9 a mindern wie beschrieben die Anreize für Unternehmen, 
die Produktion auf effizientere und stromsparende Prozesse umzustellen. Neben einer verbesserten Effi-
zienz müssen Unternehmen für eine erfolgreiche Dekarbonisierung der Industrie aber auch Prozesse auf 
strombasierte Anwendungen umstellen. Eine vollständige Streichung der Steuerentlastung und der damit 
verbundene Anstieg des Strompreises könnte dabei ein Hindernis für eine zügige Umrüstung darstellen. 
Reformoptionen, die statt einer vollständigen nur noch eine anteilige und mit der Zeit abnehmende Ent-
lastung vorsehen, könnten Anreize zur Effizienzsteigerung erhalten, ohne den Brennstoffwechsel zu ver-
hindern. Zusätzlich ist die Einführung eines Schwellenwerts an jährlichem Stromverbrauch im Sinne eines 
„Selbstbehalts“ möglich. Die Liste der Prozesse, für die eine Entlastung möglich ist, kann dabei bestehen 
bleiben. Zusätzlich können auch begleitende Anforderungen wie der Nachweis eines Energiemanage-
ment-Systems oder die Durchführung von Dekarbonisierungsmaßnahmen an die Entlastung geknüpft 
werden. (vgl. FÖS, 2021b; FÖS und Prognos AG, 2023)  

Mögliche geschlechterdifferenzierte Effekte der Reform 
In einer Modellierung von FÖS und Prognos (2023) beeinflussen die beschriebenen Reformoptionen die 
Produktionskosten der betroffenen Unternehmen, entwickeln aber insgesamt nur geringe Auswirkungen. 
Inwiefern sich dies auf den Erhalt von Arbeitsplätzen in produzierendem Gewerbe und Industrie auswirkt, 
müsste ebenso wie die generelle Wirkung von Subventionen auf die Beschäftigungsentwicklung mit wei-
teren wissenschaftlichen Arbeiten näher untersucht werden (FÖS, 2021b). Sollte eine Reform der 

 
46 Fifo Köln (2019) zeigte empirisch, dass Vergünstigungen bei der Energie- und Stromsteuer im Durchschnitt größere 
Auswirkungen auf die Effizienzstrategien der betroffenen Unternehmen hatten, statt v. a. auf die langfristige Wettbe-
werbsfähigkeit. 
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Subventionen einen Beschäftigungsabbau auslösen, wären in absoluten Zahlen wegen des deutlich nied-
rigeren Anteils an weiblichen Beschäftigten Frauen weniger stark betroffen. 

Ob sich dies bei anteiliger Betrachtung des Abbaus von Arbeitsplätzen ändern würde, Frauen also über-
proportional betroffen wären, kann ohne weitere und ggf. auch branchenspezifische Daten nicht beant-
wortet werden. 

4.1.3 Energiesteuerbegünstigungen für die Stromerzeugung 
Beschreibung der Reformoptionen 
Die ersatzlose Abschaffung der Energiesteuerbegünstigungen für die Stromerzeugung würde wegen der 
aktuell geltenden, unterschiedlichen Energiesteuersätze auf Kohle (33 Euro/GKJ, umgerechnet 
0,12 ct/kWh) im Vergleich zu Erdgas (0,55 ct/kWh) zu einer einseitigen Verteuerung von Erdgas führen 
(FÖS, 2021b) und ist damit eine ökologisch problematische Option. Eine Abschaffung müsste begleitet 
werden durch eine Reform der normalen Energiesteuersätze auf die einzelnen Energieträger, beispiels-
weise anhand von CO₂-Kriterien. Die Bevorteilung von Kohle gegenüber Erdgas sowie von fossilen Ener-
gieträgern gegenüber erneuerbaren Energien würde damit abgeschafft. (FÖS, 2021b; UBA, 2021) 

Mögliche geschlechterdifferenzierte Effekte der Reform 
Der Anteil der Ausgaben für Strom steigt bei Haushalten mit niedrigeren Einkommen. Eine Erhöhung 
der Strompreise würde deshalb Frauen prozentuell mehr belasten als Männer, da sie im Durchschnitt 
über ein geringeres Einkommen verfügen. 

Haushalte können im Allgemeinen eher schlecht auf Strompreiserhöhungen reagieren – v. a. kurzfristig 
(Buslei, 2023; Kalkuhl et al., 2022). Für Haushalte mit niedrigem Einkommen und geringen finanziellen 
Reserven sind außerdem die Möglichkeiten der Energieeinsparung durch Investitionen in energiespa-
rendere langlebige Konsumgüter sowie Heizsysteme und Wärmedämmung von Wohnungen grundsätz-
lich geringer, ebenso wie die Möglichkeiten, ihr Konsumbudget auszuweiten (Bach und Knautz, 2022; 
FÖS, 2021b). Höhere Strompreise könnten für Frauen, die in den unteren Einkommensgruppen über-
proportional vertreten sind, deswegen das Risiko für Energiearmut erhöhen.  

Unter der Bedingung, dass Energiesteuerentlastungen bei der Stromerzeugung zum Arbeitsplatzerhalt 
in der fossilen Stromerzeugung beitragen,47 könnte eine Reform zu einer verstärkten Arbeitsplatzverla-
gerung von der konventionellen zur erneuerbaren Erzeugung führen. Internationale Daten weisen da-
rauf hin, dass in dieser Branche anteilig mehr Frauen arbeiten als im Bereich der fossilen Erzeugung. 
(IRENA und ILO, 2023; IRENA, 2019) Vergleichbare Daten liegen für Deutschland nicht vor (siehe Ab-
schnitt 3.3), sodass keine sichere Aussage getroffen werden kann, ob eine Verlagerung von Arbeitsplät-
zen in die Erzeugung erneuerbarer Energien dazu beitragen würde, die bisherigen männerdominierten 
Beschäftigungsstrukturen der Energiewirtschaft zugunsten einer stärkeren Repräsentanz von Frauen im 
Sektor zu verändern. 

  

 
47 Eine diesbezügliche Prüfung fand in dieser Arbeit nicht statt. 
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4.1.4 Reduzierter Mehrwertsteuersatz auf tierische Produkte 
Beschreibung Reformoptionen 
Aus ökologischer Perspektive wäre grundsätzlich die Ersetzung des ermäßigten Mehrwertsteuersatzes auf 
tierische Produkte durch den Regelsteuersatz angebracht, während alle pflanzlichen Lebensmittel sowie 
vegane und vegetarische Ersatzprodukte dem ermäßigten Mehrwertsteuersatz unterliegen sollten. Vor 
dem Hintergrund des Anstiegs der Lebensmittelpreise in den letzten Jahren ist die Umsetzung einer 
solchen Reform politisch schwieriger geworden. Gleichzeitig steht es seit der Reform der EU-Mehrwert-
steuersystemrichtlinie den Regierungen offen, Nahrungsmittel vollständig von der Steuer zu befreien (Rat 
der Europäischen Union, 2022).  

Unterstützt wird die Besteuerung von tierischen Produkten mit dem regulären Satz durch den Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen (SRU, 2023). Das Umweltbundesamt schlägt vor, „pflanzliche Grundnah-
rungsmittel und andere wenig- und unverarbeitete pflanzliche Lebensmittel“ von der Mehrwertsteuer zu 
befreien, verarbeitete pflanzliche Lebensmittel mit dem ermäßigten Satz zu besteuern und tierische Le-
bensmittel langfristig dem regulären Satz zu unterwerfen. Angesichts der aktuell hohen Lebensmittel-
preise schlägt das Umweltbundesamt eine zeitliche Splittung vor: Die Erhöhung der MwSt. soll zu einem 
späteren Zeitpunkt erfolgen (Burger et al., 2022). Ein gemeinsamer Kern vieler Forderungen zum Thema 
ist, die steuerliche Benachteiligung ökologisch vorteilhafter pflanzlicher Lebensmittel zu beenden und 
diesen ebenfalls den ermäßigten Mehrwertsteuersatz zu gewähren. Ein vielbeachteter Vorschlag zur De-
batte ist vom Bürgerrat Ernährung eingebracht worden (Bürgerrat Ernährung, 2024). Dieser nutzt den 
Handlungsspielraum nach der Reform der EU-MwSt.-Systemrichtlinie und integriert soziale, ökologische 
und gesundheitliche Überlegungen in eine Reform der MwSt.-Struktur für Lebensmittel mit folgenden 
Eckpunkten: 
• Befreiung von unverarbeitetem Bio-Obst und -Gemüse, Hülsenfrüchten, Wasser u. a. von der 

Mehrwertsteuer. 
• Änderung der Definition von Grundnahrungsmitteln: Aufnahme pflanzlicher Milchersatzprodukte, 

Fleischersatz- und Bioprodukte (und ermäßigte Besteuerung mit 7 %), Streichung von Zucker und 
entsprechend Besteuerung mit 19 %. 

• Koppelung der Mehrwertsteuer auf Fleisch mit der Einführung einer Tierwohlabgabe: Ohne Einfüh-
rung der Tierwohlabgabe soll Fleisch der (schlechteren) Haltungsformen 1 und 2 mit dem regulä-
ren Satz (19 %) und Fleisch aus Haltungsformen 3 und 4 mit dem ermäßigten Satz besteuert wer-
den.  

Auch der Vorschlag des Bürgerrats diskutiert nicht explizit dessen Genderwirkungen. Der Mehrwert des 
Vorschlags ist, dass er nicht explizit ökologisch oder sozialpolitisch motiviert ist, sondern verschiedene 
Politikziele aufgreift – und dass der Vorschlag von Bürger*innen und nicht politischen Akteur*innen er-
arbeitet wurde. Mit Blick auf eine stärker an gesundheits- und umweltbezogenen sowie an Genderaspek-
ten orientierten Besteuerung von Lebensmitteln bietet er wichtige Anknüpfungspunkte.  

Mögliche geschlechterdifferenzierte Verteilungseffekte der Reform 
Geschlechtsspezifische Verteilungseffekte der Reform hängen mit der konkreten Ausgestaltung der Steu-
ersubvention, dem geschlechtsspezifischen Einkommensunterschied sowie dem geschlechtsspezifischen 
Konsumverhalten zusammen. 
• Der Anteil des Netto-Einkommens, der für Nahrungsmittel ausgegeben wird, sinkt mit zunehmen-

dem Haushaltseinkommen – Frauen würden aufgrund ihres im Durchschnitt geringeren Einkom-
mens prozentuell mehr entlastet als Männer.  
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• Der Anteil vegan lebender Frauen ist höher, daher könnte ihnen ein höherer Anteil des gesamten 
Entlastungsvolumens durch eine Senkung der Mehrwertsteuer auf vegane Ersatzprodukte zuflie-
ßen als Männern. 

• Frauen konsumieren häufiger Obst und Gemüse als Männer, daher könnte ein höherer Anteil des 
gesamten Entlastungsvolumens aufgrund einer Mehrwertsteuersenkung auf unverarbeitetes Obst 
und Gemüse auf sie entfallen. 

Mögliche geschlechterdifferenzierte Anreizeffekte der Reform  
• Frauen und Männer könnten ähnlich auf eine Reduktion der Mehrwertsteuer auf frisches Obst und 

Gemüse reagieren, wenn sich die Preiselastizität der Nachfrage geschlechtsspezifisch nicht unter-
scheidet (siehe Abschnitt 3.4.4). 

• Dagegen könnten Frauen stärker auf die Erhöhung der Mehrwertsteuersätze für Fleisch reagieren, 
wenn ihre Preiselastizität der Nachfrage im Vergleich zu Männern höher ist (siehe Abschnitt 2.1.2). 

• Für eine Einschätzung geschlechtsspezifischer Verhaltenseffekte sind bessere Daten nötig, z. B. zu 
geschlechterdifferenzierten Preiselastizitäten.  
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5 Subventionsberichterstattung und Budgeting-Analysen: 
Wird Gender mitgedacht?  

Budgeting-Analysen haben das Ziel, Wirksamkeit und Effizienz der Haushalts- bzw. Finanzpolitik zu ver-
bessern, indem bestehende Maßnahmen, Förderprogramme und Ausgaben und Subventionen sowie ein-
nahmenseitige Maßnahmen systematisch dargestellt, untersucht und bewertet werden. Im Rahmen die-
ser Analysen geht es um eine Reihe unterschiedlicher allgemeiner Ziele, die wiederum Bezüge zu Fragen 
von Gender und Gleichstellung haben:  
• Wirkungsorientierung stärken, damit Haushaltsmittel effektiv zur Erreichung von Gleichstel-

lungszielen und Zielgruppenorientierung staatlichen Handelns eingesetzt werden. 
• Transparenz erhöhen: Durch die systematische Verknüpfung von Haushaltspositionen mit Nach-

haltigkeitszielen, zu denen auch Geschlechtergleichstellung gehört, wird die Verwendung öffentli-
cher Gelder transparenter. 

• Positive und negative Wechselwirkungen aufzeigen: Analysen können zeigen, wie verschiedene 
Haushaltspositionen bzw. Politikziele direkt oder indirekt positiv wie auch negativ auf die Gleich-
stellung der Geschlechter hinwirken. 

• Zielkonflikte identifizieren: Budgeting-Analysen können mögliche konfligierende Wirkungen ein-
zelner Maßnahmen bezüglich verschiedener Gleichstellungsziele bzw. -dimensionen aufdecken 
(beispielsweise Konflikte zwischen Anreiz- und Verteilungswirkungen). 

• Gender Mainstreaming als Querschnittsaufgabe in allen Bereichen des Haushalts berücksichti-
gen. 

• Indikatoren entwickeln: Erfassung klar definierter, messbarer Indikatoren zum Thema Gleichstel-
lung. 

• Evidenzbasierung stärken: Durch die Erfassung und fundierte Bewertung der Wirksamkeit von 
Ausgaben, Steuervergünstigungen etc. sollen fundierte Entscheidungen über die Weiterentwick-
lung der Haushalts- und Finanzpolitik ermöglicht werden. 

Im Rahmen des Kapitels wird analysiert, inwieweit das Thema Gender bisher in diesen Berichten mitge-
dacht wird und inwieweit sich Monitoringansätze eignen, um Genderwirkungen mit einzubeziehen. Dazu 
wird die Berichterstattung zu umweltschädlichen Subventionen auf nationaler Ebene als auch die Budge-
ting-Analysen („Spending Reviews“) der Bundesregierung zu öffentlichen Ausgaben betrachtet, insbe-
sondere der Ansatz für ein SDG-Budgeting (Sustainable Development Goals). Anschließend werden in 
Kanada und Österreich angewendete Ansätze dargestellt, die Anregungen für eine künftige Ausgestaltung 
von genderbewussten Budgeting-Ansätzen in Deutschland geben können. 

5.1 Berichterstattung zu umweltschädlichen Subventionen in Deutschland 
5.1.1 Subventionsbericht der Bundesregierung und des Umweltbundesamts 
Zwei Berichte der Bundesregierung 
Die Bundesregierung veröffentlicht zwei Berichte mit Bezug zu umweltschädlichen Subventionen: Zusätz-
lich zum offiziellen Subventionsbericht der Bundesregierung veröffentlicht das Umweltbundesamt in grö-
ßeren zeitlichen Abständen einen Bericht, der auf umweltschädliche Subventionen fokussiert und 
eine weiter gefasste Subventionsdefinition zu Grunde legt. Die definitorischen Grundlagen, die Unter-
schiede im Umfang der Berichte und die praktischen Konsequenzen, werden in FÖS (2023b) dargestellt 
und diskutiert.  
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Subventionsbericht der Bundesregierung 
Der alle zwei Jahre veröffentlichte Subventionsbericht der Bundesregierung berichtet ausführlich zur Ent-
wicklung bestimmter Finanzhilfen, Steuervergünstigungen und sonstigen steuerlichen Rege-
lungen. Zu welchen Subventionen die Bundesregierung berichtet, ergibt sich aus dem rechtlichen Rah-
men. An anderer Stelle (FÖS, 2023b, Kapitel 2.1) wird dieser alte Rahmen aus dem Jahre 1967 mit 
seinem engen Fokus auf die Bevorteilung bestimmter Wirtschaftssektoren ausführlicher dargestellt. Der 
Bericht der Bundesregierung betrachtet nicht die Wirkungen auf Personen, sondern es geht primär um 
den Erhalt des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts (Art. 109 Grundgesetz) und die Frage, wie einzelne 
Wirtschaftszweige48 durch Subventionen (un)gleich behandelt werden. Dazu differenziert der Bericht 
zwischen Finanzhilfen (öffentlichen Ausgaben), Steuervergünstigungen und sonstigen steuerlichen Re-
gelungen. Alle drei Kategorien werden zusätzlich in vier Arten von Hilfen gegliedert (Erhaltungs-, Anpas-
sungs-, Produktivitäts- und sonstige Hilfen) (vgl. FÖS, 2023b, Textbox 1). 

Der Subventionsbericht der Bundesregierung enthält eine Nachhaltigkeitsprüfung zu verschiedenen 
Dimensionen der Nachhaltigkeit. Diese thematisiert aber keine einzelnen Nachhaltigkeitsziele, sondern 
fasst diese in sechs Nachhaltigkeitsprinzipien zusammen (Abbildung 7). Im gesamten Subventionsbericht 
der Bundesregierung sind keinerlei Bezüge zu Gender oder Geschlecht zu finden. Die bisherige 
Nachhaltigkeitsprüfung wird insgesamt kritisch gesehen. Zwar benennt der Bericht das Ziel, Zielkonflikte 
zwischen unterschiedlichen Dimensionen zu identifizieren, aber in der aktuellen Praxis basiert die Prüfung 
auf qualitativen Einschätzungen des jeweiligen Ressorts. Negative ökologische Wirkungen (z. B. bei der 
Steuervergünstigung für Agrardiesel oder der Kfz-Steuerbefreiung für landwirtschaftliche Zugmaschi-
nen49) stehen dann „neben“ positiven ökonomischen Wirkungen50.  

 
Abbildung 6: Nachhaltigkeitsprinzipien in der Subventionsberichterstattung der Bundesregierung 
Quelle: (BMF, 2023). 

 
48 Eine Ausnahme bildet die Kategorie „sonstige Hilfen“, in der einige Subventionen an private Haushalte erfasst werden 
– z. B. für Wohnungsbau oder die Sparförderung (FÖS, 2023b, Textbox 1). Aber auch hier werden keine Genderwirkun-
gen thematisiert, sondern nur Haushalte betrachtet.  
49 Hierzu merkt der Subventionsbericht an: „Es ergeben sich Zielkonflikte mit ökologischen Zielen; so schafft die Maß-
nahme Anreize zu einer Intensivierung des Maschineneinsatzes und damit auch zu intensiverer Bodenbewirtschaftung 
und Bodenverdichtung“ (BMF, 2023). Eine konkrete Folge hat das Prüfergebnis nicht. 
50 So heißt es mit Blick auf die Agrardiesel-Steuervergünstigung, dass diese zur „Aufrechterhaltung einer unabhängigen 
Versorgung sowie der Schaffung guter Investitionsbedingungen und der Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Agrar- und Forstwirtschaft“ diene (BMF, 2023).  
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5.1.2 Bericht des Umweltbundesamts zu umweltschädlichen Subventionen  
Seit 2006 erstellt das Umweltbundesamt einen eigenen Bericht mit einem Fokus auf umweltschädliche 
Subventionen. Es wählt dabei einen weiter gefassten Subventionsbegriff als der Bericht der Bundesre-
gierung. Das UBA formuliert das Ziel, mit seiner Subventionsdefinition „alle Begünstigungen umwelt-
schädigender wirtschaftlicher Aktivitäten“ zu erfassen, um „auf diese Weise … staatliche Hand-
lungsdefizite und Fehlentwicklungen im Umweltbereich [zu] erkennen“ (UBA, 2021). Für die Definition 
des Umweltbundesamts ist also unerheblich, welche Akteur*innen profitieren – vielmehr ist der Bezugs-
punkt, dass durch staatliche Regelungen umweltschädliches Verhalten von Unternehmen sowie Privat-
personen begünstigt wird. So wird vom Umweltbundesamt beispielsweise der ermäßigte Mehrwertsteuer-
Satz für Lebensmittel tierischer Herkunft berücksichtigt, während die Bundesregierung diese Regelung 
nicht betrachtet, da nicht nur eine spezifische Branche oder Gruppe von Akteur*innen davon profitiert.  
Während sich der Bericht der Bundesregierung auf Finanzhilfen und Steuervergünstigungen (A+B in Ab-
bildung 8) beschränkt, betrachtet der Bericht des Umweltbundesamts mehr Dimensionen (A+B+C in 
Abbildung 8).51 

 
Abbildung 8: Bestandteile von Subventionsbegriffen und konkrete Beispiele  
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von FÖS, 2017. 

  

 
51 Die vierte Dimension, die Nicht-Internalisierung externer Kosten, wird als sogenannte implizite Subventionen von der 
Weltbank im Rahmen der Berichterstattung zu fossilen Energieträgern erfasst. Der Detox Development Bericht der Welt-
bank schätzt, dass die weltweiten impliziten Subventionen (6 Billionen Dollar pro Jahr) die expliziten Subventionen (1,25 
Billionen Dollar pro Jahr) bei Weitem übersteigen (Damania et al., 2023).  
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Ganz konkret führen diese definitorischen Unterschiede dazu, dass der Bericht der Bundesregierung ei-
nige steuerliche Regelungen, die vom UBA als Subventionen angesehen werden und die hinsichtlich ihrer 
Verteilungseffekte auf die Geschlechter relevant sind (z. B. das Dienstwagenprivileg), gar nicht betrachtet 
bzw. mit geringeren Subventionsvolumina als das UBA angibt.52 Vergleicht man die Subventionsberichte 
der Bundesregierung und des Umweltbundesamts, so zeigt sich:  
• Von 35 umweltschädlichen Steuervergünstigungen im Bericht des Umweltbundesamts betrachtet 

die Bundesregierung nur 14 Steuervergünstigungen als Subventionen im Sinne ihres Subventions-
begriffs. 

• Aufgrund methodischer Unterschiede weisen Bundesregierung und UBA unterschiedliche Volumina 
für den Umfang einzelner umweltschädlicher Subventionen aus (siehe Abbildung 9). 

Mit Blick auf Gender-Fragen bleibt auch der Bericht des Umweltbundesamts stumm. Er thematisiert zwar 
umweltschädliche Subventionen, die der Subventionsbericht der Bundesregierung nicht betrachtet und 
die mit Genderaspekten verbunden sind (Dienstwagenbesteuerung oder der reduzierte MwSt.-Satz auf 
Fleisch und tierische Produkte), verweist aber lediglich beim Thema Dienstwagenprivileg darauf, dass 
aktuell Männer stärker als Frauen profitieren (UBA, 2021, S 66). Auf allgemeinerer Ebene betont das 
Umweltbundesamt die soziale Wirkung von Subventionen und das Potenzial, durch die Reform von 
Subventionen Synergien zwischen unterschiedlichen gesellschaftlichen Zielen (z. B. Ökologie, 
Verteilungsgerechtigkeit, Gleichstellung) zu stärken.53  

5.2 Budgeting-Analysen und Spending Reviews in Deutschland 
Die Spending Reviews (SR) des BMF sind themenbezogene Berichte mit dem Ziel, die Qualität des Bun-
deshaushalts, d. h. die Effektivität und Effizienz von Ausgabenprogrammen zu verbessern.54 Sie ergänzen 
den Haushaltsprozess und haben stets wechselnde Schwerpunkte, die die Weiterentwicklung der öffent-
lichen Finanzen begleiten. Ihr Fokus ist breiter als umweltschädliche Steuervergünstigungen und fokus-
siert meist auf die Ausgabenpolitik – aber sie betonen im Kontext der Nachhaltigkeitsorientierung der 
öffentlichen Finanzen auch die Notwendigkeit, Ausgaben- und Einnahmeseite zusammenzudenken. Wir 
stellen hier die bisherigen Bezüge in Spending Reviews zu Gender-Fragen explizit (in der 8. SR) und als 
Teil von nachhaltiger Entwicklung (in der 10. und 11. SR) dar.  

5.2.1 Gender Mainstreaming in Fördermaßnahmen des Bundes 
Die 8. SR thematisiert, wie Gender Mainstreaming im Rahmen der Fördermaßnahmen des Bundes im 
Handlungsfeld „Weiterbildung, Wiedereinstieg, Existenzgründung“ gestärkt werden kann. Sie verweist 
auf die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien und dessen Ziel: „Gleichstellung von 
Frauen und Männern ist durchgängiges Leitprinzip und soll bei allen politischen, normgebenden und 
verwaltenden Maßnahmen der Bundesministerien in ihren Bereichen gefördert werden“. Ebenso betont 
 
52 So weist die Bundesregierung bei der Kerosinsteuerbefreiung für den Flugverkehr nur das Volumen des inländischen 
Flugverkehrs aus und klammert das Volumen der Steuerbefreiung des internationalen Flugverkehrs von und nach 
Deutschland aus. In der Folge weist die Bundesregierung für diese Steuervergünstigungen ein Volumen von 584 Millio-
nen Euro, das Umweltbundesamt 8,4 Milliarden Euro aus (vgl. FÖS, 2023b, S. 25).  
53 Dass die Reform umweltschädlicher Subventionen ökologisch, ökonomisch sowie aus verteilungspolitischer Sicht vor-
teilhaft sein kann, zeigt das FÖS an anderer Stelle (FÖS, 2021b). Grund dafür ist, dass viele existierende Subventionen 
nicht nur umweltschädlich sind, sondern auch regressiv wirken (d. h. Menschen mit hohen Einkommen überproportional 
von ihnen profitieren).  
54 Siehe https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/Spending-
Reviews/spending-reviews.html. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/Spending-Reviews/spending-reviews.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/Spending-Reviews/spending-reviews.html
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sie die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern in Gremien und dass Gesetzesentwürfe die 
Gleichstellung von Frauen und Männern sprachlich reflektieren sollen (BMI, 2024). Die 8. SR versucht, 
Verständnis innerhalb der Bundesregierung zu schaffen, z. B. „dass auch vermeintlich genderneutrale 
Gesetze und Maßnahmen sich oft unterschiedlich auf die Lebenssituation von Frauen und Männern55 
auswirken und eine unmittelbare oder mittelbare Wirkung auf die Gleichstellung entfalten können“ (BMF, 
2020a). 

Der Bericht betrachtet insbesondere drei Handlungsfelder: das Gesundheitswesen, Bildung und Arbeits-
markt und soziale Sicherheit (BMF, 2020a).  
• Im Gesundheitswesen zeigt der Bericht geschlechtsspezifische Bedürfnisse und fordert deren stär-

kere Berücksichtigung, z. B. bei Versorgung und Prävention. 
• Mit Blick auf Bildungschancen benennt der Bericht Maßnahmen zur Förderung von Mädchen und 

Frauen und empfiehlt, die berufliche Bildung stärker auf die Bedürfnisse von Frauen auszurichten, 
um ihre Teilnahme am Arbeitsmarkt zu verbessern. 

• Die Erwerbsbeteiligung von Frauen solle weiter gefördert werden und soziale Sicherungssysteme 
müssten geschlechtsspezifische Unterschiede stärker berücksichtigen, um gleichberechtigte Teil-
habe zu ermöglichen. 

Der Bericht betont viele Herausforderungen, insbesondere hinsichtlich Indikatoren und Datenverfügbar-
keit, und hebt hervor, dass ein wichtiger Beitrag sei, die „Sensibilität für Genderaspekte“ zu erhöhen 
(BMF, 2020a). Grundsätzlich sollten Daten geschlechtsspezifisch erhoben werden, um unterschiedliche 
Auswirkungen von Politiken auf Männer und Frauen analysieren zu können.56 Bei der Planung von För-
dermaßnahmen und Ausgaben sollten Gleichstellungsziele festgelegt und durch spezifische Indikatoren 
und Kriterien überprüfbar gemacht werden.57 Dabei verweist der Bericht auf das Monitoring von Pro-
grammen des Europäischen Sozialfonds, welches unterscheidet zwischen (BMF, 2020b, S. 6): 
• Finanzindikatoren: Diese überwachen die Mittelverwendung, z. B. den Anteil der Fördermittel, die 

speziell für Gleichstellungsprojekte eingesetzt werden. 
• Output-Indikatoren: Sie messen unmittelbare Ergebnisse wie Teilnehmerzahlen, etwa die Anzahl 

der Frauen in MINT-Förderprogrammen oder Männer in Pflegeberufsausbildungen. 
• Ergebnisindikatoren: Diese erfassen kurz- und langfristige Wirkungen, beispielsweise die Verände-

rung des Gender Pay Gaps in geförderten Unternehmen oder die Erhöhung des Frauenanteils in 
Führungspositionen nach Mentoring-Programmen. 

Diese Spending Review war die erste in dieser Serie, die Gender-Fragen in der Haushaltspolitik themati-
sierte. Sie empfahl:  
• die Einführung geschlechtergerechter Budgetierung, um sicherzustellen, dass öffentliche Aus-

gaben zur Geschlechtergleichstellung beitragen. 
 
55 Auch dieser Bericht betont, „dass sowohl das biologisch körperliche Geschlecht als auch Geschlechterrollen nicht nur 
binär männlich oder weiblich existieren, sondern als Spektrum verstanden werden müssen“, legt aber den Fokus auf den 
Abbau von Ungleichheit zwischen Frauen und Männern (BMF, 2020a, S. 42).  
56 Verwiesen wird hierzu explizit auf das EXIST Gründerstipendium, dessen Monitoring Daten geschlechtergetrennt er-
hebt, auch wenn im Programm keine Gleichstellungsziele formuliert worden. Die Daten zeigen, dass über 80 % der ge-
förderten Personen männlich waren, das pro Kopf Fördervolumen aber gleich hoch für Frauen und Männer war (BMF, 
2020b). 
57 Hier besteht eine Parallele zu generellen Empfehlungen, die die 11. Spending Review macht unter dem Stichwort 
Wirksamkeitsorientierung und „Verbesserungen der Evaluationskultur“. Die Förderung der Gleichstellung von Männern 
und Frauen ist also sehr anschlussfähig an die Debatte zur Wirkungsorientierung öffentlicher Ausgaben.  
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• Sensibilisierung und Schulung von Entscheidungsträgern in Bezug auf Gender Mainstreaming 
zu stärken. 

• ein kontinuierliches Monitoring und Evaluierung der geschlechtsspezifischen Auswirkungen von 
Ausgaben/Programmen zu entwickeln, um Entwicklung zu messen und weiterzuentwickeln (BMF, 
2020b, S. 11). 

5.2.2 SDG-Budgeting, mehr Nachhaltigkeit und Wirkungsorientierung 
Die zehnte und elfte Spending Review der Bundesregierung sind inhaltlich miteinander verwandt, da sie 
beide zur Entwicklung des Ansatzes eines SDG-Budgetings zur Stärkung der Nachhaltigkeitsorientierung 
des Bundeshaushalts berichten. Grundsätzlich bietet der breite Ansatz zur Stärkung aller Nachhaltigkeits-
ziele – inklusive der Gleichstellung – einen geeigneten Rahmen.  

SDG-Budgeting der Bundesregierung 
Die Berichte stellen den Ansatz der Bundesregierung für ein SDG-Budgeting vor. Dadurch geht die Bun-
desregierung einen dezidiert anderen Weg als viele europäische Nachbarn, die Ansätze zum „Green 
Budgeting“ entwickelt haben (FÖS, 2022). Stattdessen wird ein Konzept entwickelt, das ein Monitoring 
und Analyse der Wirkungen des Bundeshaushalts auf alle Nachhaltigkeitsziele ermöglichen und die Aus-
richtung öffentlicher Ausgaben auf Nachhaltigkeit stärken soll. Der Bericht erkennt an und betont, dass 
die politischen Entscheidungen:  
• „durch welche Steuern und Abgaben ein Staat Einnahmen generiert und 
• wofür die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel ausgegeben werden  
• grundsätzlich positive als auch negative sowie direkte und indirekte Auswirkungen auf das Errei-

chen der einzelnen Nachhaltigkeitsziele haben“ (BMF, 2022, S. 8). 

Ein wichtiger Hinweis hierbei ist, dass die Bundesregierung in ihrem SDG-Budgeting – entgegen der eben 
zitierten Aufzählung – Steuern und Steuervergünstigungen in ihrem bisherigen SDG-Budgeting nicht be-
trachtet (FÖS, 2023d). Damit blendet sie die in Kapitel 3 diskutierten Beispiele und einen großen Teil der 
umweltschädlichen öffentlichen Finanzflüsse bisher aus. 

Für das SDG-Budgeting der öffentlichen Ausgaben entwickelt der Bericht drei zentrale Empfehlungen, die 
in den Haushaltsprozess integriert werden sollen:  
• Signaling: Bezüge zu Nachhaltigkeitszielen in den Vorworten und Vorbemerkungen der Fachkapi-

tel des Bundeshaushalts klarer herausstellen. 
• Tagging: Verknüpfung von Nachhaltigkeitszielen mit einzelnen Haushaltstiteln in der Haushaltsda-

tenbank des Bundes.  
• Analysing: Zur Verbesserung der Effektivitäts- und Effizienzmessung sollen Nachhaltigkeitsas-

pekte systematisch in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und Wirkungsberichten berücksichtigt 
werden. 
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Abbildung 7: Verortung von Signaling, Tagging und Analysing im Haushaltsprozess 
Quelle: FÖS-Abbildung 

Die 11. Spending Review entwickelt das SDG-Budgeting weiter und zeigt anhand von Beispielen aus der 
Pilotierungsphase von BMUV und BMZ, wie Signaling und Tagging bisher intern umgesetzt wurden.58 Im 
Rahmen des Signalings werden in Vorworten und Vorbemerkungen im Fließtext Verweise auf die jeweils 
betroffenen SDGs ergänzt – also SDG 5 zur Geschlechtergleichheit (siehe Handreichung Signaling in BMF, 
2024).  

Im Rahmen des Taggings werden für jeden Titel der Hauptgruppen 6 und 859 im Bundeshaushalt die 
jeweils betroffenen SDGs identifiziert. Bei mehreren relevanten SDGs werden diese dann prozentual ge-
wichtet und das Volumen des Titels auf die jeweiligen Nachhaltigkeitsziele „aufgeteilt“ (BMF, 2024, S. 15).  

 
58 Die Ergebnisse des bisher durchgeführten Signalings und Taggings sind noch nicht veröffentlicht. 
59 Hauptgruppe 6 = laufende Zuschüsse und Zuweisungen (ohne Investitionen), Hauptgruppe 8 = Ausgaben für Investi-
tionen und deren Förderung 
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Abbildung 8: Tagging im SDG-Budgeting am Beispiel des Titels 68706 Internationaler Umweltschutz – 
Export von Technologien gegen die Vermüllung der Meere, Einzelplan 16, Kapitel 01 
Quelle: BMF, 2024. 

 
Abbildung 9: SDG Tagging in der Haushaltsaufstellung 
Quelle: BMF, 2024 
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Die Entscheidungen, welche SDGs getagged werden, soll begründet werden. Perspektivisch sollen die 
Ergebnisse auf Bundeshaushalt.de veröffentlicht werden, so dass alle Ausgaben zu einem bestimmten 
SDG abrufbar und aufgeteilt nach „Herkunftstiteln und Ressorts“ dargestellt werden können. Hier würden 
dann also auch alle Ausgaben für Geschlechtergleichheit der Bundesregierung dargestellt werden. 

Mit Blick auf das Analysing und die Wirkungsorientierung der öffentlichen Ausgaben legt die 11. Spen-
ding Review viele Ansätze vor. Im Kern geht es um Folgendes:  
• Systematische Wirkungsanalysen einzuführen; 
• Datengrundlagen zu verbessern; 
• Allgemein eine „Evaluationskultur“ zu stärken; 
• Die ressortübergreifende Zusammenarbeit zu fördern; 
• Und Ansätze zur Wirkungsorientierung in den Haushaltsprozess zu integrieren 

Im Rahmen der Aufstellung des Bundeshaushalts 2025 soll im Rahmen einer Pilotierung zwischen 
BMF und den jeweils zuständigen Ressorts auf das SDG 13 fokussiert werden – d. h., die Ergebnisse des 
SDG-Budgetings zum Klima- und Transformationsfonds und den Grünen Bundeswertpapieren veröffent-
licht werden („vollständiger Roll-out“). 

Gender im SDG-Budgeting der Bundesregierung: wenig Konkretes bisher 
Der 10. Spending Review zum SDG-Budgeting thematisiert die Genderdimension im Rahmen eines sepa-
raten Kapitels und betont, dass Genderwirkungen als „herausgehobenes Ziel“ im Rahmen des Analysings 
betrachtet werden sollten (BMF, 2022). Es wird die Empfehlung abgeleitet, „schon jetzt bei der Umset-
zung dieser Spending Review – wo es möglich ist – ausdrückliche Aussagen zur Gleichstellung der Ge-
schlechter zu machen“ (BMF, 2022, S. 4). Die 11. Spending Review erwähnt das Thema Gender oder 
Geschlecht überhaupt nicht. In welchem Umfang das Thema und die Wirkungen haushaltspolitischer 
Entscheidungen auf SDG 5 („Gleichstellung der Geschlechter“) im Rahmen des SDG-Budgetings sichtbar 
werden, ist bisher noch unklar.  

5.3 Internationale Beispiele 
Existierende Gender-Budgeting-Ansätze fokussieren oft auf die öffentlichen Ausgaben (siehe z. B. Alonso-
Albarran et al., 2021, für die G20). Genderaspekte von Steuern spielen im Rahmen von Priority-Budge-
ting-Ansätzen hingegen meist eine nachrangige Rolle (wie auch in Deutschland, siehe Abschnitt 5.2). 
Kein Land untersucht bisher systematisch, umfassend und regelmäßig die geschlechterspezifischen Ef-
fekte von umweltschädlichen Steuersubventionen. Einige internationale Beispiele für Priority-Budgeting-
Ansätze bieten jedoch Rahmenbedingungen, die sich für genderbewusste Analysen geplanter und beste-
hender umweltschädlicher Steuersubventionen sowie deren Reformen nutzen lassen. Hier sollen kurz in 
Kanada und Österreich implementierte Ansätze vorgestellt werden. 
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5.3.1 Kanada 
Seit 1994 veröffentlicht Kanada auf Bundesebene60 regelmäßig den “Report on Federal Tax Expenditu-
res”. Der Bericht, der dem Department of Finance Canada obliegt, beleuchtet Steuersubventionen im 
Bereich der Einkommens- und Körperschaftsteuer sowie der Steuer auf Güter und Dienstleistungen 
(“Goods und Services Tax”). Er enthält unter anderem separate Aufstellungen über die geschätzten fis-
kalischen Kosten ineffizienter fossiler Steuersubventionen und deren zeitliche Entwicklung. Als ineffizient 
gelten gemäß einem 2023 erstellten ”Inefficient Fossil Fuel Subsidies Government of Canada – Self-
Review Assessment Framework“61 fossile Subventionen, die nicht eines oder mehrere der folgenden Kri-
terien erfüllen: 
• Ermöglichung signifikanter Netto-THG-Emissionsreduzierungen in Kanada oder international in 

Übereinstimmung mit Artikel 6 des Pariser Abkommens; 
• Unterstützung sauberer Energie, sauberer Technologie oder erneuerbarer Energie; 
• Erbringung einer wesentlichen Energiedienstleistung für eine abgelegene Gemeinde; 
• Kurzfristige Unterstützung in Notsituationen; 
• Unterstützung der wirtschaftlichen Beteiligung der indigenen Bevölkerung an Aktivitäten im Be-

reich fossiler Brennstoffe; 
• Unterstützung von Produktionsprozessen oder Projekten, die einen glaubwürdigen Plan zur Errei-

chung von Netto-Null-Emissionen bis 2030 haben. 

Andere Aspekte – soziale im Allgemeinen wie Genderaspekte im Besonderen – spielen bei der Einordnung 
als „ineffizient“ keine Rolle. 

Jeder Report on Federal Tax Expenditures enthält jedoch eine genderbasierte Analyse (“Gender-based 
Analysis Plus”, GBA+) ausgewählter Steuersubventionen. GBA+ ist ein seit 1995 auf Bundesebene etab-
liertes und 2015 geschärftes, intersektorales Analysewerkzeug, das auf die Entwicklung integrativer und 
gleichstellungsorientierter Politiken, Programme und anderer Initiativen abzielt. Im Mittelpunkt stehen 
Verteilungsaspekte, konkret die Betroffenheit durch bestimmte Themen und relevante Maßnahmen, de-
ren Zuschnitt auf unterschiedliche Bedürfnisse der am meisten Betroffenen sowie die Beseitigung von 
Zugangshürden. GBA+ geht über biologische (Geschlecht) und soziokulturelle (Gender) Unterschiede 
hinaus und berücksichtigt auch andere Faktoren wie Alter, Behinderung, Bildung, ethnische Zugehörig-
keit, ökonomischer Status, geografische Aspekte (einschließlich ländlicher Räume), Sprache, Religion und 
sexuelle Orientierung.62 Bisherige GBA+-Untersuchungen analysieren beispielsweise Steuersubventionen 
für Renten- und Altersvorsorge-Ansparpläne (2024) oder Steuersubventionen aus der Perspektive von 
Personen mit Behinderung (2023). Die im Report on Federal Tax Expenditures aufgeführten fossilen 
Steuersubventionen wurden bislang keiner GBA+ unterzogen. 

  

 
60 Der erste Bericht des Department of Finance Canada zu Steuersubventionen auf Bundesebene wurde 1979 veröffent-
licht. 
61 Siehe https://www.canada.ca/en/services/environment/weather/climatechange/climate-plan/inefficient-fossil-fuel-sub-
sidies/assessment-framework.html. 
62 Siehe https://www.canada.ca/en/women-gender-equality/gender-based-analysis-plus/what-gender-based-analysis-
plus.html. 

https://www.canada.ca/en/services/environment/weather/climatechange/climate-plan/inefficient-fossil-fuel-subsidies/assessment-framework.html
https://www.canada.ca/en/services/environment/weather/climatechange/climate-plan/inefficient-fossil-fuel-subsidies/assessment-framework.html
https://www.canada.ca/en/women-gender-equality/gender-based-analysis-plus/what-gender-based-analysis-plus.html
https://www.canada.ca/en/women-gender-equality/gender-based-analysis-plus/what-gender-based-analysis-plus.html
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5.3.2 Österreich 
Priority-Budgeting-Ansätze werden in Österreich beginnend mit der Haushaltsrechtsreform des Bundes, 
die ab 2009 in mehreren Schritten implementiert worden ist, auf der Bundesebene verfolgt. Integraler 
Bestandteil der seit 2013 praktizierten wirkungsorientierten Haushaltsführung ist das Gender Budgeting, 
das auf zwei Säulen beruht63: erstens auf der Vorgabe von mindestens einem Gleichstellungsziel pro 
Ressort im Rahmen des Haushaltsentwurfs des Bundes, für das Maßnahmen und Indikatoren zur Zieler-
reichung zu formulieren sind; und zweitens auf der Berücksichtigung der tatsächlichen Gleichstellung von 
Frauen und Männern in der Wirkungsfolgenabschätzung, der sämtliche wesentliche Gesetzesentwürfe ex 
ante zu unterziehen sind.  

Seit 2023 wird zudem Green Budgeting im Bundeshaushalt angewendet und soll in den kommenden 
Jahren schrittweise ausgebaut werden (Bundesministerium für Finanzen, 2023). Zuständig ist der im BMF 
angesiedelte Green Budgeting Focal Point, der im Zusammenhang mit dem Schwerpunkt nachhaltiger 
Wiederaufbau des nationalen Aufbau- und Resilienzplans ARP (im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfa-
zilität ARF, dem Herzstück des Corona-Wiederaufbauplans der EU) eingerichtet wurde. In einem ersten 
Schritt werden im Haushaltsentwurf für 2023 Auszahlungen des Bundes mit intendierter klima- und um-
weltbezogener Produktivität ausgewiesen. Im Rahmen des Haushaltsentwurfs 2024 werden zusätzlich 
Auszahlungen des Bundes mit klima- und umweltspezifisch produktivem Nebeneffekt identifiziert. Zudem 
werden erstmals umwelt- und klimakontraproduktive Maßnahmen dargestellt, darunter steuerliche und 
abgabenrechtliche Maßnahmen. Dabei werden indirekte Förderungen bzw. Nicht-Besteuerung (inkl. Steu-
erbegünstigungen) von negativen Maßnahmen sowie sonstige steuerpolitische Anreize berücksichtigt. 
Künftig sollen auch die Effekte der kontraproduktiven Maßnahmen auf die Treibhausgasemissionen (THG) 
ermittelt und ausgewiesen werden. Diese Darstellungen und Analysen sind in der jährlich zusammen mit 
dem Bundeshaushaltsentwurf veröffentlichten und vom Bundesfinanzministerium erstellten Beilage 
„Klima- und Umweltschutz“ enthalten.  

Darüber hinaus hat sich Österreich im ARP verpflichtet, zwischen 2021 und 2025 für den Schwerpunkt 
Grüner Wandel fünf sogenannte Green Spending Reviews in aufeinander aufbauenden Modulen durch-
zuführen, mit dem langfristigen Ziel, alle Aktivitäten des Bundes hinsichtlich ihrer Kompatibilität mit Klima- 
und Umweltschutz zu prüfen.  

Im Green Spending Review Model I wurde folgende Definition für kontraproduktive Maßnahmen erarbei-
tet: „Eine öffentliche Maßnahme ist dann als kontraproduktive/r Anreiz bzw. direkte oder indirekte För-
derung/Subvention zu bezeichnen, wenn ihre Effekte der Einhaltung der völkerrechtlich und unionsrecht-
lich verbindlichen Klima- und Energieziele entgegenwirken und die Implementierung der Maßnahme so-
mit (i) eine Erhöhung des THG-Emissionsniveaus, (ii) eine Reduktion des Anteils Erneuerbarer Energie 
am Bruttoendenergieverbrauch und/oder (iii) eine Reduktion der Energieeffizienz zur Folge hat. Beson-
dere Relevanz kommt in diesem Zusammenhang den negativen Effekten auf das THG-Emissionsniveau 
(jetzt und in den folgenden Jahren inkl. Langfristeffekten) zu.“ Abbildung 13 gibt einen Überblick über 
die Green-Budgeting-Architektur des Bundes in Österreich. 

 
63 Vgl. beispielsweise Budgetdienst des österreichischen Parlaments (2019) oder Schratzenstaller (2017) für Überblicke. 
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Abbildung 13: Green Budgeting im österreichischen BMF 
Quelle: Bundesministerium für Finanzen (2023). 

Damit verfügt Österreich prinzipiell über ein gut ausgebautes Instrumentarium, mit dessen Hilfe beste-
hende umweltschädliche Steuersubventionen (im Rahmen von Spending Reviews bzw. des Green Budge-
ting-Ansatzes) bzw. deren Einführung oder Reform (im Rahmen von Wirkungsfolgenabschätzungen) aus 
klima- und umweltpolitischer Perspektive analysiert werden können. Die Wirkungsfolgenabschätzung, in 
deren Rahmen erwünschte oder unerwünschte Auswirkungen in einer Reihe von festgelegten Politikbe-
reichen („Wirkungsdimensionen“) untersucht werden, bietet prinzipiell eine Grundlage für eine integrierte 
Analyse von Gleichstellungs- und umweltpolitischen Effekten von Gesetzesvorhaben, die auf die Reform 
bestehender umweltkontraproduktiver Steuersubventionen abzielen. Allerdings spielen Genderwirkungen 
im Green Budgeting keine Rolle, Generell werden verschiedene Priority-Budgeting-Ansätze (d. h. Gender 
Budgeting einerseits und Green Budgeting andererseits) parallel ohne Verschränkung angewendet. 

Ähnliches gilt für die Erfassung von (indirekten) Förderungen, die für den Bund jährlich in Form eines 
vom BMF vorgelegten Förderungsberichtes erfolgt. Dieser weist allerdings umweltschädliche Förderun-
gen nicht separat aus und nimmt zudem eine Abgrenzung von indirekten Förderungen vor, die eine Reihe 
der gemeinhin als umweltschädliche Steuersubventionen bezeichnete Ausnahmeregelungen nicht bein-
haltet: In der Abgrenzung des Förderungsberichtes sind „[i]ndirekte Förderungen … Einnahmenverzichte 
des Bundes, die einer natürlichen oder juristischen Person für eine von dieser in ihrer Eigenschaft als 
Träger von Privatrechten erbrachte Leistung, an der ein vom Bund wahrzunehmendes öffentliches Inte-
resse besteht, durch Ausnahmeregelungen von den allgemeinen abgabenrechtlichen Bestimmungen 
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gewährt werden (§ 47 Abs. 3 Z 2 BHG, 2013).“ Dieser Förderungsbegriff schließt somit Regelungen wie 
die Pendlerpauschale aus, da sie keinen Förderzweck, sondern der Berücksichtigung berufsbedingter 
Aufwendungen verfolgt. Eine Abstimmung der in diesem Förderungsbericht enthaltenen indirekten För-
derungen mit den umweltkontraproduktiven Maßnahmen im Abgaben- und Steuersystem, die in der 
Klima- und Umweltbeilage des BMF zum Haushaltsentwurf des Bundes aufgeführt werden, erfolgt nicht. 
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6 Schlussfolgerungen: Forschungs- und Handlungsbedarf 
Um aussagekräftige Analysen der Genderwirkungen von (Reformen von) umweltschädlichen Subventio-
nen zu ermöglichen, besteht auf mehreren Ebenen bzw. in mehreren Bereichen Handlungsbedarf. 

6.1 Institutionelle Ebene 
• Stärkere Repräsentanz von Frauen in (politischen) Entscheidungsprozessen und -strukturen, 

um eine konsequente Klima- und Umweltpolitik voranzutreiben (Advisory Committee on Equal Op-
portunities for Women and Men, 2022): So findet Perkins (2018), dass Frauen klimapolitische 
Maßnahmen mehr als Männer unterstützen; McKinney und Fulkerson (2015) zeigen, dass eine hö-
here Repräsentanz von Frauen in der Politik negativ mit dem CO2-Fußabdruck bzw. positiv mit der 
Resilienz bezüglich des Klimawandels korreliert (Asongu et al., 2022). Gemäß Mavisakalyan und 
Tarvedi (2019) führt eine höhere Repräsentanz von Frauen in Parlamenten zu einer strikteren 
Klimapolitik; Salamon (2023) zeigt, dass der Anteil erneuerbarer Energie im Energieverbrauch mit 
der Repräsentanz von Frauen in Parlamenten steigt. 

• Zusammenarbeit der relevanten Ressorts, Überwindung des Silo-Denkens, auch im föderalen 
Kontext (Advisory Committee on Equal Opportunities for Women and Men, 2022): Die deutsche 
Praxis, aber auch die Beispiele Kanada und Österreich zeigen, dass bestehende Priority-Budgeting-
Ansätze, die oft unkoordiniert nebeneinander praktiziert werden, für integrierte Analysen von SDG-
bezogenen Wirkungen stärker verschränkt werden müssen, um Parallelprozesse zu vermeiden und 
Synergien bezüglich der einzelnen SDG-Ziele sowie auf Prozessebene zu ermöglichen (ebd.). Auch 
die Verbindungen zu relevanten Strategien und Aktionsplänen (beispielsweise die Nationalen Ener-
gie- und Klimapläne) sind zu stärken. 

• Eine Empfehlung aus der kanadischen Praxis für Deutschland könnte sein, einerseits überhaupt 
einen jährlichen Bericht über den Umfang der Tax Expenditures herauszugeben und andererseits 
diesen um eine Analyse der Gender-Wirkungen zu ergänzen. Ein erster vorbereitender Schritt hier-
für könnte sein, existierende Evaluationen zu Steuervergünstigungen (siehe FiFo Köln et al., 2019) 
zu ergänzen um eine Betrachtung der Geschlechterwirkungen und eine Diskussion der Frage, wel-
che Datenbedarfe sich ergeben.  

• Förderung des internationalen Austausches von Daten, Analysen etc. sowie koordinierte Ent-
wicklung von Analysetools und -ansätzen sowie Trainings, beispielsweise auf EU-Ebene (Advisory 
Committee on Equal Opportunities for Women and Men, 2022)  

6.2 Daten und Indikatoren  
Analysen zum Thema leiden immer noch darunter, dass relevante Daten zur Gleich- und Ungleichbe-
handlung der Geschlechter nicht erhoben werden. Die 11. Spending Review der Bundesregierung zur 
Wirkungsorientierung und SDG-Budgeting verweist auf Arbeitshilfen, die für die Erarbeitung von Indi-
katoren („Musterindikatorenleitfaden“) und für Evaluationen („Evaluationsleitfaden“) erstellt worden 
sind, damit eine ressortübergreifende Evaluationskultur etabliert werden kann (BMF, 2024, S. 45). 
• Erhebung und Analyse von Daten: Eine systematische Erhebung und Analyse zuverlässiger, 

nach Geschlecht aufgeschlüsselter Daten ist notwendig, um die Fortschritte bei der Erreichung ge-
schlechtsspezifischer Ziele zu überwachen und zu bewerten. Dies umfasst sowohl Ex-ante- als 
auch Ex-post-Folgenabschätzungen (Europäischer Rechnungshof, 2021). 
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• Gender-Monitoring und -Evaluierung: Diese Prozesse müssen auf der Grundlage eindeuti-
ger geschlechtsspezifischer Ziele und Indikatoren erfolgen. Dies ermöglicht es, die Fortschritte 
bei der Gleichstellung der Geschlechter nachzuverfolgen und gegebenenfalls Anpassungen vor-
zunehmen. 

6.3 Bessere Berichterstattung zu Subventionen und Budgeting 
Die Berichterstattung zu umweltschädlichen Subventionen und Budgeting-Berichte der Bundesregierung 
im Rahmen der Spending Reviews zeigen vor allem:  
• Mangelnde bis keine Berücksichtigung von Genderaspekten. Die Berichte sprechen 

manchmal geschlechtsbezogene Unterschiede an, ohne dass die Auswirkungen genauer analysiert 
würden. Eine weitergehende Analyse scheitert auch daran, dass meist keine geschlechterdifferen-
zierten Daten vorliegen. 

• Definitorische Unterschiede zwischen Berichten verhindern mehr Transparenz zu geschlechts-
bezogenen Auswirkungen. Ein Grund, warum nur sehr wenige Daten zu geschlechtsbezogenen 
Wirkungen bspw. der Dienstwagenbesteuerung vorliegen, ist die definitorische Uneinigkeit inner-
halb der Bundesregierung, welche Steuervergünstigungen überhaupt als Subventionen angesehen 
werden und zu denen entsprechend berichtet wird. Zur Einordnung: Eine der vier in Kapitel 3 be-
trachteten umweltschädlichen Steuervergünstigungen (nämlich die Dienstwagenbesteuerung) wird 
von der Bundesregierung in ihrem Subventionsbericht nicht betrachtet. 

Ansatzpunkte für die Bundesstiftung Gleichstellung zur Verbesserung des Status quo in diesem Bereich 
könnten sein:  
• Integration von Genderwirkungen in die Berichterstattung: Es wäre empfehlenswert, dass 

die Bundesstiftung Gleichstellung sich dafür einsetzt, zukünftige Berichte zur Subventionspolitik 
verstärkt auf geschlechtsbezogene Wirkungen umweltschädlicher Subventionen und von Haus-
haltsausgaben auszurichten. Ansatzpunkte dafür mit Blick auf den Subventionsbericht der Bundes-
regierung wären deren Nachhaltigkeitsprüfung und Nachhaltigkeitsprinzipien sowie die Berücksich-
tigung von SDG 5 im Rahmen der Verknüpfung des Bundeshaushalts mit Nachhaltigkeitszielen. 
Wichtig ist bezüglich Letzterem, dass nicht nur die positiven Wirkungen, sondern auch negative 
Wirkungen identifiziert und adressiert werden. (FÖS, 2023f) 

• Einheitlicher Definitionsrahmen für (umweltschädliche) Subventionen. Im Klimaschutzpro-
gramm 2023 hat die Bundesregierung das Ziel formuliert, „einen einheitlichen Definitionsrahmen 
für klimaschädliche Subventionen (zu) vereinbaren, (…) eine intensivere und regelmäßige Prüfung 
von Subventionstatbeständen mit Blick auf ihre Klimawirkung durch(zu)führen (z. B. im Rahmen 
von Spending Reviews) sowie die Berichterstattung über klimaschädliche Subventionen wei-
ter(zu)entwickeln“ (BMWK, 2023). Dies ist noch nicht erfolgt. Es wäre empfehlenswert, dass die 
Bundesstiftung Gleichstellung sich dafür einsetzt, umfassende Rahmenbedingungen und Datener-
hebungen zu fördern, um die Geschlechterwirkungen umweltschädlicher Steuervergünstigungen 
sichtbar zu machen. Dies würde die Grundlage schaffen, Reformoptionen zu diskutieren, die ökolo-
gische und gleichstellungsorientierte Zielsetzungen miteinander verbinden. 



 

  67 
 

• Bisher scheitert eine klarere Beschreibung und Quantifizierung der Geschlechterwirkungen an 
fehlenden Indikatoren und Daten. Ein laufender Prozess zur Erarbeitung bzw. Verbesse-
rung von Indikatoren und Daten innerhalb der Bundesregierung zielt darauf ab, die Wirkungs-
orientierung öffentlicher Finanzen zu stärken. Die Bundesstiftung Gleichstellung könnte diesen 
Prozess nutzen, um die Datenbasis zu geschlechterbezogenen Auswirkungen zu verbessern. 
Hier sollte geprüft werden, welche geschlechtsbezogenen Indikatoren einen Beitrag zu diesem 
übergreifenden Ziel Wirkungsorientierung leisten können und wo sich Synergien ergeben (vgl. 
Kapitel 6.2). 

6.4 Empirische Forschung zu Genderaspekten in der Umwelt- und 
Klimapolitik 

• Nach wie vor bestehen erhebliche Lücken in der empirischen Forschung zu Genderaspekten 
in der Umwelt- und Klimapolitik. Dies betrifft insbesondere geschlechtsspezifische Anreizeffekte 
von umwelt- und klimapolitisch relevanten Maßnahmen, die mit positiven oder – wie im Falle um-
weltschädlicher Subventionen – mit kontraproduktiven Umwelt- und Klimawirkungen verbunden 
sind. So fehlen etwa geschlechterspezifische Preiselastizitäten für die Nachfrage nach umwelt- und 
klimarelevanten Gütern und Dienstleistungen (beispielsweise Fleisch und tierische Produkte, Mobi-
litätsdienstleistungen, Energie etc.), die für die Beurteilung der Anreizeffekte und damit der Effek-
tivität von klima- und umweltrelevanten Maßnahmen (beispielsweise Erhöhung des Mehrwertsteu-
ersatzes auf Fleisch und tierische Produkte) erforderlich wären. 

• Zudem sind tiefergehende und weiterführende konzeptionelle und methodische Überlegun-
gen erforderlich, wie möglicherweise geschlechterdifferenzierte Anreizeffekte von umwelt- und 
klimarelevanten Maßnahmen sowie deren Reformen analysiert werden können. Sowohl auf Ebene 
der Nationalstaaten als auch im Rahmen des EU-Forschungsrahmenprogramms sollten entspre-
chende Forschungsprojekte verstärkt finanziert werden. 

• Angesichts dessen, dass der Abbau bzw. die Reform umweltschädlicher Subventionen – auch vo-
rangetrieben durch die internationalen bzw. supranationalen Organisationen (IWF, OECD, Europäi-
sche Kommission) – in vielen Ländern auf der politischen Agenda steht oder zumindest Thema ei-
ner öffentlichen bzw. politischen Auseinandersetzung ist, sollte der Austausch nationaler Er-
fahrungen bzw. die Sammlung und Synthese wissenschaftlicher Resultate im Rahmen des länder-
übergreifenden Austausches innerhalb beispielsweise der OECD oder der EU unterstützt werden. 
Auf EU-Ebene könnten solche Bemühungen durch das European Institute for Gender Equality 
(EIGE) unterstützt werden. Auch Kooperationsformate wie die Coalition of Finance Ministers for 
Climate64 bieten sich als Forum für internationalen Austausch an. 

 
64 https://www.financeministersforclimate.org/ 

https://www.financeministersforclimate.org/
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